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Vorbemerkung.
J. Bezeichnung der Quellen. Die „Verfassungder freien

und HansestadtLübeck“ und ihre Ergänzungenwerden hier wieder-
gegebennach ihrer Publikation in der „Sammlung der Lübeckischen
Verordnungenund Bekanntmachungen.“Dieselbenerscheinenwährend
des Jahreslaufs in einzelnenBlättern mit je einem Publikandum
und diese tragen fortlaufende Nummern. NachJahresschlußwerden

sie zu einemBande zusammengeschoben.Jeder Erlaß trägt unter

seiner Uberschrift „Publicirt“, später „Veröffentlicht am "
Es erfolgt nämlich die erste maßgebendeVeröffentlichungin den

LübeckischenAnzeigen.
Die „Verfassung“ nun bildet in Jahrgang 1875 die ) 16,

S. 105—146, der Jahrgang 1875 aber den zweinndvierzigsten
Band der Sammlung. Jene datirt vom 7. April 1875.

II. Inkrafttreten der Gesetze. Da eine gesetzlicheBe-

stimmung darüber fehlt, ist anzunehmen,daß die Gesetze, sofern
sie nicht selbst Abweichendesbestimmen, mit dem Tage ihrer Ver-

öffentlichung in den Anzeigen in Kraft treten.
III. Die einzige wirkliche Verfassungsänderung seit 1875

ist enthalten in der Bekanntmachung, die Abänderung des
Artikel 74. der Verfassung vom 7. April 1875 betreffend.
Gegeben .... am 21. Juli 1879. (Publizirt am 24. Juli 1879.)
Sammlung der LübeckischenVerordnungen und Bekanntmachungen.
SechsundvierzigsterBand. 1879. J3 43. S. 160. Sie wurde

veranlaßt durch das Verschwindendes OA. Lübeck. Den Text
derselbens. unten S. 30. 31.



Sammlung
der

Lübeckischen
Verordnungen und Bekanntmachungen.

ZweiundvierzigsterBand.

. 105.11875, April 7. 16.

Bekanntmachung,
die Verfassung der freien und HausestadtLübeck betreffend.

(Publicirt am 12. April 1875.)

Nachdemdie Verfassungs-Urkundefür die freie und Hansestadt
Lübeck vom 29. December 1851 zugleich mit der Verordnung,
das e bei der Wahl von Mitgliedern der Bürger-
schaftbetreffend, vom 30. December 1848 einer Revision unter-

zogen ist, bringt der Senat die im Einvernehmenmit der
Bürgerschaft festgestellteVerfassung, welcher in den Anhängen
I. bis VII. die auf die Ausführung einzelner Artikel bezüg-
lichen Gesetze,Bekanntmachungenund Regulative beigesüg
sind, zur allgemeinenKenntniß, mit dem Bemerken,daß die
neue VerfassungnebstAnhängen, in Stelle der gleichzeitigauf-
gehobenenbisherigen Gesetze,am 1. Mai d. Is. in Kraft tritt.

Gegeben Lübeck, in der Versammlung des Senates,
am 7. April 1875.

-

-.——---—

S—107-lVerfasfun«gderfreienundhansestadtjkübem.
AÄMWÅA

Erster Abschnitt.
Allgemeine Bestimmungen.

Art. 1.

Der LübeckischeFreistaat bildet unter der Benennung „die
freie und Hansestadt Lübeck“ einen selbstständigenStaat
des DeutschenReiches.
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Art. 2.

Angehörige des LübeckischenFreistaatessind Diejenigen,
deren LübeckischeStaatsangehörigkeit nach Maaßgabe der
Reichsgesetzgebungbegründet ist.

Art. 3.
Bürger des LübeckischenFreistaates sind diejenigen

LübeckischenStaatsangehörigen, welche den Staatsbürgereid

geeisteund das erworbene Bürgerrechtnicht wieder verloren
aben.

Art. 4.

Die Staatsgewalt steht dem Senate und der Bürger-
schaftgemeinschaftlichzu.

«

Für die Ausübung derselben sind die Bestimmungen
dieserVerfassungmaaßgebend.

Zweiter Abschnitt. e 10

Der Senat.

Art. 5.

Der Senat bestehtaus vierzehn Mitgliedern.
Von denselbenmüssen stets achtdem Gelehrtenstandean-

gehören, und unter diesenwenigstenssechsRechtsgelehrtesein.
Die übrigen sechsMitglieder dürfen dem Gelehrtenstande

nicht angehören; unter ihnen müssenwenigstens fünf Kauf-
leute sich befinden.

Art.6rt. 6.

Wählbar zum Senatsmitgliede ist, wiewohl unter Berück-
sichtigung des Art. 5., jeder zum Mitgliede der Bürgerschaft
wählbare Bürger des LbbechschenFreistaates, wenn er das

dreißigsteLebensjahr vollendet hat.
Ausgeschlossenvon der Wahl ist Derjenige, dessenVater,

Sohn, Vollbruder, Halbbruder, Stiefvater, Stiefsohn, Schwie-
gervater, Schwiegersohnoder offener Handelsgesellschafterbe-
reits Mitglied des Senates ist.

Art. 7.

§. 1. Wenn zur Wahl eines Mitgliedes des Senates zu
schreitenist, ruft der Senat die Bürgerschaft (Art. 19.) zu-
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sammen. Nachdem die letztere versammelt ist, zeigt der Senat
derselbendurch Commissarean, wie viele von seinenMitglie—
dern zur Vornahme der Wahl sich eingefundenhaben, und
fordert die Bürgerschaft auf, eine gleich große Anzahl aus
den in ihrer Versammlung Erschienenenzu Wahlbürgern zu
erwählen. Die Wahlbürger werden von den Commissaren
in den Rathssaal geführt, die Bürgerschaftselbstwird entlassen.

§. 2. Die Mitglieder des Senates und die Wahlbürger
treten darauf zu einer Wahlversammlung zusammenund leisten,
nachdem der im Senate den Vorsitz führende Bürgermeister
(Art. 14.) die das Verfahren bei der Wahl bestimmendenVor-
schriften der Verfassungverlesen hat, folgenden Eid:

Ich gelobe und schwörezu Gott, daß ich bei der
jetzt vorzunehmenden Wahl eines Mitgliedes des
Senates die bestehendenVorschriften genau befolgen,
über Alles, was in den Wahlkammern oder unter
den Obmännern gesprochenwerden wird, das strengste
Stillschweigenbeobachtenund nur!) Demjenigenmeine
Stimme gebenwill, welchernachmeiner Ueberzeugung
der Würdigste ist. So wahr mir Gott helfel

Der im Senate den Vorsitz führende Bürgermeister lies't
dieseEidesformel vor und alle Anwesendensprechendie Worte:
Ich schwörees!

§. 3. Sodann werden drei aus je zwei Mitgliedern des
Senates und je zwei Wahlbürgern bestehendeWahlkammern
durch das Loos gebildet, in der Art, daß zuerst unter die
Mitglieder des Senates, mit Ausschluß des den Vorsitz führen-
den Bürgermeisters, und hierauf unter die Wahlbürger Loose
ausgetheilt werden, von denen jedesmalzwei mit der Nummer I.,
zwei mit der Nummer II., zwei mit der Nummer III. bezeich-
net, die übrigen aber unbezeichnetsind.

5. 4. Jede Wahlkammer begiebt sich in das für sie be-
stimmte Wahlzimmer. Die im Rathssaale zurückbleibenden
Senatsmitglieder und Wahlbürger erwählen durch das Loos
aus ihrer Mitte zwei Mitglieder des Senates und zwei Wahl-
bürger zur Entgegennahmeund Aufzeichnung der Stimmzettel
bei einer etwanigen allgemeinen Wahl. (8. 9. u. 10.)

§. 5. Die Mitglieder der Wahlkammern dürfen bis zur
Beendigung ihres Wahlgeschäftesnicht leise mit Jemandem
reden, auch nicht das Wahlzimmer verlassen. Von keiner
Wahlkammer und von keinem Mitgliede derselbendarf an eine
andere Wahlkammer oder an ein Mitglied der anderen Wahl-
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kammern,auch nicht an die im RathssaaleZurückgebliebenen,

undreben so wenig von diesenan jene, irgend eine Mittheilung
erfolgen. «

§. 6ö. In jeder Wahlkammer führt das seinemAmte nach
älteste Mitglied des Senates den Vorsitz.

Die Wahlhandlung wird damiteröffnet, daß die Mitglieder
der Wahlkammer einzeln diejenigenBürger nennen, welchesie
zur Besetzungdes erledigtenAmtes vorzugsweisegeeignethalten.

In keiner Wahlkammer darf ein in ihr selbst sitzender
Wahlbürger genannt. Mitglieder der anderen Wahlkammern
können dagegenin Vorschlag zebrachtwerden.

K. 7. Nachdem hierauf die von dem Vorsigendenan-

gefertigte Liste sämmtlicher genanntenPersonen durchAus-
scheidender nach den Bestimmungen der Verfassung nicht
wählbaren berichtigt ist, fordert der Vorsitzendedie Mitglie-
der der Wahlkammer zu einer freimüthigen Besprechungüber
alle Diejenigen auf, deren Namen auf der Liste gebliebensind.

1§. 8. Nach beendigter Umsprachewird zur Wahl des S. 110.

von der Kammer Vorzuschlagendengeschritten, indem jedes
Mitglied der Kammer den Namen Desjenigen ausfschreibt,wel-
chen es unter den auf der Wahlliste Gebliebenen für den
Würdigsten hält. Sind wenigstens drei Stimmen für eine
und dieselbe Person abgegeben,so ist diesevon der Wahl-
kammer vorzuschlagen. Vertheilen sichdagegendie abgegebenen
Stimmen über drei oder vier Personen und wird auch bei
wiederholter Umstimmung die zum Vorschlag erforderliche.
Stimmenzahl nicht erreicht, so wird ein Obmann durch das
Loos aus der Mitte der Wahlkammer bestimmt, zum Zweck
der Entscheidungdarüber, welche von denjenigenPersonen,
welche nur eine Stimme erhalten haben, auf der Wahlliste
zu streichenist, worauf über die auf derselbenverbleibenden
Personen von Neuem abgestimmtwird.

Sollte sich unter zwei Personen Stimmengleichheit er-

geben und diesedurch eine wiederholteUmstimmung nicht ge-
hoben sein, so wird ebenfalls mit der Ausloosung eines
Obmannes aus der Mitte der Wahlkammer verfahren, wel-
cher in diesem Falle zu entscheidenhat, wer von den in

Fagesehendenzwei Personen durch die Wahlkammer vor-

zuschlagen ist.
§6.9. Sobald eine Wahlkammer ihr Geschäft beendigt

hat, läßt sie dem im Senate den Vorsitz führenden Bürger-
meisterdavon Anzeigemachen. Nachdemdies von allen drei
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Wahlkammern geschehenist, werden die Mitglieder derselben
aufgefordert, sich wieder in den Rathssaal zu begeben. Der
Vorsitzende jeder Wahlkammer nennt sodann den von dieser
Vorgeschlagenen.Habensämmtliche Wahlkammerndieselbe
Person in Vorschlag gebracht, so erklärt der im Senate den
Vorsitz führende Bürgermeister diesesofort als zum Mitgliede
des Senates erwählt. Sind aber zwei oder drei ver-

schiedene Personen vorgeschlagen,so ist durch die Wahl-
versammlung einer der Vorgeschlagenennach unbedingter
Stimmenmehrheit, durch geheime Abstimmungmittelst Stimm-
zettel, zu wählen, ohne daß eine weitere Besprechungüber die
in Vorschlag gebrachtenPersonen stattfindet. »

,§.10.WennunterdreiVorgeschlagenendieStimmen
sichdergestaltvertheilen, daß keiner derselbendie Mehrheit aller
abgegebenenStimmen erhält, so wird die Wahl unter Weglas-
sung Desjenigen, auf welchendie wenigstenStimmen gefallen
sind, fortgesetzt.

Sollten jedoch alle drei Vorgeschlagenenoder zwei der-
selben neben dem Dritten eine gleiche Stimmenzahl erhalten,
so wird zuvörderst versucht,durch eine Wiederholung der Ab-
stimmung die Stimmengleichheit zu beseitigen; mißlingt aber
dieser Versuch,sowerden aus sämmtlichenTheilnehmern an der
Wahlhandlung fünf Obmänner ausgeloost, welche in ein be-
sonderesZimmer treten und dort nach Stimmenmehrheitzu
entscheidenhaben, wer von denjenigen Vorgeschlagenen,auf
welche eine gleiche Stimmenzahl gefallen ist, von der Wahl-
liste wegzulassenist, worauf über die auf derselbenverbleiben-
den Personen von Neuem abgestimmtwird.

Ergiebt sich Stimmengleichheit für zwei auf der Wahl-
liste verbliebene Personen und wird auchdiese bei einer boch=maligen Umstimmung nicht beseitigt,so wird in gleicherWeise
mit der Ausloosung von fünf Obmännern verfahren, welche
in diesemFalle nach Stimmenmehrheit über einen der beiden
Vorgeschlagenensich zu vereinigen haben. Der von ihnen
Genannte wird sodann durch den im Senate den Vorsitz führen-
den Bürgermeister für gewählt erklärt.

·

Würde einer der Wahlbürger selbstunter den von den
WahlkammernVorgeschlagenenoder unter denjenigensichbe-
finden, welche nach wiederholtem Wahlversuche gleich viele
Stimmen erhalten haben, so kann er zwar in jenemFalle an

der Wahl Theil nehmen, in diesemaber nicht zum Obmann
ausgeloostwerden.
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Art. 8.

Jede im Senate erledigte Stelle muß innerhalb vier

Wochenwieder besetztwerden. .

«

Sollten mehrereStellen im Senate gleichzeitigerledigt
sein, so sind die verschiedenenWahlen an verschiedenenTagen
vorzunehmen. Bei jeder Wahl ist das vorgeschriebene Ver—

fahren auf's Neue einzuleiten.

Art. 9.

Eine Verpflichtung zur Annahme der Wahl zum Mit-
gliede des Senates findet nicht Statt. Auch stehtder Austritt
aus dem Senate jederzeit frei.

Art. 10.

In der nächstennach der Wahl stattfindendenVersamm-
lung des Senates wird das neu erwählte Mitglied in Gegen-
wart des Bürgerausschusses(Art. 53.) feierlich eingeführt und
leistet folgenden Eid:

Als neu erwähltes Mitglied des Senates dieser freien
Stadt gelobe und schwöreich zu Gott:

Ich will meinem Amte gewissenhaftvorstehen, das

Wohl des Staates nach allen meinen Kräften er-

streben, die Verfassung desselbengetreu befolgen, das
öffentlicheGut redlich verwalten und bei meiner Amts-
führung, namentlich auch bei allen Wahlen, weder
auf eigenenVortheil noch auf Verwandtschaft oder
FreundschaftRücksichtnehmen. Ich will die Gesetze
des Staates handhaben und Gerechtigkeitüben gegen
Jeden, er sei reich oder arm. Ich will auch ver-

schwiegensein in Allem, was Verschwiegenheiterfor-
dert, besondersaber will ich geheim halten, was ge-
heim zu halten mir geboten wird. So wahr mir
Gott helfe!

Art. 11.

Die Mitglieder des Senates bekleiden ihr Amt lebens-
länglich und beziehenwährend ihrer Amtsführung die durch
das GesetzfestgestelltenHonorare.

Weann und in welcherWeiseeine Versetzungvon Senats-
mitgliedern in den Ruhestand, unter Gewährung eines Ruhe-
gehaltes, stattfindet, so wie in welchenFällen ein Mitglied

S. 117.
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zum Austreten aus dem Senate verpflichtet ist oder genöthigt
werden kann, ist durch die betreffendenGesetzebestimmt.

Art. 12.

Jedes Mitglied des Senates muß in der Stadt Lübeck
oder in einer Vorstadt derselben, in letzteremFalle mit der
Verpflichtung, ein zu bestimmtenZeiten zugänglichesGeschäfts-
zimmer in der Stadt zu halten, seinen regelmäßigen Wohn-
sitzihaben, oder doch, sofern dies bei seinem Eintritt in den

Smnatnicht der Fall seinsollte, binnen drei Monaten daselbst
nehmen. "

Art. 13.

Die aus dem Gelehrtenstandeerwählten Mitglieder des
Senates dürfen kein Gewerbe betreiben, auchohne vorgängige
Genehmigung des Senates kein Nebenamt und keine Neben-
beschäftigung, mit welchen eine fortlaufende Remuneration
verbunden ist, übernehmen.

Dieselbe Genehmigung ist zum Eintritt derselben in den

Vorstand, Verwaltungs= oder Aufsichtsrath einer jeden auf Er-
werb gerichteten Gesellschaft erforderlich. Sie darf jedoch
nicht ertheilt werden, sofern die Stelle mittelbar oder unmittel-
bar mit einer Remuneration verbunden ist.

Die ertheilte Genehmigung ist jederzeit widerruflich.

Art. 11.

Der Vorsitzende des Senates wird von diesem für die
Dauer von zwei Jahren aus seiner Mitte gewählt und führt
während dieser Amtsführung den Titel Bürgermeister.

Seine Wahl geschieht in der Weise durch geheimeAb-

stimmung nach unbedingter Stimmenmehrheit, daß, wenn

letztere nicht sofort bei der ersten Abstimmung erlangt wird,
unter den beiden Personen, auf welchedie meisten Stimmen
gefallen sind, abermals zu wählen ist.

Ergiebt sichStimmengleichheit, so ist nachAnleitung des
Art. 7. J. 10. Abs. 2. und 3. zu verfahren.

Der vom Vorsitz Abtretende kann nicht sofort wieder ge-
wählt werden.

Im Falle der Vorsitzende während seiner Amtsführung
aus dem Senate ausscheidet, wird sein Nahfolgernur für
die Dauer der dem Vorgänger zuständiggewesenenAmtsführung
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gewählt. Der Gewählte verliert jedochdadurch seine Wähl-
barkeit bei der nächstenWahl nicht.

Art. 15. S. 113.

In Verhinderungsfällen wird der Bürgermeister durch
dasjenige Mitglied des Senates vertreten, welches zunächst
vor ihm den Vorsitz im Senate gehabt hat.

Sollte ein Mitglied des Senates, welches in demselben
bereits den Vorsitz geführt hat, nicht vorhanden sein, so wählt
der Senat für die Dauer der Amtsführung des derzeitigen
Bürgermeisters den Vertreter im Vorsitze in der für die Wahl
des Bürgermeisters vorgeschriebenenWeise.

Art. 16.

Die Vertheilung der Geschäfteunter die Mitglieder des
Senates (die Rathssetzung)findet alle zwei Jahre im Anfange
des Monats December statt; die Rathssetzung tritt mit dem

Anfange des nächstenJahres in Kraft. Es steht jedoch dem
Senate frei, bei außerordentlichenVeranlassungenauch in der

ZwischewzeitAnderungen in der Vertheilung der Geschäftevor-

zunehmen.
Die Rathssetzung beginnt mit der Wahl des Bürger-

meisters.
Demnächst treten der derzeitige Bürgermeister, der zu

seinemAmtsnachfolgerGewählte und drei Mitglieder des Se-
nates, welchediesezuvor mittelst unbedingter Stimmenmehr-
heit erwählt hat, zusammen. Diese fünf Personen bestimmen,
nöthigenfalls nach Stimmenmehrheit, die Vertheilung der Ge-
schäftesowie den Vorsitz in den einzelnen Behörden, worauf
in der nächstenVersammlung des Senates die Rathssetzung
verlesenund sofort öffentlich bekannt gemachtwird.

Art. 17.

Die Protokollführung im Senate und die Leitung der

Senatskanzleiist zweiSecretairen, die Aufsicht über das Staats-
archiv einem Archivar übertragen. Die Wahl derselbensteht
dem Senate zu.

Art. 18.

Dem Senate allein ist die Leitung sämmtlicher Staats-

angelegenheitenanvertraut, insoweit nicht die nachfolgenden



12 Verfassung von Lübeck.

Bestimmungen eine Mitwirkung oder Zustimmung der Bürger-

seanin ihrer Gesammtheit(Art. 20—52.) oder des Bürgeraus-
schusses(Art. 53—772.) ausdrücklichvorschreiben.

Die Gemeindeangelegenheitender Stadt Lübeck werden,

6 lange und insoweit das Gesetznicht etwas Anderes be-
timmt, vom Senate in derselbenWeise, wie die Angelegen-

heiten des Staates, unter Mitwirkung oder Zustimmung der
Bürgerschaft, beziehungsweisedes Bürgerausschusses,geleitet.

S.114. Dritter Abschnitt.

Die Bürgerschaft.
Art. 19.

Die Bürgerschaft besteht aus einhundertundzwanzig
Mitgliedern (Vertretern). Sie übt ihre Thätigkeit theils in
ihrer Gesammtheit Art. 20—52.) theils durcheinen Aus-
schuß (Art. 53—72.) aus.

I. Die Bürgerschaft in ihrer Gesammtheit.
Art. 20.

Zur Theilnahme an der Wahl der Vertreter sind, vorbe-
hältlich der Bestimmungen des Art. 21, alle Bürger des Lü-

beckischenFreistaates(Art. 3.) berechtigt, welchein demselben.
ihren regelmäßigen Wohnsitz haben.

Art. 21.

Von der Ausübung des Wahlrechts ausgeschlossensind:
1) Diejenigen, welcheunter Curatel stehen;
2) Diejenigen, über deren Vermögen Concurs gerichtlicher-

öffnet worden ist, bis sie von allen Ansprüchen ihrer
Gläubiger befreit sind;

3) Diejenigen, welcheeine Armenunterstützung aus öffent-
lichen oder Gemeindemitteln beziehenoder im letztender

Wahl voraufgegangenenKalenderjahref bezogenhaben;
4) Diejenigen, welchen die bürgerlichen Ehrenrechterechts-

“# aberkannt sind, für die Dauer des Verlustes dieser
echte.
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Art. 22.

Wer an der Wahl der Vertreter Theil zu nehmenberechtigt
ist, kann auch zum Vertreter gewählt werden, sofern er nicht
Mitglied des Senates ist.

Art. 23.

Die Wahlen der Vertreter werden in zehn abgesonderten
Wahlbezirkenvorgenommen:

der ersteWahlbezirk umfaßt das Jacobi-Quartier der Stadt
Lübeck und die Vorstadt St. Gertrud;

der zweite,das Marien-Magdalenen-Quartier der Stadt S. 115.

Lübeck;
der dritte das Marien-Quartier der Stadt Lübeck und die

Vorstadt St. Lorenze
der vierte das Johannis-Quartier der Stadt Lübeck und die

Vorstadt St. Jürgen;
der fündtedas Städtchen Travemünde:;
der sechsteden Travemünder Landbezirk (die Gemeinden

Brodten, Gneversdorf, Teutendorf, Rönnau, Ivendorf,

Srewoork.Dummersdorf, Kücknitz, Herrenwyk und
iems):

der siebenteden Burgthor-Landbezirk (die Gemeinden Goth-
mund, Israelsdorf, Schlutup, Schattin und Utechtz;

der achteden Holstenthor-Landbezirk(die Gemeinden Vor-
werk, Krempelsdorf, Schönböcken,Curau, Dissau, Mal-
kendorf und Krumbeck;

der neunte den Mühlenthor-Landbezirk (die Gemeinden
Strecknitz, Wulfsdorf, Vorrade, Blankensee, Beiden-

dort,Crummesse, Cronsforde,Niederbüssau, Ober-
büsasGenin, Moisling, Niendorf, Reeke und Moor-

garten): »

der zehnteden RitzerauerLandbezirk(dieGemeinden Düchels-
dorf. Sierksrade, Hollenbeck, Behlendorf, Albsfelde,
Giesensdorf, Harmsdorf, Nusse, Ritzerau, Poggensee,
Groß-Schretstaken,Klein-Schretstakenund Tramm).

Art. 24.

Die Zahl der in jedemWahlbezirkezu ernennenden Ver-
treter richtet sichnach dem Verhältnisse der Bevölkerung des-
selbenzu der Gesammtbevölkerungdes LübeckischenFreistaates.
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Dieselbe wird durch eine vom Senate nach dem Ergebnisse
der jeweiligen letzten Volkszählung zu erlassendeVerordnung
bestimmt.

Art. 25.

Jeder Wähler kann sein Wahlrecht nur persönlichund
nur in demjenigenWahlbezirke ausüben, in welchemer seinen
regelmäßigen Wohnsitz hat.

Dagegen ist die Wählbarkeit in einem Wahlbezirkenicht
durch den Wohnsitz in demselbenbedingt.

Art. 26.

Die Mitglieder der Bürgerschaft vertreten nicht den Wahl-
bezirk, in welchem sie gewählt sind, sondern die Gesammtheit
aller Staatsangehörigen. Sie sind von keinerlei Instructionen
abhängig, haben vielmehr lediglich ihrer Ueberzeugung von

dem, was das Wohl des Staates fordert, zu folgen.

Art. 27.

* Mitglieder der Bürgerschaft werden auf sechsJahre
erwählt.

Alle zwei Jahre treten Diejenigen aus, welchesechsJahre
zuvor in die Bürgerschaft gewählt sind und werden zugleich
mit den im Laufe der letzten zwei Jahre ausgeschiedenenVer-
tretern durch neue Wahlen ersetzt.

Die austretenden Mitglieder können sofort wiedergewählt
werden.

Die Thätigkeit der neu gewähltenMitglieder der Bürger-
schaft beginnt mit der am dritten Montage im Julimonat
stattfindenden regelmäßigen Versammlung der Bürgerschaft.

Art. 28.

Eine Verpflichtung zur Annahme der Wahlfindet, nicht
statt; dochgilt die Wahl für angenommen, wenn der Gewählte
nicht innerhalb sieben Tagen, nachdemer die Anzeige von

seiner Wahl erhalten, dem Wortführer der Bürgerschaft
(Art. 34.) die Ablehnung angezeigthat.

Der Austritt aus der Bürgerschaft ist ohneAngabe von
Gründen gestattet. Derselbe erfolgt durch eine an den Wort-
führer der Bürgerschaft gerichteteschriftliche Erklärung.
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Treten bei einem Mitgliede der Bürgerschaft Verhältnisse
ein, durch welchees seineWählbarkeit verliert (Art. 21.), so
ist dasselbeverpflichtet, aus der Bürgerschaft auszutreten.

Art. 29.

Wenn in Gemäßheit der im Art. 28. erwähnten Fälle
oder durch Tod mehr als zwanzig Bürgerschafts-Mandate er-

ledigt sind, so müssenan Stelle der Ausgeschiedenenfür die

Zeitdauer ihres Mandats Ersatzmännergewählt werden, falls
nicht innerhalb der nächsten sechsMonate die ordentlichen
Neuwahlen (Art. 30.) bevorstehen.

Art. 30.

Die Wahlversammlungen für die Bürgerschaft finden
alle zwei Jahre statt und zwar für die sechsletzten Wahl-
bezirkeam ersten,dritten, fünften, siebenten,neunten und elften,
für die vier ersten am vierzehnten, siebenzehnten,zwanzigsten
und dreiundzwanzigstenWerktage des Junimonates.

Die Reihenfolge, in welcher die einzelnen Bezirke die
Wahlen vorzunehmen haben, wird im Aprilmonat von dem
Bürgerausschussedurch das Loos bestimmt und von dem
Wortführer der Bürgerschaft durch das LübeckischeAmtsblatt
bekannt gemacht.

Zu der Wahlversammlung eines jeden Bezirkes beruft
der Wortführer der Bürgerschaft die zur Theilnahme an der-
selben Berechtigten sieben Tage vorher mittelst Aufforderung
durch das LübeckischeAmtsblatt, die Wähler in den länd-
lichen Wahlbezirken außerdem durch Veranlassung der orts-

üblichen Bekanntmachung.

Art. 31. S. 117.

Geleitet werden die Wahlversammlungen durch einen be-
sonderen für jeden Wahlbezirk vom Bürgerausschussealle zwei
Jahre im April zu ernennenden Wahlvorstand, welcher aus
einem Mitgliede des Bürgerausschussesals Vorsitzendem,und
für die ersten vier Wahlbezirke aus sechs, für die anderen
aber aus drei in dem betreffendenBezirke wohnhaften Bür-
gern besteht. Neben diesenMitgliedern des Wahlvorstandes
hat der Bürgerausschuß eine gleich große Zahl als Stellver-
treter derselbenzu bezeichnen.
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Die zu Mitgliedern der Bezirks-Wahlvorstände Ernannten
und deren Stellvertreter sind dieser Wahl zu folgen verbunden,
falls sie nicht dem Bürgerauss isenachweisen, daß Krank-
heit oder eine znansschiebbareeise sie daran verhindern.

Zur Protokoll ührungin den einzelnenroberiammelungen wird jedem Wahlvorstandeder Protokollführer der
Bürgerschaft beziehungsweisedessenVertreter (Art. 35. 36.)
beigeordnet.

Art. 32.

Ueber die Wahlhandlung in jedemBezirke ist ein Proto-
koll aufzunehmen.

Dasselbemuß die Namen aller derer enthalten, auf welche
in diesemBezirke Stimmen abgegebensind, in der durch die
Stimmenzahl beziehungsweisedas Loos gebotenen Reihen-
folge, bei jedem mit Angabe der auf ihn gefallenenStimmen,
und von dem Vorsitzenden des Wahlvorstandes so wie von
dem Protokollführer unterzeichnetwerden.

Dies Protokoll ist unmittelbar nach Beendigung der
Wahlhandlung nebsteiner vom Protokollführer beglaubigten
Abschrift dem Wortführer der Bürgerschaft zuzustellen. Dieser
hat sofort das Namensverzeichnißder in dem betreffenden
Bezirke gewählten Vertreter durch das LübeckischeAmtsblatt
bekannt zu machen, die Abschrift des Protokolls dem Vor-
sitzendendes Senates zu übersendenund den zu Vertretern
Erwählten ihre Wahl schriftlich anzuzeigen.

Art. 33.

Das bei den Wahlen im Einzelnenzu beobachtende Ver-

safrenist durch eine besondere Wahlordnunggesetzlichfest-
gestellt.

Art. 34.

In der ersten nachBeendigung der alle zweiJakrestatt-
findendensurgeinzungswohnen(Art. 27.) berufenen Versamm-
lung erwählt die Bürgerschaft aus ihrer Mitte einen Wort-

führer und zwei Stellvertreter desselbenauf zwei Jahre.
Die Gewählten sind verpflichtet, die Wahl anzunehmen,und
scheiden,wenn sieMitglieder des Bürgerausschussessind, aus

demselbenaus.
Der Wortführer kann nach Ablauf seiner Wortführung

nicht sofort wieder gewählt werden. Einer später zam zweiten
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Male auf ihn gefallenen Wahl ist er Folge zu leisten ver-

pflichtet, jede fernereGaßtaber abzulehnenberechtigt.
Im Falle der Wortführer während seiner Vortsüfrungaus der Bürgerschaft ausscheidetoder als solcherauf seinen

Antrag von der Bürgerschaft entlassenwird, ist sein Nach-
folger nur bis zur nächstenErneuerung der Bürgerschaft zu
wählen. Letzterer verliert jedoch dadurch seine Wählbarkeit
bei der nächstenWahl nicht.

Art. 35.

Die Bürgerschaft erwählt ferner einen Protokollführer
auf fünf Jahre, welchemzugleich das Archiv der Bürgerschaft
wie des Bürgerausschussesanvertraut ist. Derselbe hat sich
durch Unterzeichnungeines gesetzlichfestgestelltenReverses an

Eidesstatt zur getreulichenWahrnehmung seiner Obliegen-

teitenzu verpflichten und erhält aus der Staatskasse eine
ntschädigungfür seineBemühungen. Der abtretende Protokoll-

führer kann sofort wiedergewählt werden.
Der Protokollführer der Bürgerschaft ist verpflichtet, den

irgioborlführerdes Bürgerausschusses(Art. 56.) in Be-
hinderungsfällen zu vertreten.

Art. 36.

Die Wahl des Wortführers der Bürgerschaft ist nur

dann als vollzogen zu betrachten, wenn die Mehrheit aller
abgegebenenStimmen sich für eine und dieselbePerson aus-

gesprochenhat. Wird ein solches Ergebniß bei der ersten
Wahl nicht erreicht, so ist unter den drei Personen, welche
die meisten Stimmen erhalten haben, und, wenn auch auf
dieseWeise die erforderlicheStimmenmehrheit nicht gewonnen
wird, unter den Beiden, für welche bei der Nachwahl die
meisten Stimmen sich erklärt haben, abermals zu wählen.
Wenn Mehrere eine gleiche Anzahl von Stimmen erhalten
haben, sei es bei der erstenWahl, sei es bei einer Nachwahl,
so entscheidetunter ihnen das Loos.

Diese Bestimmungen gelten auch für die Wahlen der
Stellvertreter des Wortführers, sowie für die Wahl des
Protokollführers der Bürgerschaft.

Art. 37.

Die Bürgerschaft tritt auf Berufung durch den Wort-
führer zusammen.

Deutsche Staatsgrundgesetze. X. Abteil. I. 2
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Fest bestimmte Tage sind der dritte Montag in den
Monaten März, Juli, September und December. Außer-
dem muß die Bürgerschaftberufen werden, so oft der Senat
es für erforderlicherachtetoder der Bürgerausschußes begehrt,
oder wenn mindestens dreißig Mitglieder bei dem Wortführer
unter Darlegung des Zweckesschriftlich darauf antragen.

Ueber die Zeit und den Ort der Versammlung hat der
Wortführer mit dem für die Verhandlungen mit der Bürger-
schaft bestelltenSenatscommissarsich zu verständigen.

Art. 38.

Mit Ausnahme dringlicher Fälle ist jede Versammlung
der Bürgerschaft vom Wortführer sieben Tage zuvor durch
das LübeckischeAmtsblatt bekannt zu machen und spätestens
drei Tage vor derselbenjedemVertreter ein Abdruck der zur
Verhandlung kommenden Anträge des Senates nebst einer
gedrucktenEinladung zuzustellen.

Art. 39.

Den Vorsitz in den Versammlungen und die Leitung der

Geschäftehat der Wortführer der Bürgerschaft. Ist derselbe
verhindert oder wünscht er bei der Verhandlung eines Gegen-
standes an der Berathung Theil zu nehmen, so tritt einer

der.Stellvertreter desselbenfür ihn ein nach der Reihenfolge,
welchedurch die Wahl bestimmt ist.

«

Art. 40.

Die Versammlungder Bürgerschaftist beschlußfähig,wenn

mindestens die Hälfte der jeweiligen Vertreter anwesendist.

Art. 41.

In den Versammlungender BürgerschaftsindCommissare
des Senates gegenwärtig und an der Berathung Theil zu
nehmenberechtigt. Die Anwesenheitderselbenist jedochnicht
erforderlich, wenn es sichum Wahlen oder Gegenständehandelt,
über welche die Bürgerschaft ohne Mitwirkung des Senates
entscheidenkann.

Art. 42.

Die Versammlungen der Bürgerschaft sind in der Regel
öffentlich; der Ausschluß der Oeffentlichkeit tritt ein, wenn
der Senat oder die Bürgerschaft es begehrt.
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Art. 43.

§. 1. Jeder Abstimmung geht eine freie Berathun
über den in Antrag gebrachten Gegenstand voraus. Na-
dem Schlussederselbenerfolgt die Abstimmung über bestimmte
von dem Vorsitzendenzu stellendeFragen, welche stets so zu

fasfensind, daß sie mit Ja oder Nein beantwortet werden
önnen.

§. 2. Die Abstimmung geschiehtdurch Aufstehen und
Sitzenbleiben,die von der Bürgerschaftboturch ussiWahlen
erfolgen durch Abgabe von Stimmzetteln.

Eine Abstimmung durch namentlichenAufruf findet statt,
wenn dieses vor dem Schlusseder Berathung von mindestens
zwanzig Mitgliedern der Versammlung beantragt worden ist.

[§. 3. Die Beschlüssewerden durch StimmenmehrheitS. 12.

sämmtlicher an der AbstimmungtheilnehmendenMitglieder
der Bürgerschaftgefaßt; auch bei Wahlen entscheidetdie Mehr-
heit der abgegebenenStimmen.
Ergiebt sich Gleichheit der Stimmen, so gilt bei einer
zur Entscheidungverstellten Frage diesefür verneint, bei einer

Wahl dagegenentscheidetdas Loos. .

§. 4. Wer Zusätze, Beschränkungenoder sonstigeAende-
rungen vorschlagen will, hat dieselben, bevor sie berathen
werden, ihrem wesentlichenInhalte nach dem Vorsitzenden
schriftlich zuzustellenoder zu Protokoll zu geben.

Art. 44.

Jedes Mitglied der Bürgerschaft ist berechtigt, Anregen
zu Anträgen der Bürgerschaft an den Senat zu machen. Einer

solchenAnrege ist jedoch nur dann Folge zu geben, wenn sie
dem Vorsitzenden schriftlich zugestellt ist und nach gestellter
Vorfrage von mindestenszehn Mitgliedern der Versammlung

unterstütztwird. In diesemFalle steht dem Antragsteller die

nähere BegründungseinesAntrages zu, worauf über die Frage,
ob der Gegenstand zur näheren Erwägung an den Bürger-
ausschuß zu verweisen sei oder nicht, eine Berathung und
Abstimmung stattfindet. Entscheidetdie Versammlung sich für
das Letztere, so ist damit der Antrag verworfen; entscheidet
sie sich dagegen für das Erstere, der Bürgerausschußerachtet
aber demnächstden Antrag nicht für geeignet, überhaupt oder
in unveränderter Form an den Senat gebracht zu werden,
oder der Senat lehnt den ihm vom Bürgerausschußempfohlenen

2*



20 Verfassung von Lübeck.

Antrag ab, so hat der Wortführer der Bürgerschaft dieser
selbst in ihrer nächstenVersammlung die Frage zur Ent-
scheidungvorzulegen, ob der Antrag Seitens der Bürgerschaft
an den Senat gelangen solle oder nicht.

Art. 45.

Die Bürgerschaft ist berechtigt, vom Senate Auskunft
über Staats-Angelegenheitenzu begehren. Die entsprechende
Verpflichtung des Senates erleidet jedoch eine Ausnahme in

Betreff ohschwebenderVerhandlungen in Reichs= und aus-

wärtigen Angelegenheiten.Die Gegenstände,über welcheAus-
kunft verlangt wird, sind dem Senate schriftlich mitzutheilen,
dem es überlassenbleibt, die verlangte Auskunft schriftlich
oder durch Commissaremündlich zu ertheilen.

Art. 46.

Auf alle Anträge des Senates muß in derselbenVer-
sammlung, in welcher sie gestellt sind, ein Beschluß gefaßt

werden.

S. 121.

Es steht jedochder Bürgerschaft frei, einen Antrag des
Senates zunächsteiner aus ihrer Mitte zu ernennenden Com-
mission zur Begutachtungzu überweisen und bis zur Er-
stattung des Gutachtensihre Entscheidungauszusetzen.Wenn
eine solche Commission über irgend einen Punkt noch eine
Aufklärung für erforderlich erachtet, so kann sie dieserhalb
eine Besprechungmit den Commissarendes Senates begehren.
Die Commissare des Senates sind befugt, Mittheilung des
Gutachtens der Commission zu verlangen, bevor über die
Sache weiter verhandelt wird.

Uebrigens haben die Verhandlungen über Anträge des
Senates vor allen anderen den Vorzug und dürfen nicht ohne
Zustimmung der Commissaredes Senates durch anderweitige
Geschäfteunterbrochenwerden.

Art. 47.

Das über die Beschlüsseder Bürgerschaft auf Anträge
des Senates aufzunehmendeProtokoll ist in einer von dem
Vorsitzenden und dem Protokollführer unterzeichnetenAus-
fertigung fördersamstden Commissarendes Senates zuzustellen,
um es dem letzterenvorzulegen.
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Art. 48.

Der Geschäftsgangbei den Berathungen der Bürgerschaft
wird, soweit er nicht im Vorstehendenfestgestelltworden, durch
eine von der Bürgerschaft zu beschließendeGeschäftsordnung
geregelt.

Art. 49.

Eine Ausfertigung des in den Versammlungender Bürger-
schaft geführten Protokolles ist binnen drei Tagen nach jeder
Versammlung dem im Senate den Vorsitz führenden Bürger-
meister zuzustellen,auchist das Protokoll, soweit nicht Geheim-
haltung beschlossenist, durch den Druck zu veröffentlichen.

Der Senat bringt die im Einvernehmen mit der Bürger-
schaft gefaßten Beschlüsse,soweit nicht Gründe des Staats-
interessesderen Geheimhaltung rathsam erscheinenlassen,durch
das Amtsblatt zur öffentlichen Kunde.

Art. 50.

Die Mitgenehmigung der Bürgerschaft ist erforderlich:
I. zu jeder Abänderung der Staatsverfassung;

II. inenErwerb und jeder Veräußerung von Hoheits-
rechten:

III. zur Erlassung, authentischenAuslegung, Aenderungoder
Aufhebung von Gesetzen,so wie von Verordnungen in
Handelssachen:

Polizeiliche Verfügungen und lediglich die Hand-
habung bestehenderGesetzebetreffendeVerordnungen
werden dagegenvom Senate allein beschlossen,doch
ist bei Verkündigung der letzteren stets das Gesetz
zu bezeichnen,um dessenHandhabunges sichhandelt.

IIV. zur Einführung, Aufhebung und Veränderung directer S. 122.

oder indirecter Steuern und Abgaben aller Art;
V. zur Gestattungder Ausübung öffentlichenGottesdienstes

Seitens solcherReligionsgesellschaften,welchendieselbe
bisher noch nicht zugestandenist;

VI. zur Ertheilung von Privilegien;
VII. zu Verfügungen, bei welchendie Vorsteherschaftenvon

Privatstisiungennach den bestehendenGesetzen der

wwenehmigungdes Senates und der Bürgerschaft be-
ürfen; -

VIII. zur Entscheidung über die Anwendbarkeit des Ex-
propriationsgesetzesauf die Ausführung einer Anlage:;
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IX. zum Abschlussevon Staatsverträgen, welcheden Handel,
die Schiffahrt oder einen derjenigen Gegenständebe-

treffen, welche der Mitgenehmigung der Bürgerschaft
unterliegen.

Art. 51.

Der Bürgerschaft steht ferner eine Mitwirkung zu:
X. bei der Verwaltung des Staatsvermögens sowie des

Vermögens der evangelisch-lutherischenKirchengemein-
den und der öffentlichen Wohlthätigkeitsanstalten.

In dieserBeziehung treten folgende Bestimmungenein:

1) Die Verwaltung des Staatsvermögens ist im All-
gemeinen den Behörden übertragen, unter Leitung
und Aufsicht des Senates. Ohne Zustimmung der
Bürgerschaft können jedoch wesentlicheAnderungen
in den Wirkungskreisen der einzelnen Behörden und
in der herkömmlichenVerwaltung und Benutzung des
Staatsvermögens nicht vorgenommen, namentlich nicht
Staatsgüter neu erworben oder veräußert, auchnicht
in Erbpacht gegebenoder verpfändet werden.

2) Die Vorstände der evangelisch-lutherischenKirchen-
gemeindensowie die Vorsteherschaftender öffentlichen
Wohlthätigkeitsanstalten können ohne Zustimmung
der Bürgerschaft nicht zu denjenigenVerfügungen er-

mächtigt werden, zu welchen sie nach den Estehenden
GesetzendieGenehmigungdes Senates und der Bür-
gerschaftnachzusuchenverpflichtet sind.

3) Das Staatsbudget sowie das allgemeine Budget der
öffentlichen Wohlthätigkeitsanstalten muß alljährlich
der Bürgerschaft zur Genehmigung vorgelegt werden.
Bei dieser Gelegenheit darf indessenden durch be-
sonderen Rath= und Bürgerschluß bereits bewilligten

S. 123. Einnahmen und Ausgaben die Genehmigung ein-
seitig so wenig von dem Senate als von der Bürger-
schaft versagt werden. .

4) In der Regel sind alle Ausgaben aus der öffentlichen
Kassedurch die Mitbewilligung der Bürgerschaft be-
dingt. Es darf jedoch die letztere ihre Zustimmun
zu einer nach der Aufgabe des Senates erforderlih
werdenden Verstärkung der zu Ehrenausgaben des-
selbensowiezur Bestreitung der Kosten diplomatischer
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Verhandlungen und Sendungen im Staatsbudget
ausgesetztenGeldmittel nicht versagen, sie kann in-

dessenim ersten Falle vom Senate eine Darlegung
der mit der Gesammtsummebestrittenen Zahlungen be-
gehren. Auch sind die über die Kostendiplomatischer
Verhandlungen und Sendungen dem Senate abzu-
legenden Rechnungen dem Finanzdepartement zuzu-
stellen, um als Beilagen zu dessenallgemeinerRech-
nung zu dienen, in welcher Eigenschaftsiegleichallen
übrigenRechnungenden Erinnerungen der Rechnungs-
Revisionsdeputation unterworfen sind.

5) Ohne Zustimmung der Bürgerschaft darf weder eine
neue Gaatsanleihegemacht, noch der zur Tilgung
der Staatsschulden festgesetztePlan geändert werden.

6) Der Bürgerschaft ist über die Verwaltung eines jeden
Jahres der Bericht des Finanzdepartements und der

Bericht der Rechnungs-Revisionsdeputation mitzu-
theilen und kann der Stadtkassenverwalter nur nach
dem gemeinsamenBeschlussedes Senates und der

Bürgerschaftüber seineVerwaltung in jedem Jahre
quittirt werden.

Auch die im Laufe des Jahres von der Rech-
nungs-Revisionsdeputationüber einzelneVerwaltungs-
rechnungen,sowie die von Ober-Schulcollegium und
von der Central-Armendeputation abgestattetenRe-
visionsberichte sind mit den bezüglichenRechnungen
der Bürgerschaft mitzutheilen.

Art. 52.

Sollte bei Gelegenheiteines vom Staate abzuschließenden
Vertrages oder bei einer anderen außerordentlichenVeranlassung
der Senat und die Bürgerschaft der übereinstimmendenAn-
sicht sein, daß der Gegenstandaus Rücksichtauf nothwendige
Geheimhaltung sich so wenig zur Verhandlung mit dem Bür-
erausschusseals mit der Bürgerschaft eigne, so ist eine Ge-

heimcommission zu ernennen, welchedie dem Bürgeraus-
schussewie der Bürgerschaft zustehendenBefugnisseauszuüben
hat, in so weit nicht im einzelnenFalle von der Bürgerschaft
die Vollmacht der Commissionbeschränktist.

Die Zahl der in eine solcheCommissionzu wählenden
Mitglieder wird von der Bürgerschaft bestimmt; eine Ver-
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S. 121. mehrung derselben ist vorzunehmen, so oft es die Bürger-
schaft, sei es auf Antrag der Geheimcommission,sei es aus

eigenem Antriebe, für angemessenerachtet.
Ein Beschluß der Geheimcommissionist nur dann gültig,

wenn er von der Mehrheit sämmtlicher Mitglieder gefaßt ist.
Falls von einer Geheimcommissiondie Instruction des

mit dem Abschlusseeines Vertrages Beauftragten genehmigt
ist, so kann die Bürgerschaft ihre Zustimmung zu dem Ver-
trage nur dann ablehnen, wenn die Geheimcommissiondie
Gränzen ihrer Befugniß überschritten hat oder der Vertrag
nicht der ertheilten Instruction gemäß abgeschlossenist.

Das Verfahren für die Verhandlungen der Geheimcom-
mission ist durch ein besonderesRegulativ bestimmt.

II. Der Bürgerausschuß.
Art. 53.

Der Bürgerausschuß besteht aus dreißig Mitgliedern,
welche von der Bürgerschaft aus ihrer Mitte auf zweiJahre
in der Art gewählt werden, daß diejenigen, welchebei jeder
Wahl die meistenStimmen erhalten haben, als gewählt gelten.

Der Wortführer der Bürgerschaftund dessenStellvertreter
sind nicht wählbar; alle übrigen Mitglieder der Bürgerschaft
sind der Wahl Folge zu leisten verpflichtet.

Art. 54.

In der Regel treten jährlich am dritten Montage des
Julimonats fünfzehn Mitglieder des Bürgerausschussesaus
und werden in der an diesemTage stattfindenden Versamm-
lung der Bürgerschaft durch Neuwahlen ersetzt. Es darf in-
dessennie mehr als die Hälfte des Bürgerausschussesaus

Neugewähltenbestehen;wenn Sterbefälle oder andere Ursachen
den regelmäßigen Wechsel stören, bleiben daher, nach einer
vom Bürgerausschusseselbstzu treffendenBestimmung, einzelne
Mitglieder länger als zwei Jahre, jedochniemals über drei
Jahre, im Bürgerausschusse.

Die Ausgetretenensind erstnachdem Ablaufe eines Jahres
wieder wählbar.

Für alle im Laufe eines Jahres Austretenden finden in
der nächstenVersammlungder Bürgerschaftneue Wahlen statt.
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Art. 55.

In der ersten nach den regelmäßigenjährlichen Ergän-
zungswahlen (Art. 54.) stattfindenden Versammlung erwählt
der Bürgerausschuß aus seinerMitte einen Wortführer und
einen Stellvertreter desselbenauf ein Jahr. Die Gewählten
sind verpflichtet, die Wahl anzunehmen.

Der abtretende Wortführerkann zwar, wenn er im S. 15.

Bürgerausschussebleibt, wiederum auf ein Jahr zum Wort-
führer gewählt werden, ist aber dieser Wahl Folge zu leisten
nicht verbunden. Wird derselbedagegen,nachdemer eine Zeit
lang nicht Mitglied des Bür erahssschusseswar, auf's Neue
in denselbengewählt und sodann wieder zur Wortführung
berufen, so ist er verbunden, dieseund auch eine ihn unter

gleichenVerhältnissen abermals treffende Wahl anzunehmen,
jede fernereWahl zum Wortführer des Bürgerausschussesaber
abzulehnenberechtigt.

Im Fall der Wortführer während seiner Wortführung
aus dem Bürgerausschusseausscheidetoder als solcher vom

Bürgerausschusseentlassenwird, ist sein Nachfolger nur bis
zur aichstenregelmäßigenErgänzung des Bürgerausschusses
zu wählen.

Art. 56.

Der Bürgerausschuß erwählt einen Protokollführer
auf fünf Jahre. Derselbe wird in gleicher Weise, wie der

Protokollführer der Bürgerschaft verpflichtet (Art. 35.) und
ebenfalls aus der Staatskasse besoldet. Der abtretende
Protokollführer kann sofort wieder gewählt werden.

Der Protokollführer des Bürgerausschussesdarf nicht
zugleich Protokollführer der Bürgerschaft sein; er hat den

letzterenjedochin Behinderungsfällen sowohl in der Protokoll-
führung als auch in den Archivargeschäftenzu vertreten.

Art. 57.

Bei der Wahl des Wortführers und der Stellvertreter
desselben,sowie bei der des Protokollführers muß die Mehr-
heit aller abgegebenenStimmen sich für eine und dieselbe
Person entschiedenhaben. Mit einer etwa nöthigen Nach-
wahl wird es ebenso, wie bei den Wahlen des Wort-

#lrers.ud des Protokollführers der Bürgerschaft gehalten.
rt. 36.
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Art. 58.

Der Bürgerausschußversammeltsichregelmäßig, wiewohl
mit Ausnahme des Augustmonats, alle vierzehnTage auf dem
Rathhause zur Zeit der Versammlungen des Senates; bei be-
sondererVeranlassung kann der Senat denselbenauchzu einer
andern Zeit durch den Wortführer zusammenberufenlassen.
Außerdem kann der Wortführer selbst eine Versammlung des
Bürgerausschussesansetzen,so oft ihm dieselbenothwendig er-

scheint; verpflichtet ist er dazu, sobald sechs Mitglieder des

Bürgerausschusseses begehrenund den Zweck der Berufung
in einem schriftlichenAntrage darlegen.

Art. 59.

Den Vorsitz in den Versammlungen und die Leitung der
Geschäftehat der Wortführer des Bürgerausschusses.Ist der-
selbe verhindert, so tritt einer der Stellvertreter desselbenfür

4.ein nach der Reihenfolge, welche durch die Wahl be-
timmt ist.

Sind der Wortführer und dessenbeide Stellvertreter
gleichzeitig verhindert oder aus dem Bürgerausschusseaus-

getreten, bevor eine Neuwahl stattgefundenhat, so gebührt
dem Wortführer der Bürgerschaft oder dessenStellvertreter
die Berufung des Bürgerausschusses, um im ersten Falle
die Wahl eines zeitweiligen Vertreters des Wortführers, in
letzteremFalle die Neuwahl eines Wortführers zu veranlassen.

1
Art. 60.

Zur Fassung eines gültigen Beschlussesist die Anwesen-
heit von mindestens zwei Drittheilen sämmtlicherMitglieder
des Bürgerausschusseserforderlich.

Art. 61.

Die Anträge des Senates werden dem Bürgerausschusse
in schriftlicher Abfassuugdurch Commissareüberbracht und
von diesen mit dem Bürgerausschussebesprochen.

Die Abstimmung ecolgt.wenn ein bezüglicherAntrag
gestellt ist, erst nach Entfernung der Senatscommissare.

Art. 62.

In der Regel muß die Entscheidungdes Bürgerausschusses
auf die Anträge des Senates in derselbenVersammlung, in
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welcher sie vorgelegt sind, erfolgen. Der Bürgerausschuß
kann jedoch, wenn er es für angemessenhält, einen Antrag
des Senates zunächsteiner aus seinerMitte zu ernennenden
Commissionzur Begutachtung überweisen, oder auch die Be-
rathung des Gegenstandesbis zur nächstenVersammlung aus-

etzen. Im ersten Fall sind die Commissaredes Senates be-
cgt, Mittheilung des Commissionsgutachtenszu begehren,

bevor über die Sache im Bürgerausschusseweiter verhan-
delt wird.

Art. 63.

Wenn dem Bürgerausschusseüber irgend einen Punkt
noch eine Aufklärung erforderlich scheint, steht es ihm frei,
eine weitere Besprechungmit den Commissarendes Senates
zu begehrenuch der mit der Begutachtung eines Antrages beauf—
tragten Commission des Bürgerausschussessteht dieseBe-
fugniß zu.

Art. 64.

Bei Abstimmungengilt im Falle einer sich ergebenden
Stimmengleichheit die zur Entscheidungverstellte Frage für
verneint, bei einer Wahl dagegenentscheidetdas Loos.

Art. 65.

Das über jedeVersammlung des Bürgerausschussesauf-
zunehmendeProtokoll ist, so weit es Beschlüsseauf Anträge
des Senates, Anträge an den Senat, Entscheidungenin Be-
rufungsfällen und Wahlen enthält, in einem von dem Proto-
kollführer unterzeichnetenAuszuge den Commissarendes Se-
nates zuzustellen.

·

Wenn der Bürgerausschuß einem Antrage des Senates S. 17.

nicht beistimmt, sind die Gründe des abweichendenBeschlusses
in der Regel in den Protokollauszug mit aufzunehmen;es
kann indessenauch die Nachlieferung derselben vorbehalten
werden.

Art. 66.
Die Bestimmung des Geschäftsgangesin den Versamm-

lungen bleibt, insoweit nicht darüber im VorstehendenVor-
schriftenenthalten sind, dem Bürgerausschusseüberlassen.

Art. 67.

Das Protokoll einer jeden Versammlung des Bürger-
ausschussesist, soweitnicht Geheimhaltungbeschlossenist, durch
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den Druck zu veröffentlichen; auch ist eine Ausfertigung des-
selben innerhalb drei Tagen dem Wortführer der Bürgerschaft
zuzustellen. Derselbe ist berechtigt, die von dem Senate an

den Bürgerausschuß gelangten Schriftstücke,nachBeendigung
der mit dem Bürgerausschussedarüber gepflogenenVerhand-
lungen, zur Einsicht zu begehren.

Art. 68.

Die vom Senate im Einvernehmen mit dem Bürgeraus-
schussegefaßten Beschlüssewerden zugleich mit einer beglau-
bigten Ausfertigung der bezüglichenErklärung des Bürger-
ausschussesvom Senate der Bürgerschaft in deren nächster
Versammlung mitgetheilt, auch bringt der Senat erstere, so-
weit nicht Gründe des Staatsinteresses deren Geheimhaltung

rathsameesscheinenlassen, durch das Amtsblatt zur öffentlichen
enntniß.

Art. 69.

Der Bürgerausschuß übt die der Bürgerschaft zu-
stehendenBefugnisse aus, wenn es sich handelt:

1) um Geldbewilligungen, welche in dem einzelnenFalle
oder, wenn in einem und demselbenKalenderjahre
mehrmals für denselben Zweck beantragt, in ihrer
Gesammtheit die Summe von 6000 Reichsmarkein-

maliger Ausgabe oder von 300 Reichsmarkjährlicher
Ausgabe nicht überschreiten,sofern nicht im einzelnen
Falle die Geldbewilligung der Entscheidungeiner an-

deren Frage vorgreift, welcheverfassungsmäßigzur
Mitgenehmigung der Bürgerschaft zu verstellen ist;

2) um Verwendung der bereits im Staatsbudget aus-

gesetztenSummen, so weit nicht die einzelnenBehör-
den zur Verwendung dieserSummen berechtigtsind;

3) um den Erwerb oder die Veräußerung von Grund-
stücken für den Staat, die evangelisch-lutherischen
Kirchengemeinden,die öffentlichenWohlthätigkeitslan-
stalten und die Privatstiftungen, soweit damit nicht
ein Erwerb oder Aufgeben von Hoheitsrechtenver-

bunden ist und das Grundstück nicht einen höheren
Werth hat als von 12,000 Reichsmark(Art. 50. VII.,
Art. 51. X., 1. und 2.)

4) um Aenderungen in der Verwaltung oder in der Be-
nutzung des Eigenthumesdes Staates, der-#evangelisch-
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lutherischenKirchengemeinden,der öffentlichenWohl-
thätigkeitsanstaltenund der Privatstiftungen, wenn

ein Werth von nicht mehr als 12,000 Reichsmarkin
Frage steht. (Art. 50. VII. Art. 51. X. 1. und 2.);

5) um Verfügungen über Denkmäler der Kunstoder des
Alterthums; endlich

6) um Entscheidungen, welche durch Beschluß des Se-
nates und der Bürgerschaft dem Bürgerausschusse
übertragen sind.

Wenn der Bürgerausschuß einen Antrag des Senates
ablehnt, so ist es dem Senate unbenommen, denselbenAn-
trag an die Bürgerschaft zu richten.

Art. 70.

Ueber alle zur Verhandlung mit der Bürgerschaft ge-
hörendenGegenständehat der Senat die Ansicht des Bürger-
ausschusseseinzuziehen,bevor er seineAnträge an die Bürger-
schaftgelangen läßt.

Art. 71.

Der Bürgerausschußhat die Befugniß, Anträge und Vor-
schläge,sei es in Folge ihm von der Bürgerschaftüberwiesener
Anregen (Art. 44.), sei es aus eigenemAntriebe, an den Se-
nat zu richten.

Art. 72.

Der Bürgerausschußernennt die Mitglieder der Geheim-
Commissionen(Art. 52.). die bürgerschaftlichenTheilnehmer an

gemeinsamenCommissionendes Senates und der Bürgerschaft,
sowie die bürgerlichenDeputirten bei denjenigenVerwaltungs-
behörden, für welche der Bürgerschaft oder dem Bürgeraus-
schussedas Ernennungsrecht eingeräumt ist. Zu jeder Wahl
eines bürgerlichen Deputirten bei den übrigen Verwaltungs-
behörden dagegen hat der Bürgerausschußdem Senate zwei

Sürgervorzuschlagen,welche ihm dazu am meistengeeignet
erscheinen.

Sowohl jene Ernennungen, als dieseVorschlägekönnen
sich auf sämmtlichePersonen erstrecken,welchean den Wahlen
in die BürgerschaftTheil zu nehmenberechtigtsind.
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Vierter Abschnitt.

Verfahren bei beharrlicher Meinungsverschiedenheit zwischen
dem Senate und der Bürgerschaft.

Art. 73.

Zeigtsichbeiden Verhandlungen über Anträge des Se-
nates an die Bürgerschaftoder über Anträge der Bürgerschaft
an den Senat zwischen beiden eine beharrliche Meinungs-
verschiedenheit,so kommen die nachfolgendenBestimmungen
zur Anwendung.

«

Art. 74.

Wenn zwischendem Senate und der Bürgerschaft über
die authentische AuslegungbestehenderGesetzeeine Meinungs-
verschiedenheitobwaltet, insbesonderewenn Bestimmungender

Verfassung streitig sind, oder wenn ein von dem Senate oder
von der Bürgerschaftauf Grund der Verfassung in Anspruch
genommenes Rechtvon dem anderen Theile bestritten wird,
so wird zuvörderst der Versuch gemacht, die Meinungsver-
schiedenheitim Wege der Verständigung zu beseitigen. Bleibt
dieser Versuch ohne Erlg.so ist die Streitfrage der recht-

ber-Appellations-Gerichtesder freien
Hansestädtezu unterwerfen.

Das dabei zu beobachtendeVerfahren ist durch eine be-
sondere Uebereinkunft zwischendem Senate und der Bürger-
schaft festgestellt.

Erste Lerfassfungsänderung.Die Bekannt-
machung v. 21. Juli 1879 (s. oben S. 3) lautet:

Der Senat, im Einvernehmen mit der Bürger-
schaft, hat beschlossen und bringt hiedurch zur all-
gemeinen Kenntniß:

1.

In Stelle des nach Artikel 74. der Verfassung
der freien und KansestadtLübeck bei beharrlicher
Meinungsverschiedenheit zwischen dem Senate und
der Bürgerschaft zur rechtlichen Entscheidung der
Streitfrage berufenen Ober-Appellationsgerichts der
freien Hansestädte tritt mit dem 1. October d. J. das
Hanseatische Oberlandesgericht.
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2

Demgemäß ist gleichzeitig in der Bekannt-
machung vom 7. April 1875, die Ausführung des
Art. 74 der Verfassung betreffend, in den 55. 1., 4.,
5. und 6. statt „Ober-Appellations-Gericht der freien
Hansestädte", beziehungsweise „Ober-Appellations-=
Gericht" zu setzen„LansearischesOberlandesgericht".
Auch sind im §. 6. die Worte „ohne Zuziehung eines
Procurators“" zu streichen und kommt der FK.7. als
gegenstandslos in Wegfall.

Gegeben Lübeck,in der Versammlung des Senates,
am 21. Juli 1879.

Art. 75.

Weichen dagegen die Meinungen des Senates und der
Bürgerschaft darüber von einander ab, was das Staats-
wohl erfordere und sind in einem solchenFalle der Senat
und die Bürgerschaft der überein stimmendenAnsicht, daß
eine Beschlußnahme ohne wesentlichen Nachtheil für
das Gemeinwesen keinen Aufschub erleide, so ist die
Meinungsverschiedenheitdurch den Ausspruch einer Entschei-
dungs-Commission zu beseitigen. Aenderungenin der Staats-

Versassungdürfen indessenniemals durch den Ausspruch einer
solchenCommissionherbeigeführtwerden.

. Art. 76.

Die Entscheidungs-Commissionwird durch sieben Mit—
glieder des Senates und sieben Mitglieder der Bürgerschaft
gebildet. Jene werden vom Senate, diesevon der Bürgerschaft
durch geheimeAbstimmung mittelst Stimmzettel erwählt.

Art. 77. S. 170.

Diese Wahl erfolgt an demselbenTage, an welchemsich
der Senat und die Bürgerschaft vollständig darüber geeinigt
haben, daß eine Entscheidungs-Commissionzusammentreten
solle und welcherAuftragderstlbenzu ertheilen sei.

Art. 78.
Die Mitglieder des Senates sind zufolge ihres Raths-

eides, die Mitglieder der Bürgerschaft zufolge ihres Bürger-
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eides verpflichtet, die auf sie gefallene Wahl anzunehmen.
Nur für Kranke oder Abwesendeist daherzu einer neuen Wahl
zu schreiten.

Art. 79.

Die in die Entscheidungs-CommissionberufenenMitglieder
des Senates und der Bürgerschaft haben spätestensin der
nächstennach der Wahl stattfindenden Versammlung des Se-
nates, in Gegenwart des Bürgerausschusses,folgendenEid zu
leisten:

Ich gelobe und schwörezu Gott, bei der mir über-
tragenen Entscheidungder zwischendem Senate und
der Bürgerschaft obwaltenden Meinungsverschiedenheit
mich lediglich durch die Rücksichtauf das Gemeinwohl
leiten zu lassen, meinen Ausspruch nur nach meinem
bestenWissen und Gewissenzu thun, über Alles, was
in der Commission verhandelt werden wird, nament-

lich auch darüber, in welcherWeise die Entscheidung
zu Stande gekommenist, wie ich selbstund die übrigen
Mitglieder der Commissiongestimmt haben, niemals
irgend Jemandem eine Mittheilung zu machen,viel-
mehr über diesesAlles das unverbrüchlichsteStill-
schweigenzu bewahren. So wahr mir Gott helfe!

Art. 80.

Die Commissionerwählt ihren Vorsitzendenaus den ihr
angehörigenMitgliedern des Senates in geheimerAbstimmung
mittelst Stimmzettel.

" Art. 81.

Die Reihenfolge, in welcherdie übrigen Mitglieder ihren
Sitz einzunehmenhaben und in welcher die Abstimmung ge-
schieht,wird durch das Loos festgestellt. Der Vorsitzendedarf
seine Stimme jedoch erst dann abgeben, wenn die übrigen
Mitglieder der Commissionabgestimmthaben.

Art. 82.

Zur Beschlußnahmeder Commissionist Stimmenmehrheit
sämmtlicher Mitglieder erforderlich.

Ergiebt sich Stimmengleichheit,so erwählt die Commission
aus ihrer Mitte einen aus drei Mitgliedern des Senates und

S. 11. drei Mitgliedern der Bürgerschaft bestehenden Ausschuß,
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welcher sich über den von der Entscheidungs-Commissionzu
fällenden Ausspruch verständigenmuß.

Art. 83.

Der Ausspruch der Entscheidungs-Commissionmuß
spätestensinnerhalb vierzehnTagen nach der geschehenenBe-
eidigung ihrer Mitglieder erfolgen.

Derselbe wird, nachdemer von sämmtlichenMitgliedern
in der Schlußsitzung unterzeichnetund mit einem Siegel ver-

schlossenist, sofort durch zwei Mitglieder der Commission

benznSenate den Vorsitz führenden Bürgermeister über-
racht.

Art. 84.

Wenn die Entscheidungs-Commissionbei ihrer Berathung
die Ansicht gewonnen haben sollte, daß die zwischendem Se-
nate und der Bürgerschaftobwaltende Meinungssverschiedenheit
ihr in anderer Weise, als geschehen,hätte zur Entscheidung
verstellt werden müssen,und daß dieAnnahmeeines von ihr
zu nachendenVorschlages dem Gemeinwohl am Meisten
entsprechenwürde, so hat sie 7 ihren Vorschlag dem
Senate einzureichen, jedoch gleichfalls verschlossenund zu-
leichzutdem entscheidendenAusspruche auf die ihr vorge-
egte Frage.

Für einen solchenFall ist in dem Senate und in der
Bürgerschaft zuerst über den von der CommissioneingereichtenVorschlag zu verhandeln, bis dahin, daß sich diese Verhand-
lungenErchlaen haben, bleibt der Entscheidungsspruchselbst
uneröffnet bei dem Senate liegen.

Art. 85.

Der Ausspruch der Entscheidungs-Commissionwird inner-
halb acht Tagen, nachdemer eingereicht,oder nachdem der
etwanigeVermittlungs-Vorschlag (Art. d4.) verworfen worden,
in der Versammlung des Senates, in Gegenwart des Bürger-
ausschusses,von dem den Vorsitz führenden Bürgermeister er-

öffnet und verlesen. Der Ausspruch gilt sodann als Rath-
und Bürgerschluß.

Deutsche Staatsgrundgesetze. X. Abteil. I. 3
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Zum Art. 11. der Verfassung. Anhang I. S. 133.

Gesetz,
die Honorare der Mitglieder des Senates betreffend.

Der Senat, im Einvernehmen mit der Bürgerschaft,hat be-

schlossenund verkündet als Gesetz:

g. 1.

Das Honorar eines dem Gelehrten-StandeangehörendenMit-

gliedes des Senates beträgt jährlich 9000 M.

g. 2.

Das Honorar eines nicht dem Gelehrten-Standeangehörenden
Mitgliedes des Senates beträgt jährlich 3600 M.

S. 3.

Der Genuß dieser Honorare, deren Zahlung in monatlichen
Raten geschieht,beginnt am Schlussedes erstenMonates des ersten
vollen Vierteljahres nach der Erwählung, und hört auf am Schlusse
des Vierteljahres, in welchem das Ausscheidenaus dem Senate
stattfindet.

§.
4.

Der den Vorsitz im Senate führende Bürgermeister erhält
als Entschädigungfür Ehrenausgabenjährlich die Summe von

1200 M in monatlichenRaten.

g. 5.

Die Mitglieder des Senates genießenfür die Wahrnehmung
ihrer Amtsgeschäftekeinerlei Nebeneinnahmen.

GegebenLübeck, in der Versammlung des Senates, am

29. December 1851.

7. April 1875.

3“
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S. 134.]Zum Art. 11. der Verfassung. Anhang II.

Gesetz,
die Versetzungder Mitglieder des Senates in den Ruhestand

betreffend.

Der Senat, im Einvernehmen mit der Bürgerschaft, hat be-

schlossenund verkündet als Gesetz:

F. 1.

Ein Mitglied des Senates, welches durch eingetretenegeistige
oder körperlicheSchwächean der ferneren gehörigenFührung seiner
Amtsgeschäfteverhindert wird, kann durch einen Beschlußdes Se-
nates, unter Beziehung eines Ruhegehaltes (5. 4.), sowohl auf
eigenenAntrag als auf Veranlassungdes Senates, in den Ruhe-
stand versetztwerden.

F. 2.

In beiden Fällen geht dem desfallsigenBeschlusseeine com-

missarischePrüfung, unter Rücksprachemit dem Betheiligten, voran,

um das Vorhandenseinder erforderlichenVoraussetzungfestzustellen.

F. 3.

Erachtetder Betheiligte sichdurch den Beschlußdes Senates

verletzt, so steht ihm frei, die Sache zur compromissarischenEnt-

scheidungdurch das 1#Ober-Appellationsgericht #Hanseatische
Oberlandesgericht!# zu verstellen.

S. 4.

Die Größe des Ruhegehaltesrichtet sichnach der Dauer der

Mitgliedschaft im Senate und beträgt:
1) bei einer Dauer vom Tage der Einfüh- Dr

rung bis zu vollen 10 Jahren einschließlich4
2) bei einer Dauer über volle 10 Jahre

bis zu vollen 15 Jahren einschließlich
3) bei einer Dauer über volle 15 Jahre

bis zu vollen 20 Jahren einschließlich
4) bei einer Dauer über volle 20 Jahre

bis zu vollen 25 Jahren einschließlich
5) bei einer Dauer über volle 25 Jahre .-

29. December 1851
1 Kraft des Nachtrags zum Gesetze vom

4. April 1815

die Versetzung der Mitglieder des Senates in den Ruhestand

des bisher
bezogenen

Honorars.———.—.



Lübeck: Gesetzeden Senat betreffend. 37

S. 5.

Die Ruhegehalte werden in monatlichen Raten gezahlt und

zwar zuerst am Schlusse des ersten Monates des ersten vollen

Vierteljahrs nach dem Austreten aus dem Senate, und im Sterbe-
falle nur noch am Schlusse des Vierteljahres, in welchem der

Sterbefall eingetretenist.

GegebenLübeck, in der Versammlung des Senates, am

29. December 1851.
7. April 1875.

Zum Art. 11. der Verfassung. Anhang III. S. 135.

. Gesetz,
das Austreten aus dem Senate betreffend.

Der Senat, im Einvernehmen mit der Bürgerschaft, hat be-

schlossenund verkündet als Gesetz:

F. 1.

Zum Austreten aus dem Senate verpflichtendieselbenGründe,
aus welchen nach der Verfassung das Recht zur Theilnahme an

den Wahlen in die Bürgerschaftverloren geht.

g. 2.

Ein Mitglied des Senates, welches die Mutter oder die

Tochter eines anderen Mitgliedes ehelicht, oder als offenerHandels-
gesellschafterin das Geschäft eines anderen Senatsmitgliedes ein-
tritt, ist zum Austreten aus dem Senate verpflichtet.

S. 3.

Wer sich beharrlich weigert, den ihm als Mitglied des Se-
nates obliegendenVerbindlichkeiten nachzukommen,wer sich eine

gröblicheUeberschreitungseiner Amtsbefugnissezu Schulden kommen

läßt, wer der Pflicht zur Geheimhaltungeines Gegenstandeszu-
widerhandelt und wer die dem Senate und seiner Stellung schul-

betreffend. Gegeben . .. am 21. Juli 1879 (Publicirt am 24. Juli
1879), Sammlung, Bd. 46, 1879 44 S. 160 tritt die Anderung des
Wortlautes des § 3 mit dem 1. Oktober 18379 in Kraft.
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dige Achtung gröblich verletzt, kann zum Austreten aus dem Senate

genöthigt werden.

Ueberzeugtsichder Senat nach angestellterPrüfung und ver-

nommener Erklärung des Betheiligten, daß dessenAustritt in Ge-
mäßheit obiger Vorschriften geboten sei, so eröffnet er demselben
seinen desfallsigenBeschluß. Weigert sich der Betheiligte, diesem
AussprucheFolge zu leisten, so verweist der Senat die Sache zur
gerichtlichenEntscheidung. Der Betheiligte hat sich indessenbis

zur ausgemachtenSache der Wahrnehmung von Amtsgeschäftenzu
enthalten.

GegebenLübeck, in der Versammlung des Senates, am

29. December 1851.

7. April 1875.

Zum Art. 33. der Verfassung. Anhang IV.

Verordnung,

dasVerfahren bei derWahlder Mitglieder der Bürgerschaft
betreffend. 1

Durch Verordnung, das Verfahren bei der Wahl der Mit-

glieder der Bürgerschaft betreffend, gegeben am 3. November,
veröffentlicht am 6. November 1884, Sammlung der Lübeckischen
Verordnungen und Bekanntmachungen,Bd. 51, 1884 K 38 S. 48

—52 ist die analoge Verordnung v. 5. April 1875 auf-
gehoben und folgendermaßen ersetzt worden:

Zur Regelung des Verfahrensbei den Wahlen zur Ergänzung
der Bürgerschafthat der Senat, im Einvernehmenmit der Bürger-
schaft, auf Grund der Bestimmung im Art. 33 der Verfassungdie

nachstehendeWahlordnung zu erlassenbeschlossen.

S. 1.

In jedem Jahre, in welchem regelmäßigeWahlen zur Er-

gänzung der Bürgerschaftstattfinden(Art. 27 der Verfassung),ist
vom Stadt= und Landamte eine Liste aufzustellen,in welchedie nach
den Artt. 20 und 21 der Verfassung zur Theilnahme an den

WahlenBerechtigtennachZu= und Vornamen, Gewerbe und Wohn-
ort eingetragenwerden.
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Zur Anfertigung dieser Liste sind dem Stadt= und Landamte

auf dessenAufforderungvon der Steuerbehörde,dem Polizeiamte,
dem Amtsgerichte, der Staatsanwaltschaft, den Vorstehern der

öffentlichen Wohlthätigkeitsanstalten, dem Gemeindevorstandedes

Städtchens Travemünde und den Vorständen der Landgemeinden
die erforderlichenAufgaben zu liefern.

Für jeden Wahlbezirk sind aus der allgemeinenWählerliste
Ausfertigungenherzustellen,in welchedie in dem Wahlbezirkwohn-
haften Wahlberechtigtenin alphabetischerOrdnung eingetragenwerden.

S. 2.

Die Wählerlisten der einzelnenBezirke sind mindestens vier

Wochenvor dem ersten der zur Wahl bestimmten Tage für die
Dauer von siebenTagen zu Jedermanns Einsicht auszulegen.

Die Auslegung der Listen erfolgt
für den ersten bis vierten Wahlbezirk im Bureau des

Stadt= und Landamtes zu Lübeck;
für den fünften und sechsten Wahlbezirk bei dem Vor-S. 40.

sitzendendes Gemeindevorstandeszu Travemünde;
für den siebenten Wahlbezirk bei dem Vorsitzendendes

Gemeindevorstandeszu Schlutup;
für den achten Wahlbezirk bei dem Vorsitzendendes Ge-

meindevorstandeszu Krempelsdorf;
für den neunten Wahlbezirk bei dem Vorsitzenden des

Gemeindevorstandeszu Moisling;
für den zehnten Wahlbezirk bei dem Vorsitzendendes Ge-

meindevorstandes zu Nusse.
Ort und Zeit der Auslegung wird von dem Wortführer der

Bürgerschaft unter Hinweisung auf die Einsprachefrist(§. 3) durch
das Amtsblatt öffentlich bekannt gemacht, auch die in letzterem er-

lasseneBekanntmachungdem Gemeindevorstandedes Städtchens
Travemünde, sowie den Vorständen der Landgemeindenzur orts-

üblichenPublikation zugesandt.
Dabei ist zugleichdie Anzahlder in jedemBezirkezu wählenden

Vertreter zu veröffentlichen.
Während der Auslegungsfrist ist das Stadt= und Landamt

nur berechtigt, sofort für begründet erachteteBerichtigungen der
Listen des erstenbis vierten Wahlbezirksvorzunehmen. Die Gründe
einer Berichtigung sind am Rande der Liste unter Angabe des
Datums kurz zu vermerken. Von Uebertragungenaus einer Liste
in die andere hat das Stadt= und Landamt den BetheiligtenKennt-
niß zu geben. "
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S. 3.

Einsprachen gegen die Listen sind spätestens am Tage nach
Schluß der Auslegung mittelst schriftlicher stempelfreier Eingabe
bei dem Wortführer des Bürgerausschussesanzubringen.

Die Entscheidungdarüber erfolgt, wenn nicht die Einsprache
sofort von dem Worrführer für begründet erachtet wird, vom

Bürgerausschussein einer innerhalb sieben Tagen nach beendigter
Auslegung der Listen abzuhaltendenVersammlungund ist den Be-

theiligten sofort bekannt zu machen.

. 4.

Die Wählerlisten sind sofort nachdem Ablauf der Auslegungs-
frist, mit der Bescheinigungder Auslegung versehen,dem Wort-

führer des Bürgerausschusseseinzusenden.
Sind Einsprachenbinnen der dafür vorgeschriebenenFrist an-

gebracht,so hat der Wortführer die Listen in Gemäßheit der sofort
von ihm für begründet erachtetenEinsprachenoder der vom Bürger-
ausschussegetroffenenEntscheidungenzu berichtigen.

Auch hat der Wortführer die Streichung derjenigen, welche
inzwischennach Art. 21 der Verfassung von der Ausübung des

Wahlrechtsausgeschlossensind, zu bewirken, sowiediejenigen, welche
nach Beginn der Auslegungver Listen, jedochvor ihrem Abschlusse
den LübeckischenStaatsbürgereid geleistethaben, in die Listen ein-

zutragen.
Bis zum 22. Tage nach Beginn der Auslegung sind die

Wählerlistenvon dem Wortführer des Bürgerausschussesabzuschließen.
Derselbe hat die abgeschlossenenListen dem Wortführer der Bürger-
schaft zuzustellen,welcher sie den Vorsitzenden der Bezirks-Wahl-
vorstände übermittelt.

S. 5.

Zu der Wahlversammlung eines jeden Bezirkes beruft der

Wortführer der Bürgerschaft die zur Theilnahmean derselbenBe-

rechtigtensiebenTage vorher mittelst Aufforderungdurch das Amts-
blatt, unter Mittheilung der in letzterem bezüglichder Wahlver-
sammlungen des fünften bis zehnten WahlbezirkeserlassenenBe-

kanntmachungenan den Gemeindevorstanddes Städtchens Trave-

münde, beziehungsweisedie Vorständeder betheiligtenLandgemeinden
zur ortsüblichen Publikation.

k

K. 6.

Die Wahlhandlung beginnt an dem festgesetztenTage um

10 Uhr Vormittags und wird in den vier erstenWahlbezirkenum
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6 Uhr Nachmittags, in den sechsletzten Wahlbezirkenum 2 Uhr
Nachmittags geschlossen.

Der Zutritt stehtdenjenigenfrei, welche in dem betreffenden
Bezirke wahlberechtigtsind.

S. 7.

Ein Namensverzeichnißder für die nächstenzwei Jahre in
der Bürgerschaft verbleibenden Mitglieder, sowie der in den bereits

abgehaltenenWahlversammlungenerwählten Vertreter ist vor dem

Eingange zu jedemWahllokale anzuschlagenund in demselbenaus-

zulegen.
S. 8.

Während der Wahlhandlung dürfen im Wahllokale weder

Discussionen stattfinden, noch Ansprachengehalten, noch Beschlüsse
gefaßt werden.

Ausgenommenhiervon sind die Discussionen und Beschlüsse
des Wahlvorstandes, welche durch die Leitung des Wahlgeschäfts
bedingt sind.

Zu Beschlußnahmendes Wahlvorstandes ist die Anwesenheit
von mindestens drei Mitgliedern desselbenerforderlich.

S. 9.

Zur Stimmabgabe sind nur diejenigenzuzulassen,welche in
die Wählerlisten aufgenommensind. Dieselben haben erforderlichen
Falles ihre Iventität nachzuweisen.

6. 10. S. 51.

Das Wahlrecht wird in Person durch verdeckte in eine Wahl-
urne niederzulegendeStimmzettel ohne Unterschrift ausgeübt.

Die Stimmzettel müssenvon weißem Papier und dürfen mit
keinem äußerenKennzeichenversehensein. Stimmzettel, bei welchen
hiegegenverstoßen ist, sind zurückzuweisen.

S. 11.

Jeder Wähler hat nur einen Stimmzettel abzugeben,welcher
außerhalb des Wahllokales mit den Namen derjenigen, denen der

Wähler seine Stimme geben will, und zwar untereinander, zu
versehenist.

S. 12.

Der Wähler übergiebt, sobald sein Name in der Wählerliste
aufgefundenist, seinenStimmzettel zusammengefaltetan den Vor-

sitzenden des Wahlvorstandes oder dessenStellvertreter, welcher
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denselben uneröffnet auf der Rückseitemit einem Stempel versieht
und in die Wahlurne legt.

S. 13.

Diie erfolgteStimmabgabejedesWählers ist neben dem Namen

desselbenin der Wählerliste zu vermerken.

K. 14.

Sobald die zur Abgabeder Stimmzettel festgesetzteZeit ver-

flossen ist und nachdem die Stimmzettel aller dann nochgegen-
wärtigen Wähler in die Wahlurne gelegt find, wird die Wahl-
handlung von dem Vorsitzendenfür geschlossenerklärt.

. 15.

Die Ermittelung des Wahlergebnisseserfolgt öffentlich.
Die Art und Weise der Ermittelung bleibt, unter Beobachtung

der im Art. 32 der Verfassung enthaltenenVorschriften, dem

Wahlvorstande überlassen.
Stimmzettel, welche nicht gestempeltsind, werden als un-

gültig zurückgelegt.
Enthält ein Stimmzettel den Namen derselbenPerson mehr-

mals, so gilt dieser Name nur einmal; enthält er mehr Namen,
als erforderlichsind, so sind die letztenzu streichen. Namen, welche
unleserlich sind oder welche die zu bezeichnendenPersonen nicht
unzweideutigerkennen lassen, sind als nicht vorhandenzu behandeln;
etwa sichergebendeZweifel sind von dem Wahlvorstandesofort nach
Stimmenmehrheit zu entscheiden;im Falle der Stimmengleichheit
giebtdie Stimme-des Vorsitzendenden Ausschlag. Stimmen, welche
auf bereits in früheren Wahlversammlungen gewählte Vertreter
oder sonst nicht Wählbare abgegebensind, werden nicht gerechnet.

18. 16.

Diejenigen, welchedie meisten Stimmen (bei Stimmengleich-
heit entscheidetdas Loos) erhalten haben, sind zu Vertretern gewählt.

S. 17.

Nachdem der Vorsitzende das Ergebniß der Wahl verkündigt
hat, wird die Versammlung von demselbenaufgelöst.

Die Verordnung vom 5. April 1875, das Verfahren bei ver

Wahl der Mitglieder der Bürgerschaft betreffend, ist aufgehoben.
GegebenLübeck, in der Versammlung des Senates, am

3. November 1884.
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Zum Art. 51. X., 3. und 4. der Verfassung. AnhangV. is875 S. 10.

Bekanntmachung,
die zwischendem Senate und der Bürgerschaft in Beziehung
auf das Iudgethewiligungerecht.geschlosseneVereinbarung

etreffend.

Um die Zweifel zu beseitigen,welche aus der Fassungder Sätze
unter 3. und 4. des §. 52. der Verfassungsurkundenach dem Be-

schlussevom 29. December 1851 (jetzt Art. 51. der Verfassung
nach dem Beschlussedes Senates und der Bürgerschaft vom

5. April 1875) entstandensind, haben der Senat und die Bürger-
schaftüber nachstehendeBestimmungensichgeeinigt:

I. In Betreff des vom Finanzdepartementalljährlich vorzu-
legendenStaatsbudgets ist sowohl der Senat als die Bürgerschaft
berechtigt,bei jeder einzelnenPosition zu untersuchen,ob dieselbe
in Gemäßheitder Bestimmungender Verfassung oder dem Inhalte
besondererRath= und Bürgerschlüsseentfprechendaufgestellt sei.
In sofern erstrecktsich also die Mitgenehmigung der Bürger-
schaft auf alle Positionen des Budgets.

II. Was dagegen die eigentlichenBewilligungen für die

Einnahmen.der Staats'asse und die Ausgabenaus derselbenbetriftt,
“ die BewilligungderjenigenPositionen, über welche zur Zeit

der Vorlegung des Budgets ein Rath= und Bürgerschlußnoch nicht
rfolgt war, durchdie Genehmigungdes Budgets überhauptbedingt;
diejenigen Positionen dagegen, welche, sei es durch Bestimmungen
der Verfassung, sei es durch besondereRath= und Bürgerschlüsse
schonfrüher festgestelltsind — zu welchenjedochdie directe Ein-
kommensteuernicht zu rechnen ist — bedürfen einer abermaligen
Bewilligung bei Gelegenheitder Genehmigungdes Bupdgetsnicht.

Hieraus foldgt:
a)Den durch die Verfassung festgestelltenoder durch besondere

Rath= und Bürgerschlüssebereits bewilligten Einnahmen und

Ausgaben darf bei Gelegenheitder Prüfung des Staats-

Budgets einseitig so wenig von der Bürgerschaft als vom

Senate die Aufnahme in den Voranschlagversagt werden.

b) SolchePositionen des Staatsbudgets, bei welchenweder vom

Senate, noch von der Bürgerschaftbestritten wird, daß sie
durch die Verfassungoder durch besondereRath= und Bürger-
schlüssebereits festgestelltworden, sind vom FinanzldepartementS. 1411.

und von den sonstigenBehörden zur Ausführung zu bringen,
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auch wenn im Uebrigenüber das Staatsbudget eine Einigung
zwischendem Senate und der Bürgerschaftnoch nicht erfolgt
sein sollte.

III. Tritt bei Gelegenheit der Prüfung des Staatsbudgets
eine Differenz zwischendem Senate und der Bürgerschaft darüber
ein, ob eine in demselben aufgeführte Positien den Bestimmungen
der Verfassung oder besonderenRath= und Bürgerschlüssengemäß
aufgestellt sei, und ist eine solcheDifferenz bis zum Schlussedes

Jahres unausgeglichengeblieben: so ist zwar der Ausführung ver
in Frage gestelltenPosition Anstand zu geben, es tritt aber sofort
das im 6. 90. der Verfassungs-Urkundenach dem Beschlussevom

29. December 1851 (jetzt Art. 75 der Verfassung vom 5. April
1875) vorgeschriebeneVerfahren ein, ohne daß es erst einer über-

einstimmendenbesonderenErklärung des Senates und der Bürger-
schaftdarüber bedarf, daß eine Beschlußnahme in dieserBeziehung
ohne wesentlichenNachtheil für das Gemeinwesenkeinen Aufschub
erleide. In einem solchenFalle hat der Senat in der nächsten
Versammlung der Bürgerschaft derselben mitzutheilen, welche seiner
Mitglieder er in die zu berufende Entscheidungs-Commissiongewählt
habe, und in derselbenVersammlung hat die Bürgerschaft die von

ihrer Seite in diese Commission abzuordnendenMitglieder zu er-

wählen. Die so ernannte Entscheidungs-Commissionhat sodann in

Gemäßheit der in den ö§s.94—100. der Verfassungs-Urkunde(jetzt
Art. 79— 85. der Verfassung vom 5. April 1875) zusammenge-
stellten Vorschriften die Streitfrage ohne Weiteres zu entscheiden,
und ohne daß es eines vorher durch Senat und Bürgerschaftbe-

sonders präcisirten Auftrages dazu bedarf.

GegebenLübeck, in der Versammlung des Senates, am

1. März 1852.

7. April 1875.

! Zum Art. 52. der Verfassung. Anhang VI.

Regulativ
für das Verfahren in den Geheimcommissionen.

ZurRegelung des Verfahrens für die Verhandlungen der Geheim-
commissionenhat der Senat, im Einvernehmen mit der Bürger-
schaft, auf Grund des Art. 52. der Verfassungdas nachstehende
Regulativ zu erlassenbeschlossen:
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g. 1.

Nachdem die Einsetzung einer Geheimcommissionbeschlossen
und deren Mitglieder nach Maßgabe des Art. 72. der Verfassung
ernannt worden, ist Demjenigen unter ihnen, welcher bei der Wahl
die meisten Stimmen erhalten hat, von dem Ergebnisseder Wahl-
handlung Kenntniß zu geben. Derselbe hat hierauf die Commission
innerhalb drei Tagen zusammenzu berufen.

In ihrer ersten Versammlung erwählt die Geheimcommission
aus ihrer Mitte einen Wortführer, sowie einen Stellvertreter
desselbenfür Verhinderungsfälle und einen Schriftführer.

Sodann verpflichtensichsämmtlicheMitglieder der Commission
zur Geheimhaltung der in den Commissionssitzungenstattfindenden
Verhandlungen bis nach beendigterSache.

Von sämmtlichenWahlen, sowie von der erfolgtenVerpflichtung
ist den für die Verhandlungen mit der Geheimcommissionvom

Senate ernannten CommissarenMittheilung zu machen.

g. 2.

Die Einladungen der Geheimcommissionzu gemeinsamen
Berathungen mit den Senatscommissaren erfolgen abseiten der

Letzteren; die Berufung der Commissionzu Sonderberathungen,
wenn solchevon derselben für erforderlich erachtetwerden sollten,
geschiehtdurch deren Wortführer.

18. 3. S. 143.

In den gemeinsamenSitzungen führt der dazu vom Senate
bestimmteCommissar,bei den besonderenBerathungen der Geheim-
commissionder von dieser erwählte Wortführer den Vorsitz.

Die Protokollführung wird in den gemeinschaftlichen
Sitzungen von einem dazu abgeordnetenSenatssecretair, in den

Sondersitzungenvon dem durch die Geheimcommissionaus ihrer
Mitte ernannten Schriftführer wahrgenommen.

F. 4.

Die Zuziehung von Sachverständigen ist nur zu den ge-
meinsamen Berathungen gestattet. Ein darauf gerichteterAntrag
bedarf jedochder Zustimmung der Senatscommissareund der Ge-
heimcommission.

Die Sachverständigenwerden im gegebenenFalle ebenfalls
dazu verpflichtet,über die in den Commissionssitzungenstattfindenden
VerhandlungenVerschwiegenheitzu beobachten.
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S. 5.

Ein Beschluß der Geheimcommissionist nur dann gültig,
wenn er von der Mehrheit sämmtlicherMitglieder gefaßtworden ist.

S. 6.

Die Erklärungen der Geheimcommissionüber die zur ver-

fassungsmäßigenVerhandlung in der Commission verstellten Fragen
werden in der Regel auf Grund der vorgenommenen Abstimmungen
mündlich zu Protokoll gegeben. Es können dieselbenjedochauch,
namentlich im Falle abweichenderAnsichten, schriftlich abgegeben
und begründet werden.

g. 7.

Nach Beendigung der Commissionsverhandlungenhaben die

Senats-Commissare über das Ergebnißderselben, unter Einreichung
der Acten, an den Senat zu berichten.

Ist bei Einsetzung der Geheimcommissiondie Genehmigung
der von derselbengefaßtenBeschlüsseSeitens der Bürgerschaftvor-

behalten, so sind die bezüglichenAnträge unmittelbar an die Bürger-
schaft zu richten, ohne daß es hiebei der im Art. 70. der Ver-

fassung vorgeschriebenenvorgängigen Einholung der gutachtlichen
Erklärung des Bürgerausschussesbedarf.

GegebenLübeck, in der Versammlungdes Senates, am

7. April 1875.

Zum Art. 74. der Verfassung. Anhang VII.

Bekanntmachung,
die Ausführung des F. 86. (jetzt Art. 74.) der revidirten

Verfassungs-Urkundebetreffend.

Zur Vollziehung des §. 86. ljetzt Art. 74.) der revidirten Ver-

fassungs-Urkundesind der Senat und die Bürgerschaftübereinge-
kommen, folgende Bestimmungenunverbrüchlichhalten und halten
lassenzu wollen:

1.

Wenn zwischendem Senate und der Bürgerschaft über die

authentischeAuslegung bestehenderGesetzeeine Meinungsverschieden-
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heit obwaltet, insbesonderewenn Bestimmungen der Verfassung
streitig sind, oder wenn ein von dem Senate oder der Bürgerschaft
auf den Grund der Verfassung in Anspruch genommenes Recht
von dem andern Theile bestritten wird, so wird zuvörderst der

Versuch gemacht, durch Anordnung einer gemeinsamenCommission
eine gütlicheAusgleichungder Meinungsverschiedenheitzu erwirken.
Bleibt dieser Versuchohne Erfolg, so ist die Streitfrage rechtlicher
Entscheidungund zwar ausschließlichder des 1 Ober-Appellations-
gerichtes der freien Hansestädte##Hanseatischen Oberlandes=

gerichts! zu unterwerfen.
2

Die Vergleichs-Commissionbesteht aus sechsPersonen, von

denen der Senat aus seinenMitgliedern drei und der Bürgeraus-
schuß aus den Mitgliedern der Bürgerschaft gleichfalls drei mit

absoluter Stimmenmehrheiterwählt.

3.

Von der in solcher Weise gebildeten Vergleichscommission
werden, unter angemessenerFristbestimmung, Senat und Bürger-
schaft gleichzeitigaufgefordert, eine Darstellung der Streitfrage,
mit Erörterung der rechtlichenGründe und Gegengründe,einzu-
reichen, und werden die eingekommenenSchriften, zu deren Beant-

wortung in einer anderweitigen Frist, gegenseitigmitgetheilt. Ein
weiterer Schriftwechselfindet vor dieser Commissionnicht Statt.

4.

Nachdem die Mitglieder der Commission die beiderseitigen
Schriften eingesehenund reiflich erwogen haben, so daß sie sämmt-
lich von der Streitfrage in allen ihren Beziehungen vollständigS. 1/5.

unterrichtet sind, wird über die Art und Weise einer gütlichen
Ausgleichung derselben von der Commissionin nähere Berathung
getreten.

Die Aufgabe der Commission ist nicht, sich über die Rechts-
frage auszusprechen,vielmehr die: gewissenhaftund fern von dem

Einflusse irgend eines Partei= oder Privat-Interesses zu erwägen,
was dem Gemeinwesenwahrhaft nützlich und förderlich sei. In
solcherGesinnungwird die Commission, eingedenkihrer hochwichtigen
Bestimmung, erstlich darauf bedachtsein, über eine gütliche Aus-

gleichung des Streitgegenstandessich zu verständigen; demnächst
1 S. die Note zu § 7.
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aber wird sie, als Resultat ihrer Verhandlungen, Vorschlägefür
einen Vergleich dem Senate einreichen, der sodann seineErklärung
im verfassungsmäßigenWege an die Bürgerschaft gelangen läßt.
Für die EinreichungsolcherVorschlägewird der Vergleichscommission
gleich bei ihrer Wahl in jedem einzelnenFalle durch Rath= und

Bürgerschluß eine Frist bestimmt. Ist dieseFrist nicht eingehalten,
so steht es jedem der beiden Staatskörper frei, gegen den anderen

die Vergleichsverhandlungenfür abgebrochenzu erklären und Ver-

sendungder Acten an das #Ober-Appellationsgericht Hanseatische
Oberlandesgericht! zum Spruche Rechtenszu begehren.

5.

Werden die Vergleichsverhandlungenvon einem der beiden

Staatskörper für abgebrochenerklärt, oder wird vdurchdie einge-
reichten Vorschlägeder Commission und die auf Grund derselben
zwischendem Senate und der Bürgerschaft gepflogenen weiteren

Verhandlungen die Meinungsverschiedenheitnicht erledigt, so hat
der Senat davon der Commission unverzüglich Anzeigezu machen
und diese binnen 14 Tagen, nachdem ihr die Anzeigegeworden,
sämmtliche zwischendem Senate und der Bürgerschaft bei ihr ge-
pflogenenVerhandlungen, unter Beifügung eines von zweien ihrer
Mitglieder, einem aus dem Senate und einem aus der Bürger-
schaft,durch ihre Unterschriftenfür richtig anerkannten Verzeichnisses
der Acten, wovon eine Ausfertigung dem Senate gleich wie der

Bürgerschaft versiegelt zuzustellen ist, dem # Ober-Appellations-=
gerichte f Hanseatischen Oberlandesgericht:? zum Spruche
Rechtenszuzusenden.Um die etwanigen Auflagen dieses Gerichtes
im Namen der Bürgerschaft entgegen zu nehmen und zu erledigen,
wird von dieser sofort, nachdemdie Vergleichsverhandlungenabge-
brochensind, eine Commissionaus ihrer Mitte ernannt, an deren

Spitze der Wortführer der Bürgerschaftoder, falls dieser verhindert
ist, einer von dessenStellvertretern steht.

6.

Sollte das x Ober-Appellationsgerichtt Hanseatische Ober-

landesgericht 3 zur Fällung des endlichenSpruches eine nähere
Ermittelung oder Aufklärung von Thatsachenoder eine Vervollstän-
digung der Acten auf Seiten des Senates oder der Bürgerschaft

1 S. die Note zu § 7.
2 S. die Note zu § 7.
3 S. die Note zu § 7.
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für unumgänglich nothwendig erachten, so wird es solches, unter

Bestimmung einer bei Vermeidung eines angemessenenPräjudizes
anzusetzendenFrist, zur Erledigung dem Senate, resp. der Bürger-
schaft anzeigen. Die Schrift, wodurch diese Erledigung beschafft
wird, ist unmittelbar beim Ix Ober-Appellationsgerichte,ohne Zu S. 146.

ziehung eines Procurators 1, Hanseatischen Oberlandes-

gericht? einzureichen,und bleibt es der Bestimmung des Gerichtes
überlassen, ob und in welcher Beziehung annoch eine weitere Er-

gänzung oder eine Vernehmlassungdes anderen Theiles anzu-
ordnen sei.

7.

#Kein Mitglied des Ober-Appellationsgerichtes,welches zu-
gleich Mitglied der Bürgerschaft ist, darf zu dem abzugebenden
endlichen Abspruchmitwirken. 13

8.

Das Gericht hat von seinem Abspruche gleichzeitigdem im
Senate vorsitzendenBürgermeister und dem Wortführer der Bürger-
schaft eine versiegelteOriginal-Ausfertigung zuzustellen. Die Ent-

siegelung und Verlesung dieses Absprucheserfolgt in den unver-

züglich und gleichzeitigzu berufenden Versammlungendes Senates
und der Bürgerschaft.

Beide Theile haben den Ausspruchdes Gerichtesunweigerlich
als verbindlich für sichanzuerkennen.

GegebenLübeck, in der Versammlungdes Senates, am

6. August 1851.

7. April 1875.

1 S. die Note zu § 7.
2 S. die Note zu § 7.
3 Sämtliche Anderungen in der vorstehendenBekanntmachung ruhen

auf der zweiten Verfassungsänderung v. 21. Juli 1879 (s. oben S. 3
und ihrenText S. 30. 31) und sind am 1. Oktober 1879 in Kraft getreten.
Die eingekreuztenWorte sind aufgehoben.

Deutsche Staatsgrundgesetze. X. Abteil. I.
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Vorbemerkung.

I. Bezeichnung der Quellen. „Die Verfassung der

freien Hansestadt Bremen“ samt ihren Ergänzungsgesetzen
ist veröffentlicht im „Gesetzblatt der freien Hansestadt
Bremen“. Dasselbe wird in einzelnen Nummern ausgegeben,
auf denen der Tag der Ausgabe angemerktist. Es dient der

Sicherheit und leichten Erkennbarkeit des Rechtszustandes,daß
Bremen, wenn eine größereAnzahl von Anderungenan der Ver-

fassungund ihren Ergänzungsgesetzenergangen oder vorzunehmen
sind, eine neue Gesamt-Publikation veranstaltet.

II. Die „Verfassung"“ ist zuerst mit sieben Ergänzungs-
gesetzenam 21. Februar 1854 publizirt worden (Gesetzblatt1854
. III S. 7—63); die Publikation der revidirten Verfassungmit
neun Nebengesetzendatirt vom 17. November 1875 (Gesetzblatt
1875 4222, S. 185—254); eine neue Revision, welche nicht
nur die inzwischenergangenen Anderungenaufnimmt, sondernselbst
zahlreicheAbänderungengetroffen hat, ist unter dem 1. Januar
1894 publizirt (Gesetzblatt1894 M 1, S. 1—61).

Auch in dieser wird die Verfassung noch als die
vom 21. Februar 1854 bezeichnet.

Von den am 17. Nov. 1875 datirten neun Nebengesetzen
fielen bei der Publikation vom 1. Januar 1894 zwei vollständig
aus: die GesetzeV. die richterlichenBehörden und VI. die Ent-

scheidungenvon CompetenzconflictenzwischenVerwaltungsbehörden
und Gerichtenbetreffend.

Wenn die neu publizirten siebenGesetzealle zum Abdruck ge-
bracht und nicht, wie es das Gleichmaßverlangt hätte, das V.,
VI. und VII. über die Kammern für Handel, Gewerbe und Land-
wirtschaft weggelassenworden sind, so ist dieß nur geschehen,weil
das, was vom verfassunggebendenStaate als Einheit gedachtund

publizirt ist, vom Herausgeberm. E. nicht verstümmeltwerden darf.
17



4 Vorbemerkung.

Abänderungenhat die Verfassung in der Publikation vom

1. Jannar 1894 bis zum Abschlußdieser Ausgabe nicht erfahren.
Wol aber haben die Ergänzungsgesetzeseither schonwieder vier

Abänderungenerfahren.
III. Inkrafttreten der Gesetze. Da eine gesetzlicheBe-

stimmung darüber fehlt, ist anzunehmen, daß die Gesetze, sofern
sie nicht selbstAbweichendesbestimmen,mit dem Tage ihrer Publi-
kation in Kraft treten.



Gesetzblatt
der

Freien Hansestadt Bremen.

1894. — MÆI.

I. Bekanntmachung, 2

die Verfassungder freien HansestadtBremen und die

auf dieselbesichbeziehendenGesetzebetreffend.

Vom 1. Januar 1894.

Nachdemdurch verfassungsmäßigeBeschlüssedes Senats
und der Bürgerschaft die Verfassung der freien Hansestadt
Bremen vom 21. Februar 1854 und die auf dieselbesich be-

ziehendenGesetzeeinigen Abänderungen unterworfen und unter

Berücksichtigungdereit ihrer Publikation im Wege der Gesetz-

gebungerfolgten Anderungenneu festgestellt worden sind,
ringt der Senat in dem somit beschlossenenWortlaute

A. die Verfassung der freien HansestadtBremen,
B. die sich auf dieselbebeziehendenGesetze,betreffend:

I. den Senat,
II. die Bürgerschaft, samt der Wahlordnung für

dieselbea,
III. die Deputationen,
IV. die Erledigung von Meinungverschiedenheitenzwischendem Senat und der Bürgerschaft,
V. die Handelskammer,

Vl. die Gewerbekammer,
VII. die Kammer für Landwirtschaft

hiemit zur öffentlichenKunde.

BeschlossenBremen,in der Versammlung des Senats am

1. Dezember1893 und bekannt gemachtam 1. Januar 1894.



6 Verfassung von Bremen.

:Verfassung der freienHansestadtHremen.
—.—————

Erster Abschnitt.
Von dem BremischenStaate im Allgemeinen.

5 1. Die Stadt Bremen und das mit derselbenver-
bundene Gebiet bilden einen selbständigenStaat unter der
Benennung: freie HansestadtBremen.

Als einer der Bundesstaaten,welche das deutscheReich
bilden, teilt der BremischeStaat die aus dieserVerbindung
herfließendenRechteund Verpflichtungen.

§ 2. Erwerb und Verlust der Staatsangehörigkeit be-
stimmen sich nach den Reichsgesetzen.

Bürger des Staats ist jeder Angehörige desselben,wel-
cher den Staatsbürgereid geleistet hat.

t i 3. Die Verfassungdes BremischenStaats ist republi-
anisch. ·

Zur Ausübung der Staatsgewalt nach Maßgabe ihrer
durch die Verfassung bestimmtenOrganisation und Wirksam-
keit bestehen:

A. der Senat,
B. die Bürgerschaft.

& 4. Die Rechtspflegewird von den dazu bestellten
Gerichten geübt. Sie bleibt von der Verwaltung getrennt,
wo nicht das Gesetzeine Ausnahme bestimmt.

Zweiter Abschnitt.
Von den Rechtender BremischenStaatsgenossen.

§+5. Die Freiheit der Person ist Jedem im Bremischen
Staate gewährleistet.

6. Sklaverei und Leibeigenschaftfinden in demselben
keine Anerkennung.

.

87. Verhafjungensdnur in den gesetzlichbestimmten
Fällen und Formen zulässig.

§58. Die Auswanderung ist von Staatswegen, soweit
nicht die Wehrpflicht entgegensteht,nicht beschränkt.
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§59. Das Abschoßrechtdarf gegen deutscheStaaten nie,
gegen fremdenur als Widervergeltung in Anwendung kommen.
5 10. Die Wohnung ist unverletzlich. Das Eindringen
in dieselbeund namentlich eine Haussuchungdarf nur in den
gesetzlichbestimmtenFällen und Formen geschehen.

§ 11. Die Betreibung jedes Gewerbes ist frei, soweit
nicht gesetzlicheAnordnungen entgegenstehen.

5 12. Jeder Staatsangehörige genießtvöllige Glaubens-
und Gewissensfreiheitund ist zu gemeinsamenhäuslichen
Ubungen seiner Relegion berechtigt. Indessen kann die reli= S. 3.

giöse Uberzeugung weder die Begehung gesetzwidrigerHand-
lungen rechtfertigen, noch von der Erfüllung gesetzlicherVer-

bindlichkeitenbesteien.
Der Genuß der bürgerlichenund staatsbürgerlichenRechte

wird durch das religiöse Bekenntnis überhaupt weder bedingt
noch beschränkt.

5 13. Jeder hat das Recht, durchWort, Schrift, Druck
und bildliche Darstellung seine Meinung frei zuäußern, un-

bechadetvergesetzlichenBestimmungenwider den Mißbrauch
ieses Rechts.

Die Pressedarfnicht unter Censur gestellt, andere Be-
schränkungenderselbendurch vorbeugendeMaßregeln dürfen
nur durch ein Gesetzeingeführt werden.

§&14. Jeder hat das Recht, sich mit Bitten und Be-
schwerdenschriftlich an die zuständigenBehörden zu wenden.
Dieses Recht kann sowohl von Einzelnen als gemeinschaftlich
von Mehreren ausgeübt werden. — Auf die bewaffneteMacht
findet dieseBestimmungnur insoweit Anwendung, als die
militärischen Disziplinarvorschriften es gestatten.

Auf solcheBitten und Beschwerdensind auf Verlangen
die Bescheideschriftlich zu erlassen. Bescheide,wodurch Be-

schwerdenzurückgewiesenwerden, sind mit Gründen zu versehen.
5#15. Jedem, der sichdurch eine Verwaltungsmaßregel

tnseinen Privatrechten gekränkt glaubt, steht der Rechtsweg
offen.

& 16. Vereine zu gemeinsamerWirksamkeit, sowie Ver-
sammlungen in geschlossenenRäumen zu friedlichen Zwecken
und ohne Waffen stehennach Maßgabe des Gesetzesallen
Staatsangehörigen frei.

17. AlleStaatsangehörigensind gleichvor dem Gesetze.
er Staat erkenntbei seinenAngehörigenkeinen Adel an.

Titel, Amter, Würden und Auszeichnungen,die einem
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Bremer von Seiten eines andern Staats oder einer Behördedesselben erteilt sind, werden nicht anerkannt, es sei denn,

daß die Annahmederselbenausdrücklichvom Senategenehmigt
wäre. Auch in diesem Falle werden dadurch keinerlei Be-

freiungen, Vorzügeoder Ansprüche vor andern Staatsange-
hörigen begründet.

§+18. Jeder Staatsangehörige ist unter Voraussetzungder
gesetzlicherforderlichenEigenschaftenzu jedemAmtewählbar.

§ 19. Das Eigentum und sonstige Privatrechte sind

unverletichEine Abtretung,Aufgebung oder Beschränkungderselben
zum allgemeinenBesten kann nur gegen gercchteEntschädigung
in den durch das GesetzbestimmtenFällen und Formen ver-

langt werden.
Alle gutsherrlichen und ähnlichen Grundlasten und Ge-

fälle sind ablösbar nach näherer Bestimmung des Gesetzes.
§ 20. Im Fall eines Krieges, Aufruhrs, Tumults oder

sonstigerUmstände,welchedie öffentlicheOrdnungund Sicher-
heit gefährden, kann der Senat die in diesemAbschnitteüber
Verhaftung, Haussuchung,Preßfreiheit, Versammlungs=und
Vereinsrecht enthaltenen Bestimmungenund die in Bezug dar-

auf erlassenenGesetze!zeitweiltaußer Kraft sehen.Er hat
jedoch der Bürgerschaft davon unverweilt Mitieilungzu
machen,und tritt eine jede desfallsigeAnordnung mit Ablauf
von vier Wochen ohne weiteres außer Kraft, sofern nicht
innerhalb solcher Frist die Bürgerschaft einer längeren Gel-
tung derselbenbeistimmt.

Dritter Abschnitt.
Von dem Senat und der Bürgerschaft.

J.
Organisation des Senats.

21. Der Senat bestehtaus achteemnMitgliedern.
on den Mitgliedern des Senats müssenwenigstenszehn

dem Stande der Rechtsgelehrtenangehörenund mindestens
fünf Kaufleute sein.

·

Durch Gesetzkann die Zahl der Mitglieder auf sieben-
zehn oder auf sechzehnherabgesetztwerden. In ersteremFalle
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brauchen nur vier, in letzteremFalle nur drei Mitglieder
Kaufleute zu sein!.

833 Die Wahl der Senatsmitglieder geschicttdurch
den Senat und die Bürgerschaft, nach näherer Bestimmung
des Gesetzes.

§+23. Wählbar ist jeder BremischeStaatsbürger, welcher
das dreißigsteLebensjahr vollendet hat und die für die Wahl

u einem Mitgliede der Bürgerschaftgesetzlichvorgeschriebene,jowiedie zufolgedes § 21 für die erledigte Stelle besonderserforderlicheEigenschaftbesitzt.
Indes ist derjenige, welcher seineZahlungen eingestellt

bat,nur dann wählbar, wenn die Befriedigung seiner Gläu-
iger zum Vollen erfolgt ist.

uch kann derjenige, welcher mit einem Mitgliede des
Senats in auf= oder absteigenderLinie blutsverwandt, oder
welcher dessenBruder, Oheim, Neffe, Stiefvater, Stiefsohn,
Schwiegervater,Schwiegersohn,Frauenbruder oder Schwester-
mann ist, nicht gewählt werden.

«

Es macht in den Fällen der Schwägerschaftkeinen Unter-
schied,ob die sie begründendeEhe noch fortdauert oder nicht.

Bei diesenVerwandtschaftsgradenwird die halbe Geburt
der vollen gleichgeachtet.

Wer aber erst, nachdem er in den Senat gewählt worden,
in ein solchesVerwandtschaftsverhältnistritt, ist darum zur
Niederlegung seinesAmtes nicht verpflichtet.

8 Die Mitglieder des Senats werden auf Lebenszeit
gewählt.

ine Verpflichtung zur Annahme der Wahl findet nicht
statt. Auch steht der Austritt aus dem Senat jederzeitfrei.

8383235. Ist bei einemMitgliedeeine geistigeoder körperliche
Schwächeeingetreten,welche die ferneregehörigeAntesührungnicht mehr zuläßt, so hat der Senat die Versetzungdesselben
in den Ruhestandzu veranlassen. SonstigeFälle, in welchen
ein Mitglied zum Austritt genötigt ist, bestimmt das Gesetz.

19J26. Die Mitglieder des Senats werden zur getreuenS. .

Kahrnchmunihres Amtes durch den von jedem derselben
bei seinem Antritt zu leistendenEid verpflichtet.

1 Das Gesetz, betreffend die Bahlder Mitglieder des

Senats, v. 1. Juni 1884 (Gesetzblatt1884 JN814 S. 83) bestimmt:

fest DieZahlder Mitglieder des Senats wird auf sechzehn
estgesetzt. x
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§ 27. Sie genießen festeHonorare und haben in den
gesetzlichbestimmten Fällen Anspruch auf Ruhegehalt.

§+28. Jedes Mitglieddes Senats muß in der Stadt
Bremen seinenregelmäßigenWohnsithaben, oder doch, sofern
dieses bei seinem Eintritt in den Senat nicht der Fall sein
sollte, binnen sechsMonaten daselbstnehmen.

29. Die dem GelehrtenstandeangehörendenMitglieder
des Senats dürfen neben ihrem Amtsgeschäftekein ander-
weitiges Berufsgeschäftbetreiben.

*s 30. Zwei Mitglieder des Senats sind Bürgermeister.
Die Wahl derselbengeschiehtvom Senat.
Jeder Bürgermeister wird auf einen mit dem Beginn

eines Jahres anfangendenZeitraum von vier Jahren gewählt.
Alle zwei Jahre tritt Einer von ihnen aus.

er Austretende ist nicht sofort wieder wählbar.
Geht ein Bürgermeister während seinerAmtsführung ab,

so wird binnen den nächstenvierzehnTagen seinNachfoler

erwählt. Dieser bekleidet alsdann das Amt, wenn dessen

Übernahme in die zweite Hälfte der Amtszeit des Abgegange-
nen fällt, nicht nur während der noch übrigen Veitsondern
auchwährend der folgenden vier Jahre. Fällt aber die Über-
nahme in die erste Hälfte jener Zeit, so steht er nur bis zu

derenAblaufdem Amte vor, ohnealsdann sofort wieder wähl-
ar zu sein. .

Eine Ablehnung der Wahl oder ein Austritt vor beendigter
Amtsführung kann nur mit Zustimmungdes Senats geschehen.

§ 31. Einer der Bürgermeister ist für die Dauer des
Jahres Präsident des Senats. Mit dem Anfange des nächften
Jahres tritt der andere Bürgermeister an seineStelle.

Der Präsident wird zunächstdurch den andern Bürger-
meister und auf Erfordern durch ein sonstigesvon ihm dazu
bestimmtesMitglied des Senats vertreten.

5*s#32. Der Präsident hat die Leitung der Geschäftedes
Senats. Er hat für die Aufrechthaltung der für den Ge-
chäftsgang bestehendenEinrichtungen Sorge zu tragen, sowie
ür die gehörigeAusführung der von einzelnen Mitgliedern
es Senats wahrzunehmendenGeschäfte.

Von allen an ihn für den Senat gelangendenEingaben
muß diesem in dessennächsterVersammlung Mitteilung ge-
macht werden.

* 33. Alle Beschlüssein Gesetzgebungs=und solchen
Regierungsangelegenheiten,welchenicht ihrer Naturnachdem
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besonderenGeschäftskreiseeiner ftändigen Behörde angehören,
werden vom Senat in seiner Gesamtheit nach Stimmen=
mehrheit gefaßt. .

§ 34. Jedes Mitglied des Senats hat das Recht, einen
Gegenstand zur Beratung und Beschlußnahmeauf die in

derGeschäftsordnungnäher festgesetzteWeise in Antrag zu
ringen.

1§ 35. Mit Handhabung der verschiedenenGeschäfts=S. 6.

zweigedes Senats sind von ihm nach näherer gesetzlicher
Bestimmung ständigeAusschüsseaus seinerMitte oder einzelne
Mitglieder beauftragt.

5

Zur Ubernahmedes ihm übertragenenGeschäftsist regel-
mäßig jedes Mitglied verpflichtet. Uber Ablehnungs= und
Entlassungsgründe entscheidetder Senat. 1

In Verhinderungsfällen einzelnerMitglieder ist eine Ver-

tretungdurch andere Mitglieder des Senats zulässig.
ei Beratung und Entscheidungüber Beschwerden,welche

über Verfügungen oder Unterlassungen der zu einzelnenGe-
schäftszweigenberufenen Mitglieder des Senats bei demselben
erhoben werden, dürfen die dabei beteiligten Mitglieder nicht.
zugegen sein. «

§36.FürdieProtokollführungundsonstigmHülfss
arbeiten sind einige Senatssecretäreangestellt. Einer der-
selben ist zugleich Archivar.

Sie werden vom Senate gewählt. .

837. Die näheren Vorschriften für den Geschäftsgang
werden nachMaßgabe der Verfassung und der Gesetzemittelst
einer Geschäftsordnungvom Senat festgestellt.

II.

Organisation der Bürgerschaft.
§538. Die Bürgerschaft bestehtaus hundertundfünfzig

Vertretern der Staatsbürger.
§ 39. Die Vertreter werden nach Maßgabe der Wahl-

ordnung in dazu angesetztenVersammlungenerwählt.
Wähler und wählbar sind in der Regel alle Bremischen

Staatsbürger.
BesondereAusnahmen bestimmt das Gesetz.
§*l40. Die Vertreter werden auf sechsJahre gewählt.

Alle drei Jahre geht die Hälfte ab.
Die Austretenden sind sofort wieder wählbar.
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5 Kal.Eine Verpflichtung zur Annahme der Wahl findet
nicht statt. .

Jeder Vertreter kann vor Ablauf der Zeit, für welche er

gewählt ist, seineEntlassung begehren. Die Fälle, in welchen
er zum Austritt genötigt ist, bestimmt das Gesetz.

§ 42. Wenn der Gewählte die Wahl ablehnt, oder aus
einem sonstigen Grunde vor seinemEintritt in die Bürger-
schaft ausfällt oder nach seinem Eintritt ausscheidet,so findet
eine Ergänzungder Wahlordnung gemäß statt.

443. Die Vertreter nehmenihre Obliegenheitenunent-

geltlich wahr.
& 44. Sie sind von keinerlei Instruktionen abhängig

und haben lediglich ihrer Uberzeugung von dem, was das
Wohl des Staates erfordert, zu folgen.

§ 45. Der Geschäftsvorstandder Bürgerschaft besteht
aus einem Präsidenten, einigen Vizepräsidentenund einigen
Schriftführern. Die Wahl derselben geschiehtvon der Bürger-
schetaus ihrer Mitte und zwar auf ein Jahr; indes sind

ie Austretenden sofort wieder wählbar.
S. 7. Diesem Geschäftsvorstandekann die Bürgerschaft einen
Arlnchivar als Mitglied zuordnen. Derselbe wird von ihr aus

ihrer Mitte für die Dauer seiner Teilnahme an der Bürger-

ghostgewählt und genießt ein gesetzlichzu bestimmendes
onorar.

Die Gewählten sind zur Ablehnung der Wahl befugt.
Auch kann jedes Mitglied des Geschäftsvorstandesim Laufe
des Jahres seine Entlassung begehren.

§ 46. Als Ausschußder Bürgerschaftbestehtdas Bürgeramt.
Dasselbeist gebildet aus dem Geschäftsvorstandeund aus

achtzehnanderen Vertretern, welchenach nähererBestimmung
des Gesetzesvon der Bürgerschaft dazu gewählt werden.

§&47. Das Bürgeramt hat die Verpflichtung:
a. auf die Aufrechthaltung der Verfassung,der Eelezeund Staatseinrichtungenfortwährend zu achtenund,

wenn es Mängel oder Beeinträchtigungenwahr-
nimmt, der Bürgerschaft deshalb zu berichten;

b. alle Mitteilungen des Senats an die Bürgerschaft
für dieseentgegenzunehmenund alle für den Senat

bestimmtenMitteilungen der Bürgerschaft an den
Senat gelangen zu lassen;

c. die Versammlungender Bürgerschaftzu veranstalten
und die Tagesordnung festzusetzen;
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d. alle ihm nachMaßgabe der Geschäftsordnungrecht-
zeitig zukommendenAnträge auf die Tagesordnung
zu stellen und spätereingegangeneAnträge, Be-
richte und sonstigeMitteilungen in der Versamm-
lung selbstanzuzeigen;

e. dem Senat von der Veranstaltung einer Versamm-
lung unter Mitteilung der Tagesordnung zeitig
Anzeigezu machen.

Sonstige Obliegenheiten des Bürgeramts in Bezug auf
die Geschäftsführungbleiben nähererBestimmung des Gesetzes
sowie beziehungsweiseder Geschäftsordnungder Bürgerschaft
vorbehalten.

§ 48. Anträge auf Beratung und Beschlußnahmeüber
einen Gegenstandkönnen, dosernie nicht vom Senat aus-

gehen, nur durch einen Vertreter an die Bürgerschaft ge-
langen.

«

Zu solchenAnträgen ist jeder Vertreter in der durch die
Geschaͤftsordnungnäher vorgeschriebenenWeise berechtigt.

§#49. Versammlungen der Bürgerschaft finden statt, so
oft das Bürgeramt es für nötig erachtet. Zur Veranstaltung
einer Versammlung ist dasselbeaber verpflichtet, wenn, unter

Mitteilung der zu beratenden Gegenstände,entweder der Senat
es für erforderlich hält, oder von wenigstens dreißig Ver-
tretern schriftlich darauf angetragenwird.

Die Ladungen zu den Versammlungenwerden schriftlich,
an jedenVertreter besonders,erlassenund zwar spätestensam

Tage vor der Versammlung.
Sollte in einzelnen Fällen die Veranstaltung der Ver-

sammlung so schleuniggeschehenmüssen,daß dieseFrist nicht
eingehaltenwerden oder die Ladung an! außerhalb der Stadt S. s.

BremenwohnendeVertreter nicht erfolgen könnte, so steht
dieses der Gültigkeitder von der beschlußfähigenZahl der
Vertreter gefaßtenBeschlüssenicht entgegen.

50. Zur aeschlufsasender Versammlungist die
Teilnahme von werigstensünfzig Mitgliedern erforderlich.

Ausnahmsweise kann indes auch in Ermangelung dieser
Zahl eine Beschlußnahmegültig erfolgen, wenn die Dring-
lichkeitdes Gegenstandeskeinen Aufschub gestattet und dieses
bei der hadungzu der Versammlungausdrücklich angezeigt
worden ist. Beantragt der Senat, daßwegen Dringlichkeit
des GegenstandesdieseAusnahme eintrete, 65ist demgemäß
zu verfahren.

«
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§ 51. Die Versammlungen der Bürgerschaft sind öffent-
lich. Der Senat ist jedochberechtigt, in solchenFällen, wo

es ihm durch das Staatswohl geboten erscheint,eine vertrau-

liche Sitzung zu beantragen, und ist dann die Offentlichkeit
der Versammlung unstatthaft. Auch wird, wenn wenigstens
zwanzig Mitglieder der Bürgerschaft eine vertraulicheSitzung
beantragen, nach Entfernung der Zuhörer, darüber, ob die

Hüchzerschaftden Gegenstand dazu geeignet halte oder nicht,in

Beschlußgefaßt.Im Bejahungsfalle geschiehtdie Beratungein

und sschlusnahmeüber die Sache gelchin vertraulicher
Sitzung; im entgegengesetztenFalle wird den Antragstellern
anheimgegeben,den Gegenstandzurückzunehmenoder zur öffent-
lichen Beratung zu bringen.

Sowohl wenn der Gegenstandzurückgenommenwird, als
auch wenn die Vornahme desselbenin vertraulicher Sitzung
erfolgt, ist jedes Mitglied der Bürgerschaft bis auf weiteres
zur Geheimhaltung des Gegenstandesund der darüber ge-

Hiogenenerhandlungen auf seinen Staatsbürgereid ver-
ichtet. .

§-52.DerPräsidenteröffnet,leitetundschließtdieBæ
ratungen.

Ihm liegt die Aufrechthaltung der duheund Ordnung
sowohl in der Versammlung selbst als auch unter den Zu-

hörernob. Wird die Ruhe durch die Zuhörer gestört, so
ann er die Entfernung derselbenveranlassen und dazu er-

forderlichenFalles die bewaffneteMacht in Anspruchnehmen.
§53. JdeFVertrete, welcher zu irgend einem Aus-

schussegewählt ist, kann in der Regel weder die Wahl ab-

lehnen, noch, so lange er Vertreter ist, seineTeilnahme an

dem Ausschusseaufgeben, sofern nicht die Bürgerschaft ihn
dazu ermächtigt.

«

Die Wahl in das Bürgeramt oder in einen sonstigen
ständigenAusschußist er abzulehnenberechtigt,wenn er das
fünfundsechzigsteLebensjahr vollendet hat oder ein Richter-
amt bekleidet, oder bereits zu drei ständigenAusschüssengehört.
Auch kann er, wenn er nach seinem Eintritt jenes Alter er-

reicht oder ein Richteramt übernimmt, seine Entlassungaus

jedem ständigenAusschussebegehren.
Die Wahl in einen Ausschußüberhauptist abzulehnen

befugt, wer bereits sechsAusschüssenals Mitgliedangehört.
1§5.54. Von allen Beschlüssender Bürgerschaft, welche

über Anträge des Senats erfolgen, oder sonst zur Mitteilung
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an denselbengeeignetsind, wird eine amtliche Ausfertigung
dem Senat eingereicht.

6 55. Die näheren Vorschriften über den Geschäftsgang
bei den Verhandlungen der Bürgerschaft und des Bürgeramts
bleiben der Geschäftsordnungvorbehalten, welche von der
Bürgerschaft nach Maßgabe der Verfassung und der Gesetze
festgestellt und sodann dem Senat zum Behuf der Geltend-
machung seines Einspruchsrechtsgegen etwaige verfassungs-
oder gesetzwidrigeBestimmungenderselben mitgeteilt wird.

III.

Wirksamkeit des Senats und der Bürgerschaft.
§ 56. Der Senat und die Bürgerschaft wirken in Aus-

übung der Staatsgewalt gemeinschaftlich, soweit nicht ver-

fassungsmäßigein Anderes festgesetztist. Jedoch hat der
Senat die Leitung und Oberaufsicht in allen Staatsangelegen.heiten, sowie die vollziehendeGewalt überhauptnachMaßgabe
der Verfassung.

§ 57. Demzufolgegehört zum Wirkungskreife des Senats,
als der Regierung des BremischenStaats:

a. die Sorge für die innere und äußere Sicherheit des
Staats;

b. die Sorge fürAufrechthaltung und zeitgemäßeEnt-
wickelung der Verfassung,der Gesetzeund Staatseinrichtungen,
sowie für getreue Ausführung aller Staatsverträge;

. Oberaufsichtüber alle Staats= und Kommunalbeamten,
über alle ausführenden, verwaltenden und gerichtlichenBe-
hörden, über alle vom Staate angeordnetenoder unter seiner

bhut stehendenAnstalten, über das Kirchen=und Schulwesen
und die milden Stiftungen, über die Verwaltung der Staats-
und Kommunalgüter, sowiedes Vermögensder Trchen.Schu-
len und öffentlichen milden Stiftungen, namentlich auch die
Abnahme und Zuschreibung aller über solche Verwaltungen
geführten Rechnungen;

Kraft dieses Oberaufsichtsrechtsfordert der Senat, wo

ihm ein Mangel in der Beobachtungder bestehendengesetz-
lichen Ordnung zur Kunde kommt, zu deren genauer Befolgung
auf und bewirkt solchedurch die dazu geeignetenMittel;

d. Ausübung der Rechte des Staats in kirchlichenAn-
gelegenheiten,— unbeschadetder Mitwirkung der Bürgerschaft
bei der Gesetzgebung,namentlich bei Anerkennung neuer Re-
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ligionsgesellschaften,— sowie des protestantischenEpiskopat-
rechtes in herkömmlicherWeise, unbeschadetder bestehenden
Rechteder kirchlichenGemeinden:

e. Vertretung des Staats gegen Dritte;
f. Leitung der auswärtigen Angelegenheiten,Ernennung

und Instruktion aller BremischenAbgesandten,Konsuln und

Wenten,Vollziehung von Staatsverträgen im Namen des
taats;

g. Aufnahme in den Staatsverband und Entlassung aus

demselben;
I!h. Abnahme aller dem Staate zu leistendenEide;

i. Begnadigung, Milderung und Abolition in Straf-

lechen„
nach vorgängigem Gutachten des dafür zuständigen

erichts;
k. das Dispensationsrecht,soweitdasselbenachGesetzoder

rechtlichemHerkommen

ere
ist;

1. Publikation der Gesetzeund Sorge für deren Voll-
ziehung, namentlich auch Erlassungvon Verordnungen zur
Handhabung derselben;

m. Verwaltung der Polizei und kraft derselbendie Ver-
ordnung und Handhabung polizeilicherVorschriften, welchedie

AufrechthaltungbstehenderOrdnung und die nächsteSicher-
stellung gegen drohende Gefahren betreffen;

n. Ernennung und Berufung, Instruktion, Einführungund Entlassung der Staats= und Gemeindebeamten und öffent-
lichenLehrer, unbeschadetder gesetzlichbestehendenAusnahmen
und Beschränkungen;

o. alle Verfügungen in Gewerbesachen,Soweitdieselbennicht dem gemeinsamenWirkungskreise des Senats und der
Bürgerschaft oder der Kompetenzder Gerichteangehören;

p. Verfügung über eine bestimmteSumme zu öffentlichen
oder anderen gemeinnützigenZwecken in Gemäßheit näherer
gesetzlicherBestimmung.

§ 58. Gegenständeder gemeinschaftlichenWirksamkeitdes
Senats und der Bürgerschaft sind namentlich:

a. die Genehmigungvon Verträgen mit auswärtigen Re-
gierungen, deren InhaltGegenständebetrifft, über welchedem
Senat keine einseitigeVerfügung zusteht;

b. Erlassung, authentische Auslegung,Abänderung und
Aufhebung von Gesetzen(unbeschadetder zu dem besonderen
Wirkungskreisedes Senats gehörigenErlossungvon Polizei-
verordnungen in Gemäßheitdes §557 m);
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C. Feststellungder Grundsätzeder Kommunalverfassungen;
d. allgemeineBestimmungenüber das Gewerbewesen,so-

wie die Erteilung, Abänderung, Verlängerung oder AussebungewerblicherPrivilegien, Monopole oder die Gewerbefreiheit
beschränkenderPatente;

e. Organisation und Verwaltung des Schulwesens und
der Einrichtungen für Volksbildung überhaupt nachden nähe-
ren Bestimmungen des Gesetzes;

k. Feststellung, Abänderung oder Aufhebung öffentlicher
Abgaben jeder Art; ihre Verteilungs= und Erhebungsweise,
sowie Erlaß oder Milderung derselben;

g. Verwaltung des gesamtenStaatsvermögens, Bestim-
mung über die Verwendung desselben,sowieErwerb und Ver-
äußerung von Staatsgütern und Benutzung des Staatskredits;

h. Errichtung, Abänderung und Aufhebung aller aus
Staatsmitteln zu unterhaltenden Anstalten, sowie deren Ver-
waltung unter Vorbehalt der gesetzlichenAusnahmen;

i. Verwaltung aller öffentlichenWohlthätigkeitsanstalten,
welche dem Staate angehören, sofern für dieselbennicht eine
andere Verwaltung nach ihrer besonderen!Natur oder stiftungs-S. u1.

mäßig erforderlich oder durch übereinstimmendenBeschluß des
Senats und der Bürgerschaft festgesetztist;

k. Wahl der Mitglieder des Senats und in den gesetzlich
bestimmtenFällen Versetzungderselbenin den Ruhestand;

1. Wahl der auf Lebenszeit berufenen Mitglieder der

Gerichte, nach Maßgabe des Gesetzes;
m. Errichtung neuer und Aufhebung bestehenderBe-

amtenstellen.
§+59. Die Ausübung dieser gemeinschaftlichenRechte

geschiehtvom Senat und der Bürgerschaft entweder unmittel-
bar durch übereinstimmendeBeschlüsseoder mittelbar durch
Ausschüsse,die vorbehältlich der Bestimmung des5 60 Aksatz2
aus Mitgliedern des Senats und der Bürgerschaft gebildet
sind (Deputationen). "

.

Diese Deputationen sind ständige, insofern es sich um

die zur gemeinschaftlichenWirksamkeit des Senats und der
Bürgerschaft gehörenden Verwaltungen und sonstigen fort-
dauernden Geschäftszweigehandelt.

Außerdem können die Vorberatung und Begutachtung
der einer gemeinsamenBeschlußnahmeunterworfenen Gegen-
ständeund die Ausführung beschlossenerMaßregeln an Deputa-
tionen verwiesenwerden.

DeutscheStaatsgrundgesetze. X. Abteil. II. 2
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§ 60. Das Oberaussichtsrechtdes Senats und die ihm
zustehendeLeitung aller Staatsangelegenheitenfinden auch bei
Deputationen Anwendung.

Für die gemäß § 59 Absatz 3 mit Vorberatungen und
Begutachtungenbeauftragten Deputationen kann der Senat
neben Senatsmitgliedernauch rechtsgelehrteMitglieder der
Gerichte zu seinen Kommissarenernennen.

Die näherenBestimmungen über die Errichtung und die
Zusammensetzung,sowie über den Wirkungskreis, das Ver-

Göörenund die Aufhebung von Deputationen erfolgen durch
esetz.

* 61. Sowohl der Senat als die Bürgerschaft sind zu
Anträgen auf Maßregeln und Beschlüsse,die ihrer gemein-
schaftlichenWirksamkeit angehören, berechtigt.

§ 62. Ihre Versammlungen finden unabhängig von ein-

ander# soweit nicht für besondereFälle ein Anderes fest-
gesetztist.

«

§563. Ihre gegenseitigenamtlichen Mitteilungen ge-
schehen,soweit nicht durch Gesetzoder Vereinbarung ein anderes
Verfahren festgesetztist, schriftlich und werden, sofern sie in
öffentlicher Versammlung der Bürgerschaft beraten oder für
eine solche bestimmt sind, durch den Druck bekannt gemacht.

§ 64. Die Bürgerschaft hat auf die Aufrechthaltung der
Verfassung, der Gesetzeund Staatseinrichtungen zu halten und
auf zeitgemäßeEntwickelung derselben,sowie auf Beseitigung
etwaiger Mängel oder Beeinträchtigungen in Gemäßheit der
Gesetzehinzuwirken.

§ 65. In Beziehung auf Polizeiverordnungen, welche
von dem Senat oder dessenBehörden erlassenworden, ist die
Bürgerschaft berechtigt,nicht nur hinsichtlichder Zweckmäßig-
keit der erlassenenVorschriften dem Senate Vorstellungen zu
machen,um ihn zu einer Abänderung derselbenzu veranlassen,

S. 12. sondern auch, wenn sie dafür hält, daß die erlasseneVorschrift
der Gesetzgebungangehöre, nötigenfalls darüber eine gericht-
liche Entscheidung nach näherer Bestimmung des Gesetzeszu
veranlassen.

5 66. Alle Maßregeln, zu denen verfassungsmäßigeine
Vereinbarung des Senats und der Bürgerschaft erforderlich
ist, können nur mittelst übereinstimmendenBeschlussesder-

selben zu Stande gebracht werden, und es ist, so oft der
Senat und die Bürgerschaft bei Ausübung ihrer gemeinschaft-
lichen Wirksamkeit hinsichtlich der Zweckmäßigkeiteiner das
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öffentliche Wohl betreffendenMaßregel verschiedenerAnsicht
sind, eine definitive Entscheidung nur im Wege gegenseitiger
Verständigung herbeizuführen,— zu deren Beförderung übri-
gens jeder Teil das Recht hat, die Niedersetzungeiner De-

putation zu begehren,welcheüber Vermittlungsvorschlägesich
zu beraten und darüber zu berichtenhat.

Ergiebt sich aber zwischendem Senate und der Bürger-
ast eine Meinungsverschiedenheitüber die Auslegung der

erfassungoder eines Gesetzesoder eines sonstigen gemein-
schaftlichen Beschlusses,so unterliegt die Streitfrage nach
näherer Bestimmung des Gesetzeseiner gerichtlichenEntschei-
dung. Diese Entscheidunghat die Kraft eines gemeinsamen
Beschlussesdes Senats und der Bürgerschaft.

§567. Anderungen der Verfassung können nur auf dem
nachfolgend vorgeschriebenenbesonderenWege der Versndelungund BeschlußnahmezwischenSenat und Bürgerschaft
zu Stande gebrachtwerden.

a. Der Antrag auf eine solcheAnderung gelangt in der
Bürgerschaftnur dann auf die Tagesordnung, wenn er

entweder vom Senat ausgegangen oder von wenigstens
dreißig Vertretern schriftlich, der Geschäftsordnungge-
mäß, eingebrachtist. — Uber den Antrag finden zwei
Beratungen in verschiedenenSitzungen der Bürger-
schaft statt. Abänderungsanträge können bei beiden
Beratungen in der gewöhnlichenForm eingebrachtwer-

den, bedürfen jedochder Unterstützungvon dreißig Ver-
tretern. Am Schlusseder zweiten Beratung beschließt
die Bürgerschaft, ob sie den Antrag, eventuell mit

welchenAbänderungen sie denselbenzur weiteren Ver-

handlung verweist.
b. Stimmt der Senat diesemBeschlussezu, so wird eine

Deputation zur Berichterstattung niedergesetzt.Dieselbe
ist befugt, Abänderungsanträge zu der an sie ver-

wiesenenVorlage zu stellen.
c. Nach Eingang des Berichts der Deputation wird in

der Sache weiter beraten und Beschluß gefaßt. Dabei
können sowohlim Senat als in der Bürgerschaft Ab-

änderungsanträgezu der Vorlage und zu den etwaigen
Abänderungsanträgen der Deputation gestellt werden.

Zu ihrer Annahmebedarf es der Mehrheit der gesetz-
lichen Zahl der Senatsmitglieder und der Vertreter.

27
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In der Bürgerschaft ist außerdem bei der Einbringung
die Unterstützung von dreißig Vertretern erforderlich.

d. Eine Anderung der Verfassung ist nur dann als von

Senat und Bürgerschaft beschlossenanzusehen, wenn

dieselbe,nachvorgängiger Erledigung der Vorschriften a,

b, c, in zwei verschiedenenSitzungen des Senats von

der Mehrheit der gesetzlichenZahl der Mitglieder an-

genommen worden ist, und wenn in zwei verschiedenen
Sitzungen der Bürgerschaftmehrals die Hälfte der gesetz-
lichenZahl der Vertreter sichfür die Annahmeerklärt hat.

2 KieerBeschluß tritt mit dessenPublikation sofort in
raft.

Vierter Abschnitt.
Von den richterlichen Behörden.

§ 68. Die Verwaltung der Rechtspflegegeschiehtaus-

schließlichdurch die gesetzlichdazu bestellten Gerichte.
§s69. Den Entscheidungenderselbeninnerhalb der Gren-

zen ihrer Kompetenz muß von allen Behörden Anerkennung
gewährt werden. Etwaige KompetenzkonfliktezwischenVer-
waltungsbehörden und Gerichten werden nach Maßgabe des
Gesetzeserhobenund entschieden.

§570. Die Wahl der rechtsgelehrtenMitglieder der Ge-
richte, welche im Bremischen StaatsgebieteihrenSitz haben,
erfolgt von einem Ausschusse,der aus Mitgliedern des Senats,
der Bürgerschaft und der gedachtenGerichte gebildet wird.

& 71. Im übrigen werden die Bestimmungen in betreff
der Wahl und Wählbarkeit zum Richteramte, der Amtsver-
hältnisse der Richter und der Zuständigkeit der Gerichte durch
das Gesetzund die vom Senate mit Zustimmung der Bürger-
schaft abgeschlossenenStaatsverträge bestimmt.

Fünfter Abschnitt.
Von den Gemeinden des BremischenStaats.

§&72. Jede Gemeinde hat das Rechtauf eine selbständige
Gemeindeverfassung.

8 73. Die Grundsätze der Gemeindeverfassungwerden
auf dem Wege der Gesetzgebungbestimmt.



Verfassung von Bremen. 21

Die Verfassungen der Gemeinden können nach diesen
Grundsätzenvon den Gemeinden selbst festgestelltwerden, be-
dürfen aber der Bestätigung des Senats.

Ohne Zustimmung der Gemeinden können denselbenGe-

meindeverfassungennur im Wege der Gesetzgebunggegeben
werden.

§*74. Der Senat hat die Oberaufsicht über die Ge-
meinden und deren Beamte, sowie über die Verwaltung der

Gemeindegüter.
8 75. Die Stadt Bremen, bestehendaus der Altstadt,

der Neustadt und den Vorstädten, bildet für sicheine Gemeinde
des BremischenStaats.

18 76. Die gesetzlichenOrgane dieserGemeinde sind der S. 14.

Senat und die Stadtbürgerschaft.
§&77. Die Stadtbürgerschaft bestehtaus sämtlichenvon

den städtischenWählern in die Bürgerschaft gewählten Ver-
tretern, welcheAngehörige dieser Gemeinde sind.

§578. Sobald der Senat und die Stadtbürgerschaft es

verlangt, soll die Verwaltung der städtischenGemeindeangelegen-
heiten von der Staatsverwaltung getrennt werden.

r 79. Nach beschlossenerTrennung treten der Senat
und dieStadtbürgerschaft hinsichtlichder städtischenGemeinde-

angelrgenheitenin dasselbeVerhältnis, in welchemder Senat
und die Bürgerschaft hinsichtlich der Staatsangelegenheiten
stehen. Indessen können der Senat und die Stadtbürgerschaft
jederzeit abweichendeBestimmungentreffen.

5§ 80. Sobald die Trennung der #ädtischenGemeinde-
angelegenheitenbeschlossenist, werden alle der Stadt als sol-
cher zustehendenGüter und nutzbaren Rechte mit Einschluß
der dahin gehörendenAnstalten und Stiftungen der Stadt-
gemeindezur Verwaltung und Verfügung überwiesen.

§ 81. Bis dahin können, soweitnicht durch Gesetzanderes
bestimmt ist, zu Mitgliedernderjenigen Behörden, welche für
städtischeGemeindeangelegenheitenund für städtischeAnstalten
und Stiftungen bestehen,nur Staatsbürger gewählt werden,
welcheAngehörige der BremischenStadtgemeindesind.

5*s82. So lange die der Stadt zustehendenGüter und
nutzbaren Rechte der Stadtgemeinde nicht überwiesen sind,
fließen die Einkünfte aus denselbenin die Staatskasse und
werden die darauf zu machendenVerwendungenaus Staats-
mitteln bestritten. Dasselbe gilt von allen Einnahmen aus
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städtischenAbgaben und von den Verwendungen für städtische
Gemeindebedürfnisse.

§ 83. Sobald die Ausscheidungerfolgt, werden alle bis
dahin von der StaatskassebezogenenEinkünfte und gemachten
Verwendungen als sichbegleichendangenommen. Für die dann
vorhandenen Staatsschulden bleiben die der Stadtgemeinde
überwiesenenGüter und Rechteverhaftet.

84. Auch schon vor eingetretener Trennung können
der Senat und die Stadtbürgerschaft städtischeGemeinde-
anstalten gründen und abgesondertverwalten.

Sechster Abschnitt.
Von Staatsanstalten zur Förderung des Handels,

der Gewerbe und der Landwirtschaft.
§585. Zur Förderung des Handels und der chiffahrtsowie der Interessen der Kaufmannschaft bestehender Kauf-

mannskonvent und die Handelskammer.
8§86. Zur Förderung der Gewerbe und der Interessen

des Gewerbestandesbestehender Gewerbekonvent und die Ge-
werbekammer.

S. 15. (887. Zur Förderung der Interessen der Landwirtschaft,
insbesondere des Ackerbaues und der Viehzucht, besteht die
Kammer für Landwirtschaft.

§ 88. Für die Organisation und Wirksamkeit dieserAn-
stalten bilden nachstehendeBestimmungendie Grundlage. Die
näheren Vorschriften sind der Gesetzgebungvorbehalten.

J.

Kaufmannskonvent und Handelskammer.
6 89. Der Kaufmannskonvent bestehtaus Mitgliedern

der BremischenBörse.
§590. Derselbe ist dazu berufen, über Angelegenheiten,

welcheden Handel und die Schiffahrt berühren, zu beraten.
§* 91. Die Versammlungen des Kaufmannskonvents

finden auf Veranstaltung der Handelskammerund unter ihrer
Leitung statt. Eines ihrer Mitglieder führt den Vorsitz.

* 92. Die Handelskammer besteht aus vierundzwanzig
Mitgliedern des Kaufmannskonvents.
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§ 93. Die Mitglieder der Handelskammerwerden vom

Kaufmannskonvent auf eine durch das Gesetzzu bestimmende
Anzahl von Jahren gewählt. .

§* 94. Die Handelskammerist der Vorstand der Kauf-
mannschaftund vertritt dieselbegegen Dritte.

§ 95. Sie ist berufen, auf Alles, was dem Kandelund der Schiffahrt dienlich sein kann, fortwährend ihr Augen-
merk zu richten, darüber zu beraten und dem Senat auf
dessen Antragoder auchirae gutachtlichzu berichten,
wie auchdie ihr zur Förderung des Handels=und Schiffahrts-
verkehrsangemesßenscheinendenMaßregeln bei den zuständigen
Behörden zu beantragen.

§ 96. Sie hat in wichtigen, zu ihrem Wirkungskreise
gehörendenAngelegenheiteneine Beratung des Kaufmanns-
konvents zu veranlassen, demselbenauch von Zeit zu Zeit
über ihre WirksamkeitBericht zu erstatten.

397. Uber alle in Handels=oder Schiffahrtsangelegen-
heiten zu erlassendenGesetzewird vorab die andelgammer,

welche auf Erfordern eine Beratung des Kaufmannskonvents
darüber veranstaltet, zu einer Begutachtung veranlaßt.

§ 98. Im Einverständnissemit der Handelskammerund
nach Vernehmungdes Kaufmannskonvents können, sofern die
Staatskasse nicht dabei beteiligt ist, vom Senat Regulative
für den Handels= und Schiffahrtsbetrieb und für die dazu
gehörigen Hülfsgeschäfte,sowie die erforderlichenTaxen für
letztere festgestellt und erlassen werden. Jedoch kann eine
Abänderung oder Aufhebung solcherAnordnungen gucceinen
Beschluß des Senats und der Bürgerschaft jederzeit erfolgen.

. Die Handelskammer hat die Verfügung über
eine bestimmteSumme in Gemäßhbeitnäherer gesetzlicherBe-
stimmung.

1§ 100. Zur Beratung über Handels=und Schiffahrts-S. 16.

angelegenheiten,sowie zur gegenseitigenMitteilung der sich
darauf beziehendenAnträge und Beschlüssedes Senats und
der Handelskammerist eine Behörde aus einigen Mitgliedern

des.Senats und einigen Mitgliedern der Handelskammerge-
ildet.

§ 101. Für einzelneGeschäftszweigeund Einrichtungen,
welchedem Handels=und Schiffahrtsbetriebe zur Hülf=dienen,
bestehenbesondereBehörden aus einigen Mitgliedern des Se-
nats und einigen Mitgliedern der Handelskammer,welche die
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nächsteAufsicht über solcheGeschäftszweigeund Einrichtungen
Fuar anhbei der Wahl der dafür anzustellendenBeamten
mitwirken.

II.

Gewerbekonvent und Gewerbekammer.

§ 102. Der Gewerbekonvent wird aus Staatsbürgern.
deren Berufsthätigkeit in der Betreibung eines Handwerks
oder einer Fabrik bestehtoder bestandenhat.gebildet.

§*s103. Die Mitglieder des Gewerbekonvents werden von
den Genossender verschiedenenGewerbe auf eine durch das
Gesetzzu bestimmendeAnzahl von Jahren zwählt*s#104. Der Gewerbekonvent ist dazu berufen, über An-
gelegenheiten,welche die Interessen des Gewerbestandesbe-
rühren, zu beraten.

§ 105. Die Versammlungendes Gewerbekonvents finden
auf Veranstaltung der Gewerbekammer und unter Leitung des
Vorsitzers derselben statt.

§ 106. Die Gewerbekammer bestehtaus einer durch das

Gesetzu bestimmendenAnzahl von Mitgliedern des Gewerbe-
onvents.

§&107. Dieselben werden vom Gewerbekonvent auf eine
gesetzlichzu bestimmendeAnzahl von Jahren gewählt.

§5108. Die Gewerbekammer ist berufen, auf Alles, was
ür das Gewerbewesendienlich sein kann, fortwährend ihr
Wgenmerkzu richten, darüber zu beraten und dem Senat

auf dessenAntrag oder auch unaufgefordert gutachtlich zu be-
richten, wie auch die ihr *!• Förderung des Gewerbeverkehrsangemessenscheinenden Maßregelnbei den zuständigen Be-

hörden zu beantragen.
§+109. Sie hat in wichtigen zu ihrem Wirkungskreisege-

hörendenAngelegenheiteneine Beratung des Gewerbekonvents
zu veranlassen, demselbenauch von Feitzu Zeit über ihre
Wirksamkeit Bericht zu erstatten.

& 110. Uber alle in Gewerbeangelegenheitenzu erlassen-
den Gesetzewird vorab die Gewerbekammer, welcheauf Er-
fordern eine Beratung des Gewerbekonvents darüber ver-

anstaltet, zu einer Begutachtung veranlaßt.
& 111. Die Gewerbekammer hat die Verfügung über

eine bestimmteSumme in Gemäßheitnäherer gesetzlicherBe-
stimmung.
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III.

Kammer für Landwirtschaft.
* 112. Die Kammer für Landwirtschaft besteht aus

zwanzig praktischenLandwirten. ·

113. Die Mitglieder werden von den Landwirten
nach näherer Bestimmungdes Gesetzeserwählt.

8 114. Die Kammer für Landwirtschaft ist berufen, auf
Alles, was für die Landwirtschaft, insbesondere für Ackerbau
und Viehzucht, im allgemeinen dienlich sein kann, fortwährend
ihr Augenmerkzu richten, über die Mittel zu deren Förderung,
sowie über die Beseitigung etwaiger Hindernisse zu beraten
und darüber dem Senat auf dessenAufforderung oder auch
unaufgefordert.zutachtlichzu berichten.

* 115. Uber alle in Angelegenheitender Landwirtschaft
zu erlassendenGesetzewird die Kammer vorab zu einer Be-
gutachtung veranlaßt. ·

§ 116. Die Kammer für Landwirtschaft hat die Ver-
fügung über eine bestimmte Summe in GemäßheitnähererHesellberBestimmung.

. 17.
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S.18. Gesetze
zu weiterer Ausführung einzelnerBestimmungen

der Verfassung.

I. Gesetz,den Senat betreffend.

Erste Abteilung.
Bestimmungen über die Wahl in den Senat undüber den

Austritt aus demselben.
§ 1. Die Wahl eines Mitgliedes des Senats wird

binnen vierzehn Tagen nach eingetretenemErledigungsfall
vorgenommen.

& 2. Am Tage der Wahl versammelt sich der Senat,
veranlaßt eine glelchzeitigeVersammlung der Bürgerschaftund

zeigtderselbenan, daß ein Platz in jäerMitte erledigt und
urch eine neue Wahl zu besetzensei, auch ob dasmal in

GemäßheitgesetzlicherBestimmungen ein Rechtsgelehrteroder
ein Kaufmann zu wählen, oder ob bei der vorzunehmenden
Wahl ohneRücksichtauf den Stand zu verfahren sein werde.

§ 3. Hierauf teilt sich die Bürgerschastdurch das Los
in fünf der Zahl nach möglichstgeicheAbteilungen, von

welchen eine jede in abgesonderter Versammlungmittelst ge-
heimer Stimmgebung nach absoluter Stimmenmehrheit zu-
vörderst aus sämtlichenwahlfähigen Staatsbürgern drei Kan-
didaten für die erledigte Stelle und sodann aus ihrer Mitte
einen Wahlmann erwählt, hierauf aber das Resultat ihrer
Wahlen dem Präsidentender Bürgerschaft zur Anzeigebringt.

§&4. Der Senat erwählt gleichzeitig aus seiner Mitte
fünf Wahlmänner mittelst geheimerAbstimmungnachabsoluter
Stimmenmehrheit, und teilt die Bürgerschaft, nachdemihresämtlichenAbteilungen das #ahegechstbeendigt haben, die

erzeichnisseder nachder BuchstabenfolgegeordnetenNamen
der erwählten fünf Wahlmännerund der ausgemitteltenKan-
didaten dem Senate mit.
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* 5. Die in solcherWeise erwählten zehn Wahlmänner
treten vor den Senat und haben in Gegenwart der Bürger-
schaft eidlich zu geloben:

„Ich schwöreund gelobe zu Gott, daß ich bei der jetzt

anzustellendenVorwahl dem Gesetzegemäß verfahren
und nach meiner bestenUberzeugungKeinem, den ich
nicht für würdig und tüchtig, bei einer Auswahl unter

Mehreren aber stets demjenigen, welchen ich für den
Würdigsten und Tüchtigsten zu der erledigten Rat-

mamnseellehalte, meine Stimme gebenwill. So wahr
helfe mir Gott!“

Hierauf begebensie sich sofort in das Wahlzimmer.
1§ 6. Die Wahlmänner erwählen mittelst geheimerS. 12.

Stimmgebung nach absoluter Stimmenmehrheit aus den von

den fünf Abteilungen der BürgerschaftaufgestelltenKandidaten
diejenigen drei Staatsbürger, welche zur Wahl eines Mit-
gliedes des Senats in Vorschlag gebrachtwerden sollen.

§&#7. Bei dieserVorwahl haben die Wahlmänner nach
folgenden Bestimmungenzu verfahren:

1) Bis zu völliger Beendigung des Geschäftsdarf keine
Unterbrechung desselben, auch keine Besprechung
einzelner Wahlmänner unter einander und keinerlei
Mitteilung zwischen denselben und anderen Per-

zenegafndenbei dem Wahlgeschäftein Betrach2) Nach Verlesung der bei dem Wahlgeschäftein Betracht

kommendengesetlichenVorschriften wird zuvörderstüber jeden einzelnenKandidaten geheimabgestimmt,
ob er bei der vorzunehmendenWahl in Betracht ge-

pogenwerden soll oder nicht, und nur, wenn min-

estens sechsStimmen diese Frage bejahen, kann
derselbeüberhauptin Vorschlag gebrachtwerden.

3) Haben sich bei dieser Abstimmung nur für drei
oder weniger als drei Kandidaten mindestens sechs

Stiemmenerklärt, so sind solche als gewählt an-

zusehen.
Sowohl nachdiesemErfolg, als auchwenn für

keinen der Kandidaten mindestenssechsStimmen sich
erklärt haben, ist damit das Wahlgeschäftder Wahl-

männer beendigt.
4) Haben aber nach dem Erfolge der Abstimmung mehr

als drei der Kandidaten die absoluteMehrheit, so ist
das Wahlverfahren in folgender Weisefortzusetzen:
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a. Es wird über dieseKandidaten in der Art ab-
estimmt, daß jeder Wahlmann mittelst geheimer
bstimmungdiejenigendrei derselbenbezeichnet,

welchener seineStimme gebenwill.
b. Wer bei dieser zweiten Abstimmung wenigstens

sechsStimmen erhält, ist als gewählt anzusehen.
Zc. Habenaber nachdem Erfolge dieserAbstimmung

mehr als drei die absoluteMehrheit, so wird die

Wahlhandlungunter Weglassung dessen, der
unter ihnen die wenigstenStimmen erhalten hat,
wiederholt und damit so lange fortgefahren, bis
nur nochdrei die absoluteMehrheit haben. Fin-
det sichbei denen, welchedie wenigstenStimmen
erhalten haben, Stimmengleichheit, so ist unter

ihnen zur Ermittelung des zunächstWegzulassen-
den die Wahl zu wiederholen.

d. So lange ichnicht die absolute Mehrheit für
die zu wählendendrei Staatsbürger ergiebt, wird
für die noch nötige Wahl unter jedesmaliger
Weglassungdesjenigen,der die wenigstenStim-
men erhalten, der Wahlversuch wiederholt.

le. Findet sichdabei in Anschungdesjenigen,welcher
wegzulassenist, für zwei oder mehrere, welche
Stimmen erhalten haben, gleicheStimmenzahl,
so erfolgt über diejenigen, bei welchen dieses
zutrifft, eine abermalige geheimeAbstimmung,
und wird demnächstder, für welchensich dabei,
oder erforderlichenfalls nach gleichmäßigwieder-

boltemWahlversuch,die wenigstenStimmen er-

lärt haben, weggelassen.
f. Wenn im Falle einer Stimmengleichheitbei dieser

Wahlhandlung weder durch Anwendung der
obigen Vorschriften,noch durch nochmalige Ab-
stimmung ein Endresultat erlangt werden kann,
so entscheidetdas Los.

6 8. Gleich nachBeendigungdiesesWahlverfahrens über-

reichendie Wahlmänner dem Senat das nach der Buchstaben-

LalseabgefaßteVerzeichnis derjenigen Staatsbürger, welche
ie in Vorschlag bringen, oder zeigen dem Senate an, daß

keiner von den auf den Wahlaufsatz gekommenenKandidaten
die erforderlicheMehrheit habe erlangen können.
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§59. Im letzterenFalle teilt sich die Bürgerschaft auf
die vom Senate io-davon gemachteAnzeige von neuem durch
das Los in fünf Abteilungen, wovon wiederum eine jede
wie das erste Mal drei Kandidaten für die erledigte Stelle
und sodann einen Wahlmann zu erwählen hat.

10. Sind von den Wahlmännern nur einer oder
zwei der auf dem WahlaussatzbefindlichenKandidaten in Vor-
schlag gebracht, so wird zwar ebensoverfahren, jedoch mit
dem Unterschiede,daß jetzt nur zwei oder ein Kandidat für die
erledigte Stelle von den neuen Abteilungen der Bürgerschaft

gewähltund von den Wahlmännern in Vorschlag gebracht
werden.

§ 11. Dieses Verfahren wird so lange wiederholt, bis
von den aus dem Senat und der Bürgerschaft erwählten
Wahlmännern in Gemäßheit der vorstehendenBestimmungen
drei Staatsbürger für die erledigte Stelle in Vorschlag ge-
bracht sind.
. gn. Bei jeder erneuerten Wahl der Wahlmänner aus
der Bürgerschafterwählt auch der Senat von neuem fünf
Wahlmänner aus seiner Mitte.

§* 13. Sobald die Wahlmänner sichin der vorgeschriebenen
Weise über die drei Staatsbürger vereinigt haben, welche zur

Wahl vorgeschlagenwerden sollen, teilt der Senat das Er-

gebnis der Vorwahlder Bürgerschaft mit und fordert sie auf,
die Wahl vorzunehmen.

& 14. Hieraufwird von allen anwesenden Mitgliedern
der Bürgerschaft durch geheimeAbstimmung mit absoluter

Stimmenmehlheiteiner der drei Vorgeschlagenenzum Mit-
gliede des Senats erwählt.

Bei dieserWahl wird, wenn nicht eine solcheStimmen-
mehrheit vorhanden ist, unter Weglassungdesjenigen, welcher
die wenigstenStimmen erhalten hat, der Wahlversuch wieder-
holt. Sollte sich Stimmengleichheitergebenund solcheauch
nicht durch Wiederholung des Wahlversuchsbeseitigt werden,

65wird unter denen, auf welche gleicheStimmenzahl ge= S. 21.

allen ist, derjenige, welcher ausfallen soll, durch das Los
bestimmt.

§ 15. Das Ergebnis der Wahl wird dem Senate von
der Bürgerschaft durch eingeDeputirte angezeigt,worauf der
Senat die Berufungdes Erwähltenverfügt.

Auf diese ihm gewordeneAnzeige hat der Berufene sich
sofort zu erklären, ob er die Wahl annehme oder ablehne.
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§ 16. Sollte der Gewählte die Berufung ablehnen, so
wird binnen vierzehnTagen nach dieserAblehnung eine neue

Wahl nach Maßgabe der vorstehendenBestimmungen ver-

anstaltet.
& 17. Zur Beeidigung und Einführung des Gewählten

wird in der Regel binnen acht Tagen nach der Wahl vom

Senat in einer öffentlichen Versammlungdes Senats und
der Bürgerschaft geschritten.

" )
8. Der von dem Gewählten zu leistende Amtseid

geht dahin:

„Ich schwöreund gelobe zu Gott, daß ich als Mitglied
des Senats die Pflichten meines Berufs treu und ge-
wissenhaft erfüllen, insbesondere die Verfaflungdes
BremischenStaats und die Gesetzedesselbennach bestem

Wissen, so viel ich vermag, aufrecht erhalten und das
öffentlicheWohl zu fördern redlich michbestreben,auch
verschwiegensein will in Allem, was Verschwiegenheit
erfordert oder geheimzu halten mir geboten wird.
So wahr helfe mir Gott!“

§ 19. Zum Austritt aus dem Senat ist derjenige ver-

pflichtet, bei welchem ein Verhältnis entsteht, das seiner
Wählbarkeit entgegengestandenhaben würde. Wer indes nach
seiner Wahl in ein solchesVerwandtschaftsverhältnis, welches
seiner Wählbarkeit entgegengestandenhaben würde, gelangt,
ist darum zur Niederlegung seines Amtes nicht verpflichtet.

§ 20. Wer sich beharrlich weigert, den ihm als Mitglied
des Senats geschlichoder in Gemäßheit der Geschäftsordnung
obliegenden Verbindlichkeitennachzukommenoder der Pflicht

ur Geheimhaltung eines Gegenstandeszuwider handelt oder
ie dem Senat oder seinerStellung schuldigeAchtung gröblich

verletzt, kann zum Austritt aus dem Senat genötigt werden.
§ 21. Ist bei einem Mitgliede eine geistige oder körper-

liche Schwächeeingetreten, welche die fernere gehörige Amts-
führung nicht mehr zuläßt, so findet eine Versetzungin den
Ruhestandnach folgenden Bestimmungen statt:

§ 22. Die Versetzung in den Ruhestand erfolgt, falls
von dem Beteiligten selbst darauf angetragen wird, durch Be-
schluß des Senats.

#

9
23. Ist nicht von dem Beteiligten selbst darum nach-gesuchtworden, so kann die Versetzung in den Ruhestand,

wenn obige Voraussetzung (§ 21) vorhandenist, nur erfolgen
in Gemäßheiteines Beschlussesvon Senat und Bürgerschaft.
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Der Senat ist bei eingetretenerUntüchtigkeit eines Mit-
liedes zur ferneren gehörigenAmtsführung einen solchenBe-

schlußvon Amtswegen zu beantragenverpflichtet.

Zweite Abteilung.
Bestimmungenüber die Honorare und Ruhegehalte der

Mitglieder des Senats, sowie über die Gehalte
der Senatssekretäre.

I. Honorare.
§ 24. Das jährliche Honorar der nicht dem Kaufmanns-

stande angehörendenMitglieder des Senats, sofern sie auf
anderweitige Berufsgeschäfteverzichtenoder nach verfassungs-
mäßiger oder gesetzmäßigerBestimmung verzichtenmüssen,be-

trägt zwölftausend Mark, das der übrigen Mitglieder neun-

tausend Mark.
§ 25. Jeder der beiden Bürgermeister erhält für die

Zeit, während welcher er diesem Amte vorsteht, zu seinem
Honorar eine jährliche Zulage. Dieselbe beträgt, während
der Bürgermeister der Präsident des Senats ist, dreitausend
Mark, sonst zweitausendMark.

Wenn der Eintritt in diesesAmt nicht mit dem Anfange,

sondernim Laufe des Monats erfolgt, so beginnt der Genuß
er Zulage mit dem Anfange des nächstenMonats.

Der Genuß derselbenhört auf mit dem letztenTage des
Monats, in welchemdie Amtsführung endigt.

§ 26. Außer der vorstehendenAmtseinnahme genießen
die Mitglieder des Senats für die Wahrnehmung ihrer Amts-

geschäftekeinerlei Nebeneinnahmen,abgesehenvon den etwa
ei Versiegelung von Testamentenvorkommenden Honoraren.

II. Ruhegehalte.
§ 27. Ein in RuhestandversetztesMitglied des Senats

(§§ 21, 22, und 23) hat einen Anspruch auf lebenslängliches
Ruhegehalt. Dieses beträgt, wenn der Austritt aus dem
Senat innerhalb der ersten zwanzig Jahre der Amtsführung
erfolgt, die Hälfte, nach zwanzigjähriger Amtführungaber
zwei Dritteile des Honorars, welches das Mitglied zu be-
ziehen hatte.



32 Bremen:

Hat das in den Ruhestand versetzteMitglied des Senats
vor seinem Eintritt in den Senat das Amt eines rechts-
gelehrten Mitgliedes eines der Gerichte, die im Bremischen
Staat ihren Sitz haben, oder das Amt des Ersten Staats-
anwalts bekleidet, so ist bei der zufolge der obigen Bestim-
mung für die Höhedes MuhegehalsmaßgebendenAmtsdauer
auch diejenige Zeit in Anschlag zu bringen, während welcher
das in Ruhestand versetzteMitglied des Senats nach Voll-
endung des dreißigstenLebensjahres eines der vorgedachten
Amter bekleidet hat.

§528. Ein Mitglied des Senats ist berechtigt,mit zwei
Dritteln seines Honorars in den Ruhestand zu treten, wenn
es entweder

* a. sein siebenzigstesLebensjahr vollendet hat oder
b. sein fünfundsechzigstesLebensjahr vollendet hat und

seit zwanzig Jahren im Amte als Mitglied des
Senats oder eines Gerichts (§ 27) gewesenist oder
das Amt des Ersten Staatsanwalts bekleidet hat.
In letzteren beiden Fällen kommen nur die Dienst-
jahre nach vollendetem dreißigsten Lebensjahre in

Anrechnung.
§ 29. In den vorstehendenFällen kommt nur das

Honorar selbst, nicht aber die mit dem Amte eines Bürger-
meisters verknüpfte Erhöhung desselben(5 25) in Anschlag.

III. Gehalte der Senatssekretäre.
§ 30. Das jährliche Gehalt eines Senatssekretärsbeträgt

während der ersten fünf Jahre der Amtsdauer fünftausend
Mark und steigt für jede ferneren fünf Jahre um tausend
Mark, bis es die Summe von achttausendMark erreicht hat.

Dritte Abteilung.
Bestimmungen über die Verteilung der Geschäfte.

§ 31. Diejenigen Mitglieder des Senats, welchezufolge
35 der Verfassungzur Handhabung der verschiedenenGe-

chäftszweigezu berufensind, werden auf zweiDabregewählt,
ind indeß bei ihrem Abgange sofort wieder wählbar.

§ 32. Die Wahl geschiehtdurch eine Kommission (Ge-
schäftskommission),bestehendaus den beiden Bürgermeistern
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und drei anderen Mitgliedern des Senats, die jedesmalbei
dem Beginn des Zeitraums, für den zuvor die regelmäßige
Wahl eines Bürgermeisters stattgefunden hat, auf zwei Jahre
erwählt werden. Die abgehendenMitglieder, einschließlichdes
abgehendenBürgermeisters, sind nicht sofort wieder wählbar.

§ 33. Die von derGeschäftskommissionvorzunehmenden
Wahlen(5 31) geschehengleichfalls bei Beginn des im §532

bezeichnetenZeitraums. Z%
ird in den Fällen des § 31 oder des §32 in der

Zwischenzeiteine Ergänzungswahl nötig, so geschiehtsie für
die noch übrige Zeit.

§&34. Die vorstehendenBestimmungenfinden auch auf
die Wahl für diejenigen beratenden Kommissionendes Senats,
welche für fortdauernde Zweckeniedergesetztsind, sowie auf
alle Wahlen für Deputationen Anwendung.

§ 35. Die Uebertragung sonstigerAmtsgeschäftean ein-
zelne

n
geschiehtvom Präsidenten, und zwar in er-

heblichen Fällen von ihm und dem andern Bürgermeister ge-
meinschaftich§ 36. DieZahl der Senatssekretäreist auf drei festgesetzt.

[Vierte Abteilung.

Bestimmungenüber die zur Verfügung des Senats
stehendeSumme.

§ 37. Die zufolge857 p. der Versassungzur Verfügung
des SenatsstehendeSumme beträgt jährlich dreißigtausend

ar

838. Dieselbe kann nicht zu Gehaltsverbesserungenoder.
fortlaufenden Gratifikationen von Beamten verwandt werden.

39. Der Senat giebt am Schluß jedes Jahres der

Finanzdeputationeine Übersichtder gemachten Verwendungen.
§40. Was von dieserSumme im Laufe des Rechnungs-

jahres nicht verwandt ist, verbleibt der Generalkasse.

DeutscheStaatsgrundgesetze. X. Abteil. II. 3
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II. Gesetz,die Bürgerschaftbetreffend.

Erste Abteilung.
Bestimmungen über die Wahl in die Bürgerschaft und über

den Austritt aus derselben.
§ 1. Wähler und wählbar sind alle BremischeStaats-

bürger nachAblauf von drei JahrenseitAbleistung des Staats-
bürgereides, sofern dieselbenim vollen Besitzeder bürgerlichen
Ehrenrechtesich befinden, das jünfundzwanzigsteLebensjahr
vollendet haben und nicht Mitglieder des Senats sind.

§ 2. Von der Wahlberechtigung und Wählbarkeit sind
ausgenommen:

a. die wegen geistigeroder körperlicherGebrechenzur
Ausübung des Wahlrechtsoder zur Vertretung nicht
im Stande sind;

b. die unter gerichtlicherKuratel stehen;
c. die sich in einem Konkursverfahren befinden oder

innerhalb der letzten drei Jahre befunden haben,
sofern nicht in diesemFalle die Befriedigung ihrer
Gläubiger zum Vollen erfolgt ist;

d. diejenigen, welche, ohne daß ein Konkursverfahren
eröffnet worden, innerhalb der leendrei FahreihreZahlungen eingestellt haben, oofernnicht die

efriedigungihrerläubiger zum Vollen erfolgt ist;
e. diejenigen, denen innerhalb der letzten drei Jahre,

weil eine gegen sie vollstrecktePfändung nicht zu
einer vollständigen Befriedigung des Gläubigers ge-
führt hat, oder weil glaubhaftgemachtwurde, daß
der Gläubiger durch Pfändung seineBefrriedigung
nicht vollständig erlangen könne, die Ableistung
eines Offenbarungseidesauferlegt ist, sofernsienicht
dem betreffendenGläubiger zum Vollen gerechtge-
worden sind;

f. die für das letztvergangeneRechnungsjahr die regel-
mäßig wiederkehrendenStaats= oder Gemeindeab-

aben wegen Unvermögens nicht bezahlt haben;
g. die eine Armenunterstützungaus öffentlichenMitteln

beziehenoder im letztender Wahl vorhergegangenen
Jahre bezogenhaben;
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h. die durch Beschluß der Bürgerschaft ihres Rechtes
als Vertreter für verlustig erklärt sind, für die
diesemBeschlußzunächstfolgenden drei Jahre.

§ 3. Zur Anfertigung der Wählerlisten, sowie zur Ver-
anstaltung und Leitung der Wahl bestehteine Deputation.

& 4. Die Wähler zerfallen in folgendeachtKlassen:
Die erste Klasse besteht aus denjenigen in der Stadt

Bremen wohnenden Staatsbürgern, welche auf einer Uni-
versität gelehrteBildung erworben haben; von ihnen werden
gewäahlt l 14 Vertreter.

Die zweiteKlassebestehtaus sämtlichenTeil-
nehmern des Kaufmannskonvents, von welchen
gewählt wereen 42

ie dritte Klassebestehtaus sämtlichenTeil-
nehmern des Gewerbekonvents, von welchen ge-
wählt weden 22 „

Die vierte Klasse bestehtaus den zu keiner
der vorstehenden Klassengehörenden, in der
Stadt Bremen wohnenden, Staatsbürgern, von

welchengwästwerrrens 44 „

Die fünfte Klasse besteht aus den in der
Stadt VegesackwohnendenStaatsbürgern, von

welchengwälltwerreen 4 „

Die sechsteKlasse besteht aus den in der
Stadt Bremerhaven wohnendenStaatsbürgern,
von welchen gewählt werden 8 „

Die siebenteKlassebestehtaus denjenigenim
Landgebiete wohnenden Staatsbürgern, welche
wahlberechtigt für die Kammer für Landwirt-
schaft sind; von ihnen werden gewählt.

Die achteKlasse besteht aus den übrigen
im Landgebiete wohnendenStaatsbürgern, von

welchengewählt werden 8 „

150 Vertreter.

Die Wahlen zu den Klassen vier bis achtgeschehenbezirks-
weisedergestalt, daß bei den regelmäßigen Ergänzungen (§ 0)
jeder Bezirk je einen Vertreter wählt. Die Einteilung der
Bezirke geschiehtdurch die Wahldeputation unter Vorbehalt
der Bestätigung durch den Senat, und zwar jedesmal vor

der regelmähen Ergänzung der Hürgerschaft.Fürdie außer-
ordentlichen Ergänzungswahlen(§ 10) ist die bei der letzten

36
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regelmäßigenWahl vorgenommene Einteilung maßgebend.
Wenn weselmähigeund außerordentlicheErgänzungen zu-
sammentreffen, finden in den betreffendenBezirken Wahlen
von je zwei Vertretern in einer Wahlhandlung statt.

1§95. Niemand darf das ihm etwa in mehreren Wahl-
abteilungen zustehendeWahlrecht in mehr als einer derselben
ausüben.

§ 6. Alle drei Jahre scheidenfünf und siebenzigMit-
glieder aus und erfolgt die Ergänzung durch Neuwahl von

fünf und siebenzigMitgliedern.
§57. Gegen die Zeit des Austritts werden die erforder-

lichen Ergänzungswahlen vorgenommen, und zwar für die
Dauer von sechsJahren.

& 8. Der zu wählende Vertreter braucht nicht in der
Gemeinde oder dem Bezirke zu wohnen und nicht Mitglied
der Wahlabteilung zu sein, wozu die Wähler gehören.

§ 9. Für die Wahlen zur Bürgerschaft sind die Vor-

scristender diesemGesetzebeigefügten Wahlordnung(s. den
nhang) maßgebend,vorbehältlichetwaiger auf dem Wege der

Gesetzgebungzu vereinbarender Abänderungenderselben.
§ 10. Wenn ein Gewählter nicht in die Bürgerschaft

eintritt oder vor Ablauf seinesMandats ausscheidet,so findet
binnen sechsMonaten nachEintritt der Lücke eine Ergänzungs-
wahl statt. Der alsdann Gewähltetritt binsichtlichder Dauer
des Mandats an die Stelle des Ausgeschiedenen.

§* 11. Die Deputation hat nach jeder Wahl das Er-

gebnisderselbendem Präsidenten des Senats zur Anzeige zu
ringen, welcher es sodann dem Bürgeramte mitteilt. Nach

Eingang der Mitteilung bei dem Bürgeramt ist der Gewählte
zur Teilnahme an den Versammlungen berechtigt. Die Depu-
tation hat dem Gewählten unter Hinweis auf die vorstehende
BestimmungAnzeige von der Wahl zu machen.
Die Namen der gewählten Vertreter werden vom Senat
öffentlichbekannt gemacht.

§* 12. Die Feststellung des Bahlergebnissesdurch die
Deputation und die Gültigkeit einer Wahl können nur schriftlich
undnur innerhalb einer Wochenach der öffentlichenBekannt-

machung des Wahlergebnissesbei der Bürgerschaft angefochten
werden. Die Bürgerschaft entscheidetdarüber nach Maßgabe
ihrer Geschäftsordnung. Bis zur Entscheidung besteht die
tangefochteneWahl als gültig-
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§ 13. Der Austritt aus der Bürgerschaft steht zwar

jedem Mitgliede frei; jedochbedarf es dazu vorab einer schrift-
lichen Anzeige an das Bürgeramt.

§5 14. Derjenige, bei welchem ein Verhältnis eintritte
das seinerWählbarkeit entgegengestandenhaben würde, hört
auf Vertreter zu sein. H·

§.15.DasRechtzurTeilnahmeanderBürgerschaft
kann demjenigen entzogen werden, welcher sich beharrlich
weigert, den ihm als Mitglied der Bürgerschaft gesetzlichoder
in Gemäßheit der GeschästzordnunobliegendenVerbindlich-
keitennachzukommen,oder der Pflicht zur Geheimhaltungeines
Gegenstandeszuwider handelt, oder die der Versammlungoder

seerStellung schuldigeAchtung gröblichverletzt. Die Ent-
cheidung darüber, ob ein solcher Fall vorliege, steht der

Bürgerschaft zu. -

" «

! Das Bürgeramt ist verpflichtet, sobald von wenigstensS. 27.

dreißig Vertretern darauf angetragen wird, die Bürgerschaft
zu einer solchen Beschlußnahmezu veranlassen. Vorabist
indeß dem Beteiligten davon Anzeige zu machen, und steht
es demselbenfrei, selbst oder durch einen Bevollmächtigten,
der zugleichw

den Vertreterngehört, seineGegengründein
der Versammlungvorzutragen.

Zweite Abteilung.
EGeschäftsvorstandund Bürgeramt.

§&16. Der Beschäftsvorstandder Bürgerschaftwird von
der ganzenBürgerschaft,und zwar, abgesehenvon dem Archivar,
in der ersten Versammlung des Kalenderjahres gewählt.

Die Gewähltensind zur Ablehnung der Wahl, auchjeder-
zeit zum Austritte aus dem Geschäftsvorstandebefugt.

§&#17. Das Bürgeramt bestehtaus dem Geschäftsvorstande
und achtzehnandern Vertretern, welchefür die Dauer ihrer
Teilnahmean der Bürgerschaft wie fogtgewählt werden:

Die von der 1. Klassegewählten Vertreter wählen 2,
14 1 * " 77 1 7

45,
7 77 3 7

"

7y * Z,
11 7 7 4

ri- 77 1 *7 2 5,
2 1 77 5. u. 6. 77 7 7y 7 1,
7 77 7 7 "* 77 *“ -* 1½ 1 -

„ „ „ 8 1.* * 77 1
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DieseVorschriften finden auchauf die Ergänzungswahlen
Anwendung.

«

Im Falle bei der Wahl in der zweiten oder vierten Klasse
nicht wenigstens zehn, in jeder der übrigen Klassen nicht
wenigstens fünf Mitglieder beteiligen sollten, ist für die

beiressendeKlasse die Wahl für dasmal durch das Bürgeramt
unter Zuziehungder anwesendenMitglieder der betreffenden
Klasse sofort vorzunehmen.

Die Wahl in das Bürgeramt ist verienigeabzulehnen
befugt, welcher vor seiner letzten Wahl zum Vertreter schon
einmalwährenmindestensdreier Jahre Mitglied des Bürger-
amts gewesen ist, oder welcher das fünfundsechzigsteLebens-
jahr vollendet hat, oder ein Richteramt bekleidet, oder bereits
zu drei ständigen Ausschüssengehört.

& 18. Abgesehenvon den die Verpflichtung des Bürger-
amts im AllgemeinenbezeichnendenVorschriftender Verfassung,
bleiben die Obliegenheiten desselbenin. Bezug auf die Ge-
schäftsführung näherer Bestimmung der Geschätsorbnungder
Bürgerschaftvorbehalten.

Dritte Abteilung.
KommissarischeVertretung des Senats.

§ 19. Der Senat kann zu den Verhandlungen der
Bürgerschaft Kommissare aus seiner Mitte abordnen, auch
denselben andere Personen, mit Ausschluß jedoch von Mit-
gliedern der Bürgerschaft, beiordnen.

Die von ihm abzuordnendenKommissaresind dem Prä-
sidium der Bürgerschaft vorher namhaftzu machen.

§ 20. Wenn die Bürgerschaftdurchihr Präsidium dem
Senate anzeigt, daß sie bei der Verhandlung über einen be-
stimmtenGegenstandeine kommissarischeVertretung des Senats
wünsche,so hat der Senat vor Ablauf von acht Tagen nach
dem Eingange der Anzeige dem entsprechenddas Erforderliche

veranlassen und von dem Geschehenendas Präsidium der

ürgerschaft benachrichtigen.
§ 21. Nachdem die Verhandlungüber den Gegenstand

ihrer kommissarischenVertretung eröffnet worden ist und bis
zum Schluß der Debatte über denselbenerhalten die Senats-

kommissareund deren Beigeordneteauf Verlangen der ersteren
jederzeitdas Wort.
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§522. Die Senatskommissareund die ihnen etwa bei-
eordneten Personen können an den Verhandlungen der Aus-

shufseder Bürgerschaft, an welchedie Gegenständeihrer kom-

missacischenVertretung etwa verwiesen worden sind, Teil
nehmen.

§523. Die Senatskommissarewerden von dem Präsidium
der Bürgerschaft, in den Fällen des §522 vom Vorsitzer des

Auss usseszeitig von dem Tage und, soweit thunlich, von

der Stunde der Verhandlung benachrichtigt.
§524. Wenn der Senat eine vertrauliche kommissarische

Lellbrechungmit dem Bürgeramt oder einem Ausschussedes-

selben für rätlich erachtet, so ist das Bürgeramt ermächtigt,
einem solchenAntrage zu entsprechen. Jedes Mitglied des
Bürgeramts ist alsdann auf seinen Staatsbürgereid zur Ge-
heimhaltung des Gegenstandes,bei welchemder Senat dieselbe
für erforderlich erklärt hat, verpflichtet.

benso kann das Bürgeramt bei dem Senate eine ver-

trauliche Beratung beantragen.

Anhang zu § 9 des Gesehes,die Bürgerschaft
betreffend.

Wahlordnung.
Fur die Wahlen zur Bürgerschaftgeltendie nachstehenden
Vorschriften. »

1) Die Wahltermine für die einzelnen Wahlabteilungen
werden von der Deputation fürdie Vertreterwahlen
bestimmt und spätestensvierzehn Tage vor jedem
Termine bekannt gemacht.

12) Die Deputation fertigt für jede Wahlabteilung eine S. 28.

Wählerliste an, die Liste wird spätestensvierzehn
Tage vor dem Wahltermin öffentlich ausgelegt und

gleichseitig,daßdiesesgeschehensei,sowieder Termin,
is zu welchemBeschwerdenangebrachtwerden kön-

nen, von der Deputation bekannt gemacht.
3) Beschwerdenüber Unrichtigkeitder Liste sindspätestens

achtTage vor dem Wahltermin,bei Vermeidungdes

Ausschlusses,dem Vorsitzerder Deputation schriftlich
einzureichen.
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4) Ueber die gehörig angebrachtenBeschwerdenent-
scheidetdie Deputation.

Geht die Entscheidung dahin, daß ein in der
Liste Musgesührternicht zu streichen, oder daß ein
nicht Aufgeführter in die Liste aufzunehmensei, so
hat es dabei für die bevorstehendeWahlhandlung
endgültig sein Bewenden.

Ueber einen Antrag auf Streichung ist der

ätrsstendevor der Entscheidungzum Gehörzu-
zulassen. ·

Entscheidungen, durch die eine Streichung ver-

fügt oder die nachträglicheAufnahme in die Liste
abgelehnt wird, sind dem, dessenName gestrichenworden ist, oder dem Beschwerdeführer,mit den

Gründen versehen,sofort schriftlichzuzustellen. Dem-
selben steht gegen die Entscheidungder Rechtsweg
offen; jedochbehält es bei der Verfügung der Depu-

bationbis zum rechtskräftigenRichterspruchsein Be-
wenden.

5) Spätestens vierzehn Tage vor dem Beginne der
regelmäßigenErgänzungswahlenist das Verzeichnis
der Vertreter mit Angabederjenigen, welche für
dasmal in Gemäßheit des Gesetzesabgehen, zur
öffentlichenKunde zu bringen.

6) Die Wahlhandlung und die Ermittelung des Wahl-
ergebnissesfinden öffentlich statt, und zwar für die
erste, zweite und dritte Wahlklasse in der Stadt
Bremen, für die übrigen Wahlklasseninnerhalb des
betreffenden Wahlbezirks. Die Wahlen innerhalb
eines Bezirkesdürfen in mehrerenWahllokalen statt-
finden. In der Stadt Bremen kann für je drei
unmittelbar benachbarteBezirke, in Vegesackund
Bremerhaven für alle Bezirke dasselbeWahllokal
benutzt werden.

7) Die Leitung der Wahl mit Einschlußder Ermittelung
des Ergebnissesliegt dem Wahlvorstande ob. Der
Wahlvorstand bestehtaus einem Mitgliede der Depu-
tation, welchesden Vorsitzsührund vier Beisitzern.
Für die im LandgebieteabzuhaltendenWahlen kann
die Deputation den Vorsitz dem Gemeindevorsteher
oder einem Beigeordneten der Landgemeinde, in
welcherdas Wahllokal belegenist, übertragen.
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Die Deputation ernennt für jeden Wahltermin,
einschließlichder etwa erforderlichen engeren Wahl
oder Nachwahl, und für jede Wahlabteilung die
Beisitzer aus den Wahlberechtigtender betreffenden
Abteilung. Die Ernannten sind zur Annahme des s. 30.

Amts und auf ihren Staatsbürgereid zur gewissen-
haften Wahrnehmung desselbenverpflichtet.

Der Vorsitzer kann in Fällen der Verhinderung
während der Wahlhandlung einen der Beisitzer zu
seinemStellvertreter ernennen.

Währendder Wahlhandlungmüssenmindestens
drei Mitglieder des Wahlvorstandeseinschließli
des Vorsitzers oder seinesStellvertreters im Wahl-
lokal anwesendsein.

Einer der Beisitzer führt das Protokoll nach
einem von der Deputation aufzustellendenSchema.

8) Jeder Wahltermin dauert für die erste, zweite, dritte,

fünteund sechsteWahlklassevon vormittags elf bis
nachmittagszwei Uhr, für die vierte Wahlklasse von

vormittags elf bis nachmittags drei Uhr!, für die
siebenteund achteWahlklassevon nachmittags vier
bis nachmittags siebenUhr.

9) Zur Stimmabgabe sind nur diejenigenzuzulassen,
deren Name in die Wählerliste eingetragen ist.

Das Wahlrecht wird in Person durch Abgabe
eines Stimmzettels ausgeübt.

Der Wähler hat dem Wahlvorstande zunächst
Namen und Wohnung anzugeben. Findet sein
Name sich in der Wählerliste verzeichnet,so über-

giebter seinen Stimmzettel dem Vorsitzer. Der
timmzettelmuß von weißemPapier, ohne äußeres

Kennzeichenund so zusammengefaltetsein, daß der
Inhalt verdeckt ist. Stimmzettel, welchediesenVor-
schriften nicht genügen, werden zurückgewiesen.

Den vorschriftsmäßig übergebenenStimmzettel
legt der Vorsitzer uneröffnet in die auf dem Tische
vor ihm stehendeWahlurne. Die erfolgte Stimm-

1 Das Gesetzin der Fasungv. 1. Jan. 1894 hat „von vormittags

zhnbis nachmittags zwei Uhr“. Die Abänderungt getroffen durch
as Gesetz, betreffend eine Abänderung der Wahlordnung für

die Bürgerschaft, vom 12. April 1896 (Gesetzblatt1896 MK 14, S.71).
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abgabe wird in der Wählerliste neben dem Namen
des betreffendenWählers vermerkt.

Die Ausfüllung der Stimmzettel muß außerhalb
des Wahllokals geschehen;dieselben dürfen nicht
mit einer Namensunterschrift versehen sein. Ge-
druckte Stimmzettel sind zulässig.

Hat der Wähler mehr als einen Vertreter gleich-

zeitigzu wählen, so hat er die Namen derjenigen,
enen er seine Stimme geben will, untereinander

auf einen Stimmzetel einzutragen.
10) Ungültig sind Stimmzettel,

a. wel)hekeinen oder keinen lesbaren Namen ent-

alten;
b. aus denen die Person des Gewählten nicht mit

genügenderDeutlichkeit zu erkennen ist;
l c. auf denen der Name einer nichtwählbarenPerson

verzeichnetist;
d. welche mehr Namen enthalten als Vertreter zu

wählen sind;
e. im Falle zwei oder mehr Vertreter zu wählen

sind, sind die Stimmzettel ungültig, welche
weniger als die erforderlicheZahl Namen oder

denselbenNamen mehrmalsenthalten oder denen
einer der unter a bis d bezeichnetenMängel
auch nur bezüglicheines darauf eingetragenen
Namens anhaftet.

11) Nach Ablauf der für den Wahltermin bestimmten
Stunden (vgl. 8.) schließt der Vorsitzer die Ab-
stimmung. Nachdemdies geschehenist, dürfen keine
Stimmzettel mehr angenommen werden.

Die Stimmzettel werden aus der Wahlurne ge-
nommen und uneröffnet gezählt, und sodann ihre
Zahl mit der Zahl der Stimmabgeber verglichen.
Ergiebt sich dabei eine Verschiedenheit,so ist solches
neben dem etwa zur Aufklärung Dienlichen im Proto-
koll zu bemerken.

er Vorsitzer öffnet und verliest die Stimm-
zettel, welche sodann einer der Beisitzer in Ver-
wahrung nimmt, während der Protokollführerden
Namen jedes Kandidaten und jede demselbenzu-

efallene Stimme, laut zählend, einträgt. Einer

berBeisitzer führt eine Gegenliste.
·
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Uber Gültigkeit oder Ungültigkeit eines Stimm-
zettels entscheidetder Wahlvorstand nach Stimmen-
mehrheit und, wenn die Stimmen gleich geteilt
sind, der Vorsitzer. Die Entscheidungensind mit
kurzer Angabe der Gründe, unter Beiheftung der
mit fortlaufenden Nummern zu versehendenbetreffen-
den Stimmzettel in das Protokoll einzutragen. Die
übrigen Stimmzettel werden eingesiegelt.

Das Protokoll und die Gegenlistewerden vom

Wahlvorstande unterzeichnetund mit den eingesiegelten
Stimmzetteln der Deputation zugestellt,welcheauf
Grund dieserUrkunden, erforderlichenfalls nach vor-

gängiger Berichtigung der Entscheidungendes Wahl-
vorstandes, das Ergebnis der Wahl Feststell.

12) Bei der Wahl entscheidetdie absoluteMehrheit der
abgegebenenStimmen.

Ist die Dauer des Mandats der zu Wählenden
eine verschiedene,so gelten diejenigen Gewählten,
welche die meisten Stimmen haben, als für die
längere Mandatsdauer gewählt.

Wenn bei einer Wahl eine absolute Mehrheit
sichnicht ergiebt, so wird in einem neuen, spätestens
binnen vier WochenabzuhaltendenWahltermin noch-
mals abgestimmt,und zwar, wenn nur ein Vertreter
zu wählen ist, über die zweiKandidaten, welchedie
meisten Stimmen erhalten haben; wenn herals
ein Vertreter zu wählen ist, über zweimal so viel
Kandidaten als Vertreter zu wählen sind, mit Hin-
weglassungderjenigen,welchedie wenigstenStimmen
erhalten haben.

Bei Stimmengleichheitentscheidetin allen Fällen S. 32.

das Los.

13) Der Termin für die engere Wahl ist eine Woche
vorher, unter Benennungder in Betracht kommenden
Kandidaten (vgl. 12), bekannt zu machen.

Wenn inzwischeneiner oder mehreredieserKandi-

datenin einer anderen Wahlabteilung gewähltworden
sind, ohne daß eine Ablehnung der Wahlerfolgt
ist, so findet an Stelle der engeren Wahleine
Nachwahl ohne Beschränkungauf bestimmteKandi-
daten statt.
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14) Wenn der Gewählte die in einer anderen Wahl-
abteilung auf ihn gefallene Wahl annimmt oder
wenn die Wahlhandlung für ungültig erklärt wird,

4.gelten für die alsdann anzuordnendeNachwahl
ie unter 12 und 13 vorgeschriebenenTermine vom

Tage der betreffendenErklärung an gerechnet.

III. Gesetz,die Deputationen betreffend.

Erste Abteilung.
Von Deputationen überhaupt.

§&1. Die Vorschriften des gegenwärtigenEesedeskommen
bei allen jetzt schonbestehendenoder künftig niederzusetzenden
Deputationen zur Anwendung.

§ 2. Die Niedersetzungvon Deputationen geschiehtent-
weder nach Vorschrift diesesGesetzesoder infolge besonderer
Vereinbarungen des Senats und der Bürgerschaft.

§&3. Die Deputationen sind entweder ständige, deren
Auftrag fortdauert, bis er von Senat und Bürgerschaftzurück-
genommen wird, oder vorübergehendfür eine einzelne An-

Helepenhentbestele,mit deren Erledigungder austragvon
elbst erlischt.st4. Jede Deputation besteht aus Kommissaren des

Senats und Mitgliedern derHürgerschaftDer Senat wählt
seine Kommissare aus seiner Mitte oder nach Maßgabe des
§ 60 Absatz2 der Verfassung aus Mitgliedern der Gerichte,
die Bürgerschaft die Mitglieder aus ihrerMitte.

Die Namen der erwählten Mitglieder und alle späteren
Veränderungen im Personal einer Deputation bringen Senat
und Bürgerschaftsich gegenseitig zur Anzeige.

5. Die Zahl der Konmusaredes Senats bei jeder
Deputation bleibt diesemzu bestimmenüberlassen,sie darf je-
doch in der Regel nicht mehr als die Hälfte der Zahl der

bürgerschaftlichenMitglieder betragen. — Die Bürgerschaft
hat in der Regel sechs, oder bei Deputationen,die nur Ge-
meindeangelegenheitender Stadt Bremen zum Gegenstande

S. 3.0 haben, regelmäßi fünfMitglieder zu erwählen — und

zwar im ersterenFae aus der Gesamtheitder Vertreter, im

EN
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letzterenunter Beschränkungauf diejenigen Vertreter, welche
Gemeindeangehörigeder Stadt Bremen sind und ihren Wohnsitz
in der Stadt haben. Bei Deputationen, deren Geschäftskreis
ein größeresbersonalerfordert, werden jeneZahlen verdoppelt,
mithin, nachnäherer Vorschrift diesesGesetzes,jeW# oder
zehn Mitglieder der Bürgerschaft gwähle

— Genügtein
geringeresPersonal, sobrauchen nach näherer Vorschrift dieses
Gesetzesnur vier oder zwei Mitglieder der Bürgerschaft ge-
wählt zu werden. Für die zur Zeit bestehendenständigen
verwaltenden Deputationen ist die Zahl der bürgerschaftlichen
Mitglieder in § 54 bestimmt.

§ 6. Die Wahl geschiehtnach den Wahlklassenfür die
Wahl in die Bürgerschaft, so daß abgesondertwählen-1) Die Vertreter aus der 1. Kase.. . . 1 Mitglied.

2) Die Vertreter aus der 2. Klasse. . . . 2 Mitglieder.
3) Die Vertreter aus der 3. Klasse . . . . 1 Mitglied.
4) Die Vertreter aus der 4. Klasse. . . .1

5) Die Vertreter aus der 5., 6.,7. und 8. Klasse
zusamennn 1 „

Im Fall eine Deputation mit der doppelten Zahl von

Mitgliedern aus der Bürgerschaft zu bebenist, wählen die
vier EsteKlassen die vorangegebene-Zahldoppelt, die 5. und
6. Klasse ein Mitglied, und die 7. und 8. Klasse ein Mitglied.

Bei Deputationen, die ausschließlichGemeindeangelegen-
heiten der Stadt Bremen zum Gegenstandehaben, wählen
nur die erstebis vierte Klassenach obigemVerhältnisse,mithin
im ganzen nur fünf oder zehn Mitglieder.

Die Klassenwahlenzur Besetzungvon Deputationensind
aus einer, von demBürgeramt entworfenen und nachträglicher
Vermehrung in der Bürgerschaft — sobald ein dahin ge-
richteter Antrag durch fünf der anwesendenVertreter unter-

stützt wird — unterliegenden Wahlliste vorzunehmen.
Wenn bei der Wahl zur Besetzungeiner Deputation sihin der zweiten oder vierten Klassenicht wenigstens zehn,un

in jeder der übrigen Wahlklassennicht wenigstensfünfMit-

fer
beteiligensollten,so ist für die betreffendeKlassedie Wahl

1

ür dasmal durchdas Bürgeramt, unter Zuziehung der anwesen-
den Mitglieder der betreffendenWahlklasse,sofort vorzunehmen.

Wenn eine Deputation mit vier Mitgliedern der Bürger-
schaftzu besetzenist, wählen die Vertreter

aus der 1. und 2. Klasse zmei,
aus der 3., 4., 5., 6., 7. und 8. Klasse zwei;
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wenn dieselbenur mit zwei Mitgliedern zu besetzenist, wählen
die Vertreter

aus der 1. und 2. Klassee eins,
naaus der 3., I., 5., 6., 7. und 8. Klasse eins,

und bei Deputationen für Gemeindeangelegenheitendie Ver-
treter der 1. und 2. Klasse zusammenund die Vertreter der
3. und 4. Klassezusammennach obigem Verhältnisse.

1§ 7. Ein in eine Deputation gewähltes Mitglied der
Bürgerschaftbleibt, insofern der Auftrag der Deputation nicht

feaherrüschtMitglied derselbenfür die Dauer seiner Ver-
treterschaft.

Für ein aus der Deputation austretendes Mitglied hat die
Wahlklasse,welchees zu wählen berechtigtgewesen,die Ergän-
zungswahlnachMaßgabeder obigenBestimmungenvorzunehmen.

6 8. Jedes Mitglied der Bürgerschaft ist zur Annahme
der Wahl verbunden.

Bei ständigenDeputationen ist indessendieserVerpflichtung
überhoben:

a. wer das fünfundsechzigsteLebensjahr vollendet hat,
b. werschonMitglied von drei ständigenDeputationen,

oder

Zc. ordentlichesrechtsgelehrtesMitglied eines Gerichts ist.
Auch kann er, wenn er nach seinemEintritt jenes Alter

erreicht oder das Richteramt übernimmt, seineEntlassung aus

jedem ständigen Ausschußbegehren.
Die Wahl in einen Ausschuß überhanftist abzulehnen

befugt, wer bereits sechsAusschüssenals Mitgliedangehört.
§ 9. Mit dem Ausscheidenaus der Zahl der Vertreter

hört zugleich die Teilnahme an einer Deputation auf.
Ubrigens kann die Bürgerschaft in allen Fällen sowohl

die Ablehnung der Wahl zulassen,als auch den Austritt aus
der Deputation gestattenoder beschließen.

§ 10. Die erste Versammlung der Deputation ist in der
Regel binnen vierzehn Tagen nach der ersten Ernennung der
beiderseitigenMitglieder zu veranstalten. .

§11.JnallenDeputationenführteinMitglieddes
Senats den Vorsitz und hat die Leitung der Beratung und
der Geschäfte. In Verhinderungsfällen wird der Vorsitzer
durch ein anderes Mitglied des Senats vertreten.

So oft in dem Geschäftskreiseder Deputation eine obrigkeit-
licheHandlung erforderlich ist, steht die Vornahme allein dem
Vorsitzer oder seinemStellvertreter zu.
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& 12. Bei Eingehung von Verbindlichkeiten und Ab-

schluaßvon Verträgen, sowie bei Verfügung über öffentliche
ittel wird die Deputationvom Vorsterin Gemeinschaft

mit dem Rechnungsführervertreten.
Den Beamten gehen die Aufträge der Deputation durch

den Vorsitzer oder im Einverständnissemit diesemdurch den
Rechnungsführer oder ein anderes Mitglied der Deputation zu.

Im übrigen wird die Deputation vom Vorsitzer vertreten,
insbesondere auch vor Gericht.

9
13. In der Versammlung der Deputation wird das

Protokoll in der Regel durch einen Kommissar des Senats
geführt, doch kann auf Veranlassung des Vorsitzers hiervon
abgewichenwerden, und hat in solchemFalle die Deputation
sich über einen anderweitigenProtokollführer aus ihrer Mitte
zu verständigen.

1In der erstenSitzung haben die bürgerschaftlichenMit-
glieder sich über Einen aus ihrer Mitte zu verständigen,
welcher das Duplikat des Protokolls (§ 16) in Empfang zu
nehmen und die Berichte mitzuunterzeichnenhat. — Bei ver= S. 38.

waltenden Deputationen werden diese Befugnisse von dem

Rechnungsführer (§ 14) wahrgenommen.
In besonderenFällen, namentlich in beratenden Deputa-

tionen, kann auf Antrag der Deputation die Protokollführung

einemSenatssekretäroder einem sonstigenBeamten übertragen
werden.

§ 14. Bei Deputationen, mit denen eine oder mehrere
Rechnungsführungen verbunden sind, werden die Rechnungs-
führer und etwaige Spezialverwalter von der ganzen Depu-
tation aus den Mitgliedern der Bürgerschaft bis zu dem Zeit-
punkte erwählt, wo nach §&40 der Verfassung eine Erneuerung
eines Teils der Bürgerschaft stattfindet.
Wer während der letzten drei Jahre bis zu dem im 1Absatze genannten Zeitpunkte das Amt wahrgenommen hat,
ist während der nähhstfolgendendrei Jahre zur. Ablehnung
derWahlbefugt. Außerdem ist der Gewählte zur Ablehnung
der Wahl nur dann befugt, wenn einer der Ablehnungägründedes § 8 vorliegt. Die der Bürgerschaft nach § 9 Absatz 2

zustehendeBefugnis findet auchhier entsprechendeAnwendung.
Kein Mitglied der Bürgerschaft kann Rechnungsführer in

mehr als zwei Deputationen sein.
#

& 15. Im übrigen verständigen sich die Deputationen
über die Verteilung der Geschäfteunter ihre Mitglieder und
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tresfendie erforderlichenGeschäftseinrichtungenfür ihre Ver-
waltung.

Sämtlichen Mitgliedern der Deputation steht das Recht
zu, die bei der Deputation geführtenProtokolle und Rechnungs-
bücher einzusehen.Der Rechnungsführerkann von sämtlichen
AktenstückenAbschriften verlangen.

Bezüglichder bei den Deputationen erwachsendenAkten
ist wie folgt zu verfahren:

Die Akten der beratenden Deputationen sind nach ihrer
Erledigung an das Staatsarchiv abzuliefern.

Bei Deputationen, die ihre eigeneMe Kanzlei mit
ständigemPersonal haben, werden die Akten daselbst registrirt
und, soweitdazu geeignet, aufbewahrt, falls nicht die Depu-
tation die Abgabe an das Staatsarchiv beschließt.

Die übrigenDeputationenhaben ihre Akten,insoweit sie
deren Aufbewahrung für erforderlich oder zweckmäßigerachten,
an das Staatsarchiv abzuliefern.

§&16. In jeder Sitzung wird ein Protokoll geführt und
am Schlussederselbenvrrlesen,sofern nichtdessenAbfassung
und Vorlegung durchBeschlußder Deputation bis zur nächsten
Sitzung kusgesetwird.

Nach erfolgter Genehmigung wird das Protokoll vom

Vorsitzer und dem Protokollführerund einem Deputations-
mitgliede aus der Bürgerschaftunterzeichnetund dann ein
Duplikat ausgefertigt, welches bei verwaltenden Deputationen
dem Rechnungsführer, sonst aber dem dazu bezeichnetenMit-

#liededer Deputation aus der Bürgerschaft zugestellt wird.
och kann die Deputation in einzelnen Fällen beschließen,

daß die Ausfertigung des Protokolls ausgesetztwerden oder
ganz unterbleiben soll.

Bei verwaltenden und ausführenden Deputationen sind
Protokollbücher anzulegen, in welche die Protokolle der Ver-
handlungen der Reihe nachniedergeschriebenwerden. Gleich
nach der Sitzung ist die Eintragung in ein Duplikatbuch von
dem Protokollführer zu besorgen.

Diie Originalprotokolle 4 demnächstan das Staats-
archiv ahzuliefern.

& 17. Die Versammlungeneiner Deputation werden in
Gemäßheitdeshalb erfolgter Deputationsbeschlüsseund so oft
der Vorsitzer es außerdem für nötig hält, von diesem an-

gesetztund von ihm die Einladungen dazu erlassen. Wenn aber
die Hälfteder Mitgliederaus der Bürgerschaft bei dem Vor-
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sitzer eine Versammlung anträgt und er sie dann nicht
innerhalb einer Woche ansetzt,so haben sie das Recht, davon
direkt dem Präsidenten des Senats Anzeige zu machen, der
dann dafür zu sorgen hat, daß eine Versammlung innerhalb
der nächstenB stattfindet.

§518. Hinsichtlichder zu fassendenBeschlüssekommen fol-
gende Bestimmungenzur Anwendung:

a. Beschlüfs-werden nach absoluter Stimmenmehrheit
gefaßt. Wenn aber bei verwaltenden und ausführen-
den Deputationen sämtliche anwesendeMitglieder
des Senats oder sämtlicheanwesendeMitglieder der
Bürgerschaft sich in der Minorität befinden, so ist
kein Beschlußzu Stande gekommen.

b. Bei beratenden Deputationen, oder bei Ablegung
eines Deputationsgutachtens, kann die Minorität
verlangen, daß auch ihre Gegengründegegen den
Beschlußder Mehrheitoder ihre abweichendenVor-
schlägein dem Berichte mit aufgeführtwerden.

§+19. Die Redaktion von Deputationsberichtenoder Ge-
setzentwürfensteht dem Vorsitzer zu, ist aber der Deputation
zur Genehmigungvorzulegen.

Die für den Senat und die Bürgerschaft bestimmtenBe-
richte nebst etwaigen Anlagen werden doppelt gleichlautend
ausgefertigt, von dem Vorsitzer und dem dazu bezeichneten
Mitgliede aus der Bürgerschaft (§ 13.) unterzeichnetund dem
Senate eingereicht, welcher der Bürgerschaftdas für sie be-
stimmte Duplikat innerhalb sechs Wochenoder, wenn die
Hälfte der bürgerschaftlichenMitglieder solchesbeantragt, un-

verweilt zugehenläßt.
§ 20. Ueber die Anordnung von Subdeputationen, ihren

Geschäftskreisund die Zahl ihrerMitglieder, beschließtdie

Deputation; jedochmuß zu jederSubdeputationregelmäßigwenigstens ein Mitglieddes Senats und ein Mitglied der

Bürgerschaft gehören.
1§ 21. Erfolgt die Wahl der Tersonennicht schonim S. 3.e

Wege der Verständigung, so wälenie Mitglieder aus dem
Senate und aus der Bürgerschaft, jede abgesondert,mittelst
geheimerAbstimmung lreSubdeputirten.

-

§22.ZurAuflöuneinerständigenDeputationoder
zur Abänderung ihres Gbstrisebedarf es einer Ver-

einbarung des Senats und der Bürgerschaft.

Deutsche Staatsgrundgesetze. X. Abteil. 11. 4
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Zweite Abteilung.
Von den ständigen Deputationen.

I. Die Finanzdeputation.
§23. Zur Beaufsichtigung der Verwaltung des Staats-

guts und der mit der Generalkassein Verbindung stehenden
städtischenVerwaltungen besteht eine Deputation unter dem
Namen Finanzdeputation, welcherzwölf Mitglieder der Bürger-
schaft angehören.

§524. Der Finanzdeputation ist die Aufsicht und Kon-
trole über das Staatsschuldenwesenund über alle gemein-
schaftlichenVerwaltungen, insbesondereüber die Generalkasse
und über das zur Buch= und Kassenführung derselben an-

gestellteBeamtenpersonal, sowie über die zur Erhebung von

Steuern, Abgaben und Domänengefällen angestelltenBeamten
anvertraut, und werden daher von ihr die zum Behufe obiger
Aufsicht und Kontrole, sowie einer gleichmäßigenOrdnung in
der Rechnungsführung überhaupt erforderlichenRegulative im
Einverständnis mit dem Senat festgestellt.

§ 25. Sie kann die Kassen, Rechnungenund Register
der oben erwähntenBeamten, so oft sie es zweckmäßigfindet,
revidiren.

65826. Sie hat die richtige Veranlagung und Erhebung
sämtlicher direkten und indirekten Abgaben zu überwachen.

§&#27. In Bezug auf 6§ 24 bis 26 hat sie alle von

ihr bemerkten Unordnungen und Mißstände, die nicht zu kurzer
Hand von ihr abgeändertwerden können, sofort bei dem Senate
zur Anzeige zu bringen, um ihn in den Stand zu setzen,das
Erforderliche zu verfügen.

§&28. Sie hat das jährliche Generalbudget aus den

ihr einzureichendenEinnahmeregisternund Spezialbudgets der
einzelnenVerwaltungen aufzustellenund vor dem Beginne des
betreffendenRechnungsjahrs, spätestensbis zum 15. Februar,
mit einem Begleitberichte dem Senate und der Bürgerschaft
einzureichen.Uber außerordentliche,nicht zum laufenden Haus-
halte gehörendeVerwendungen, namentlich solchewelche aus

Anleihegeldern bestritten werden, kann sie ein Separatbudget
aufstellen, welches erst im Anfange des Rechnungsjahrs auf-
gestellt zu werden braucht.
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fürerforderlich, so hat sie darüber eine Verständigungmit
er betreffendenVerwaltungsbehörde vorab zu versuchen,und

kann, wenn dieser Versuch fehlschlägt, die von ihr für nötig
erachtetenAbänderungen, unter Mitteilung ihrer Gründe, im
Begleitberichte beantragen.

§530. Sämtliche nach Einreichung des Generalbudgets

eingehendeAnträge auf Geldbewilligungen werden, ehe sie an

die Bürgerschaftgelangen, vorab der Finanzdeputation mit-
geteilt, um derselbenGelegenheitzu geben, erforderlichenfalls
sich gutachtlich darüber zu äußern.

§ 31. Die Finanzdeputation hat fortwährend darauf zu
achten, daß das Gleichgewicht zwischenden Einnahmen und
Ausgaben möglichst erhalten werde, daher an den Senat
und die Bürgerschaft zu berichten, wenn im Laufe eines
Rechnungsjahres auffallende Veränderungen hinsichtlich der

veranschlagtenEinnahmen oder Ausgaben ein unerwartet un-

günstiges Endresultat ankündigen sollten.
Im Anfange eines jedenRechnungsjahrs hat sie eine

Generalabrechnungüber die Einnahmen und Ausgaben der
Generalkasseim verflossenenJahre, verbunden mit einer Ueber-
sichtüber die Restverwaltung der Vorjahre, nebsteinem Begleit-
berichtedem Senate und der Bürgerschaft vorzulegen.

* 32. Der Finanzdeputation werden die Schlußrechnungen
der unter Deputationen stehendenVerwaltungen, bevor deren
Zuschreibung vom Senate erfolgt, mit den Belegen zum Nach-
sehen mitgeteilt, und sodann von ihr, mit den etwa nötigen
Bemerkungen begleitet, an den Senat befördert.

·

In gleicher Weise wird, jedoch auf Erfordern unter der
Verpflichtung zur Geheimhaltung, mit den Schlußrechnungen
sämtlicherübrigen Staatsverwaltungen und den Abrechnungen
über sonstigeins GeneralbudgetaufgenommeneEinnahmen und
Verwendungenverfahren.

Bei denjenigenVerwaltungen, welche in Besitz von Geld-
dokumenten und Kassenvorrätensind, muß unter den Schluß-

behmungenvon der Spezialverwaltung bezeugtwerden, daß
dieselben nachgesehenund in guter Ordnung vorhanden ge-
funden sind, in Ermangelung dessendie Finanzdeputation sich
selbst von dem Vorhandenseinder Dokumente und Kassezu
überzeugenhat.

§#:3. Wenn die FinanzdeputationUnregelmäßigkeitenin
solchenRechnungenfindet und ihr Versuch, die Abstellung der

4*

19§29. Hält sie in einzelnenSpezialbudgets AbänderungenS. .
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Mängel zu bewirken, fruchtlos gebliebenist, hat sie dieserhalb
dem Senat zu berichten.

9 34. Nur die von dem Senate und der Bürgerschaft

bewiigten Ausgaben können auf die Generalkasseangewiesen
werden.

Sollte jedoch das Budget im Anfange des Rechnungs-
jahrs noch nicht festgestelltsein, so ist zur Erhaltung eines
geordnetenFortgangs des Staatshaushalts die Finanzdepu-
tation ermächtigt und verbunden, schon vor der Feststellung
des Budgets den verschiedenenVerwaltungen auf ihre An-

zoefungeZahlungen bis zum vierten Teil des vorigjährigen
. Ansatzesder ordentlichenAusgaben, und wenn es bei bereits

erfolzterspeziellerBewilligung des Senats und der Bürgerschaft
der laufendeDienst erfordert, auch nach Verhältnis der Zeit
oder der besonderenBewilligungen ein Mehreres aus der
Generalkasseverfügen zu lassen. ·

§35.DiedeneinzelnenVerwaltungennachMaßgabe
des Budgets zu erteilenden Anweisungen auf die General—
kassewerden von der Finanzdeputation durch ein Mitglied
aus dem Senate und ein Mitglied aus der Bürgerschaft
(Kasseninspektoren)ausgestellt und unterzeichnet. Ohne ein
solches Zahlungsmandatdarf keine Auszahlung aus der
Generalkasseerfolgen.

§ 36. Der Finanzdeputation steht auf Antrag der be-

trefendenBehörde oder Verwaltung die erforderliche Be-
willigung aus dem ins Budget etwa aufgenommenenReserve-
fonds bis zu dessenBelaufe zu.

§537. Staatsanleihen werden nach Maßgabe der jedes-
maligen Vereinbarung des Senats und der Bürgerschaft von
der Finanzdeputation Namens des BremischenFreistaats kon-
trahirt, von 17die Erfüllung der deshalb abgeschlossenen
Verträge beaufsichtigtund die Staatsschuldscheineausgestellt.

Auch gehört der Abschluß von Privatverträgen über den
Erwerb oder die Veräußerung von Staatsgütern, welchevon

Senat und Bürgerschaft beschlossensind, sowie die Be-
aufsichtigung der Erfüllung derselben in der Regel zum Ge-

shatrender Finanzdeputation, falls solche nicht in be—
onderen Fällen ausdrücklicheiner anderen Behörde aufgetragen

worden ist. Nicht minder ist sie ermächtigt, wenn sie es für
den Staat vorteilhaft findet und die Verhältnisseeine vor-

hergehendeAnfrage nicht ratsam erscheinenlassen, auch ohne
einen Auftrag abzuwarten, dergleichenVerträge unter Vor-
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behalt der Genehmigung des Senats und der Bürgerschaft
abzuschließen.

§ 38. Im übrigen finden die für die sonstigenDepu-
tationen bestehendengesetzlichenBestimmungen auch auf die
Finanzdeputation Anwendung.

II. Die übrigen ständigen Deputationen.
§ 39. Die ständigenDeputationen haben die Besorgung

und Ausführung der zu ihrem besonderenWirkungskreis ge-
hörenden Angelegenheitenund Geschäfte.

Sie haben zu dem Ende die Verfügung über die dafür
im Budget ausgesettenFonds nach Maßgabe der bestehenden
Einrichtungen und der speziellen Ansätze des genehmigten
Spezialbudgets. Nicht minder haben sie die Administration
der ihrem Wirkungskreise besonders zugewiesenen,von der
GeneralkasseabgesondertenVermögeensstückihrer Verwaltung,
sowie die Erhebung und Verwendung ihrer Einnahmennach
den bestehendenoder mittelst der genehmigtenSpezialbudgets
festgesetztenAnordnungen.

«

§40.DerUmfangdesWirkungskreisesderDeutationen
wird, so weit er nicht bereits durch Gesetzoder Herkommen

Ersgeeettist, durchBeschlußdes Senats und der Bürgerschaft
bestimmt.

16 41. Entstehenüber die Grenzendes WirkungskreisesS. 10.

wischenverschiedenenDeputationen Differenzen, so werden die-
selbenvorläufig vom Senate regulirt und ist danach einst-
weilen zu verfahren. Zugleichist dieser Vorgang, behufs
Herbeiführung einer definitiven Erledigung der Angelegenheit,
der Bürgerschaft zur Anzeigezu bringen.

&42. Jede Deputation hat nacherhaltenerAufforderung
der Finanzdeputation zeitig ein Spezialbudget über die von

ihr notwendig erachtetenAusgaben ihrer Verwaltung im be-

vorstehendenRechnungsjahre=sowie der mutmaßlichenEin-
nahmen aufzustellen. Es wird, nachdemes in einer Sitzung
der Deputation genehmigtworden, vom Vorsitzerund Rechnungs-
führer unterzeichnetund spätestensam 31.Dezemberder Finanz-
deputation zugesandt.

§D43. Die zu den gewöhnlichenAusgabender Verwaltun

gehörendenAnschlägeund Berechnungensind den Spezial-
udgets beizufügen; falls aber neue Bauten und Anlagen von

der Deputation beantragt werden, muß vor dem 31. Dezember
ein besondererBericht mit allen dazu gehörendenAnschlägen,
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Rissen und Berechnungenan den Senat für denselbenund
zur Mitteilung an die Bürgerschaft eingereichtwerden. Der

Kostenbetrag kann zwar in den Spezialetat, vorbehältlich der
verfassungsmäßigenBeschlußfassung,eingetragen und der Auf—
stellung des Generalbudgets zum Grunde gelegt werden, die
Finanzdeputation hat jedoch in ihrem Begleitberichte derartige
nicht etatmäßigePostenbesondersaufzuführen.·

44. Der Rechnungsführer stellt die Anweisung der
Ausgaben der Verwaltung auf den dafür im Budget an-

gesetztenFonds nachAnleitung und bis zum Belaufe des be-
willigten Spezialbundgetsund nach Maßgabe der Beschlüsse
der Deputation aus. Ehe die GeneralkassedieseAnweisungen
auszahlt, werden dieselbendem Vorsitzer mitgeteilt, um von

ihm mitunterzeichnetzu werden.
Jede Rechnung, mit der Auittungdes Gläubigers oder

Empfängers des Geldes versehen, bleibt bei dem Rechnungs-
führer als Beleg seiner Schlußrechnung.

§ 45. Die Schlußrechnung des verflossenenRechnungs-
jahres wird von dem Rechnungsführer aufgemachtund unter-

zeichnet, der Deputation vorgelegt, sodann von mindestens
einem von der Deputation zu bezeichnendenMitgliede der-
selben speziell revidirt und, nachdemdie Deputation dieselbe
auf des LetzterenBericht richtig befunden, vom Vorsitzer zur
Bescheinigungder Richtigkeit unterzeichnetund an die Finanz-
deputation befördert.

§ 46. Wenn eine Deputation im Besitze von Wert-
papieren ist, so sind dieseder Generalkassezur Aufbewahrung
zu überweisen.

##Urkunden, Gelder und Wertpapiere, durch die einer
Deputation Sicherheit geleistetwerden soll, sind auf Anweisung

desVorsitzers und Rechnungsführersder Generalkassezu über-
geben.1

+Die GeneralkassebasdieseGegenständezu verwahren
und nur auf Anweisung des Vorsitzers und Rechnungsführers
herauszugeben.1 »

.

Das Gesetz, betreffend eine Anderung des
Deputationsgesetzes vom 1. Januar 1894, beschlossen
am 20. und bekannt gemacht am 27. September 1895

(Gesetzblatt1895 M 30 S. 237) bestimmt:
Im 646 des Deputationsgesetzes vom 1. Januar

1891 tritt an die Stelle des zweiten und des dritten
Absatzes der folgende Absatz:
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Bezüglich solcher Urkunden, Gelder und
Wertpapiere jedoch, durch die einer Depu—
tation Sicherheit geleistet werden soll, wird,
vorbehältlich anderweitiger verfassungs—
mäßiger Beschlußfassung und vorbehältlich
der Vorschrift des § 11 Absatz 2 des Beamten-

gesetzesvom 1. Februar 1894, das Geeignete
im Verwaltungswege unter Zustimmung der

Finanzdeputation bestimmt.
Uber die Belegungvon Kapitalien hat die Deputation S. u.

zu beschließen.Es gelten dafür die für die Belegung von

VormundschaftsgeldernbestehendenVorschriften.
§ 47. Die den Deputationen durch Gesetz oder durch

sonstige Beschlüssedes Senats und der Bürgerschaft zuge-
wiesenenBeamten werden vom Senate nachMaßgabe der Ve-
stimmungen der §§ 48 bis 51 gewählt, ernannt, beeidigt und
mit Dienstanweisungversehen. Sie sind als den Deputationen,
denen sie zugewiesensind, zunächstuntergeordnetzu betrachten.

Ihre Kündigung und Entlassung, vorbehältlich der auf
Grund des Disziplinarverfahrens erfolgendenDienstentlassung,
erfolgt durch den Senat.

& 48. Der Anstellung der Beamten (5 47) hat eine
öffentliche Aufforderung zur Bewerbung von seiten der Re-
gierungskanzlei vorauszugehen. In der Bekanntmachungist
nachMneisungdes Senats die Behörde zu bezeichnen,die
die Bewerbungen entgegennimmt.

Ausnahmen von der Vorschrift der öffentlichen Bekannt-
machung kann die Deputation mit Genehmigungdes Senats
beschließen. Eine Ausnahme findet außerdem statt, wenn es

sich um Stellen handelt, die in Ausführung reichsgesetzlicher
Vorschrift den Militäranwärtern vorbehaltensind. In betreff
dieserStellen hat der Senat in Ausführung der Reichsgesetze

zndBundesratsbeschlüssedie erforderlichenAnordnungen zu
treffen.

§ 19. Die Liste der auf die Bekanntmachung der Re-

gierungkanzleieingegangenenBewerbungen ist der Deputation
mitzuteilen, die befugt ist, auch noch andere Personen vorzu-
schlagenund deren Aufnahme in die Liste zu beantragen.

§50. Die Deputation wird sodann dem Senat diejenigen
Bewerber, welchesie für das Amt vorzugsweisegeeignethält,
was auf Antrag durch geheimeAbstimmung auszumitteln ist,
bezeichnen.
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& 51I. Die Dienstanweisungenwerden vom Senate, nach
vorgängigerBegutachtungdurch die Deputation, erlassen. Das
Gleiche gilt von späteren Anderungen und Zusätzen.

*52. Die Gehalte der Beamten werden durch Verein-
barung des Senats und der Bürgerschaft festgestellt.

5 53. Untere Angestellteund Hülfsschreiber, deren Stel-
lung weder lebenslänglich ist, nochmit dem Ansprucheauf das

an der vom Senat angestelltenBeamten (40 bis 80%
des Gehalts)verknüpft ist, werden von den Deputationen an-

genommen und entlassen. Für Fälle der Ruhegehaltsberech-
tigung des zu Entlassendenkommen die besonderengesetzlichen
Bestimmungen zur Anwendung. .

Ihre Wahl geschiehtnachabsoluterMehrheit und, sobald
ein Mitglied der Deputation es beantragt, in geheimerAb-

stmmung.Für die den Militäranwärtern vorbehaltenenStellen
ind die wegen derselbenbestehendenBestimmungenmaßgebend.

f gieDienstanweisungenwerden von der Deputation fest-
gestellt.

n. 18 54. Für die verschiedenenVerwaltungen bestehendie
nachfolgendenDeputationen, von denen die unter I. auf-
geführten nach Maßgabe der Vorschriften des § 5 mit sechs
oder zwölf, diejenigen unter II. mit fünf oder zehn Mit-
gliedern derBüggerschaftzu besetzensind. Kein Mitglied darf

1 leich der Baudeputation und der Deputation fürhHenbahnenangehören.
äfen und

I. Allgemeine Deputationen.
1) Die Deputation zur Verwaltung der öffentlichen

Grundstücke,der Domanialgefälle, der Abgaben und
Gefälle von öffentlichen Grundstückenund sonstiger

beimahmenfür welchekeine besondereVerwaltung
esteht.
Aus der Bürgerschaft: 6 Mitglieder.

2) Die Deputation für den Stadtweinkeller.
Aus der Bürgerschaft: 4 Mitglieder.

3) Die Zentralquartierdeputation.
Aus der Bürgerschaft: 12 Mitglieder.

4) Die Baudeputation mit Abteilungen für Hochbau,
Straßenbau, Wegbau, und Wasserbau.

Aus der Bürgerschaft: 12 Mitglieder.
5) Die Deputation für Häfen und Eisenbahnen.

Aus der Bürgerschaft: 12 Mitglieder.
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6) Die Deputation für die Gefängnisse-Aus der Bürgerschaft:6 Mitglieder.
7) Die Steuerdeputation.

Aus der Bürgerschaft: 12 Mitglieder.
8) Die Deputation für Statistik.

Aus der Bürgerschaft: 4 Mitglieder.
9) Die Wahldeputation zur Leitung der Reichstags-

und der Vertreterwahlen. .

Aus der Bürgerschaft: 12 Mitglieder.
10) Die Deputation für die Krankenanstalt.

Aus der Bürgerschaft: 6 Mitglieder.
Dex Deputation sind zwei stadtbremische

Arzte mit beratender Stimme beigeord-
net, welche nach Einholung eines Gut-
achtens der Deputation vom Senat auf
drei Jahre erwählt und ernannt wer-
dent.

II. Deputationen, die ausschließlich Gemeinde-
angelegenheiten der Stadt Bremen betreffen.

11) Die Schuldeputation.
Aus der Bürgerschaft: 10 Mitglieder.
Für den Wirkungskreis dieserDeputation gelten

« dieBestimmungender§§55bi263.
12) Die Deputation wegen der städtischenLöschanstalten.

Aus der Bürgerschaft: 5 Mitglieder.
1 13) Die Deputation für die Straßenreinigung. S. 43.

Aus der Bürgerschaft: 5 Mitglieder.
14)Die-Deputationfür die Erleuchtungs=und Wasser-

werke.

Aus der Bürgerschaft: 5 Mitglieder.
15) Die Deputation für die Spaziergänge.

Aus der Bürgerschaft: 5 Mitglieder.
16) Die Deputation für die Friedhöfe.

Aus der Bürgerschaft: 5 Mitglieder.
17) Die Quartierdeputation.

Aus der Bürgerschaft: 5 Mitglieder.

1 N. 10 ist Zusatz des Gesetzes, betreffend eine Anderung
des Gesetzes vom 1. Januar 1894, betreffend die Deputationen.
Vom26. Januar 1897. Gesetzblatt1897 J8 3. S. 17. 18. In Folge
der Einschiebungrücken die folgenden Nummern (10 —17) um Eins vor.
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18) Die Deputation für den Schlachthof.
Aus der Bürgerschaft: 5 Mitglieder.

19) Die Deputation für die Stadtbibliothek.
Aus der Bürgerschaft: 5 Mitgliedert.

§ 55. Zum Wirkungskreise der Schuldeputation ge-
hören mit Ausnahme der kirchlichenGemeindeschulen,der See-
fahrtschule, des Technikums und der sonst etwa durch ver-

fassungsmäßigen Beschluß ausgenommenen Lehranstalten,
sämtliche Schulen der Stadt Bremen, soweit sie von Staats-
wegen eingerichtetsind und aus Staatsmitteln ganz oder durch
Zuschüsseunterhalten werden, oder vom Senate konzessionirt
sind, einschließlichdes Seminars; desgleichendie Verwaltung
des Vermögens der (nach wie vor zu den frommen Stiftungen
zu zählenden)Hauptschule und der für die in diesemPara-
graphenbezeichnetenSchulen und Anstalten ausgesetztenFonds,
Einnahmen und Staatszuschüsse.

§ 56. Der Schulrat und der Schulinspektor sind der
Schuldeputation mit beratender Stimme beigeordnet, des-
gleichen zwei aus demLehrerstande zu erwählende praktische
Lehrer. Die letzteren werden nach Einholung eines Gut-
achtens der Schuldeputation vom Senate auf drei Jahre er-

wählt und ernannt.

§ 57. Von den der Deputation beizuordnendenLehrern
muß einer aus den Vorstehern oder ordentlichenLehrern der
Volksschulen, einer aus denen der übrigen Lehranstalten ge-
wählt werden.

& 58. Die Deputation hat ihre Aufmerksamkeitauf alles,
was den in 6 55 bezeichnetenSchulen förderlich sein kann,
zu richten, darüber zu beraten und dem Senate auf dessen
Aufforderung oder auchunaufgefordert gutachtlichz berichten,
sowie die ihr zur Förderungdes Schulwesensoder zur Be-
seitigung etwaiger MängelangemessenerscheinendenMaßregeln
bei dem Senate zu beantragen.

Alljährlich erstattet sie dem Senate und der Bürgerschaft
Bericht über den Stand des Schulwesensin der Stadt Bremen,
soweit dasselbenach § 55 ihrem Wirkungskreiseangehört.

* 59. Jedes Mitglied der Deputation, mit Einschluß
der ihr beigeordnetenLehrer, ist befugt, die in § 55 be-
zeichnetenSchulen zu besuchenund sich von ihrem Zustande

1 Zusatz des Gesetzes, betreffend eine Anderung des die
Deputationen betreffenden Gesetzes vom 1. Januar 1891.

Vom 11. Februar 1896. Gesetzblatt1896. J 9. S. 47.
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zu unterrichten, in den Versammlungender Deputation Anträge
in Beziehungauf das Schulwesenzu stellen und Beschlußdar-
über innerhalb der Zuständigkeit der Deputation zu verlangen.

16 60. Die Mitglieder des Senats bei dieserDeputation S. u.

müssen der Senatskommission für das Unterrichtswesen an-

gehören; sie haben für die Ausführung der das Schulwesen
betreffenden Gesetzeund Verordnungen zu sorgen und nach
Anhörung der Deputation die Schulpläne und Schulbücher,
sowie die Vorschläge wegen der Unterrichtszeit zu genehmigen.

* 61. Die Ernennung und, vorbehältlich der Bestim-
mungen über das Disziplinarverfahren, die Entlassung von

Lehrern der dem Staate angehörigen Schulen geschiehtvon

dem Senate, jedoch unter Mitwirkung der Deputation nach
Maßgabe der 5§ 49 und 50 des gegenwärtigen Gesetzes.

§ 62. Konzessionen zur Gründung von Privatschul-
anstalten werden erst nachvorab erstattetem gutachtlichem
Bericht der Deputation vom Senat erteilt. ·

§63.HinsichtlichderVerwaltungdesVermögensund
der Einnahme der verschiedenenzum Wirkungskreiseder Depu-
tation gehörendenSchulen wird nach den allgemeinenVor-
schriften diesesGesetzesverfahren.

IV. Gesetz,die Erledigung von Meinungs-
verschiedenheitenzwischendem Senat und der

Bürgerschaftbetreffend.

§ 1. Ergiebt sich zwischendem Senat und der Bürger-
schaft eine Meinungsverschiedenheitüber die Auslegung der

Verfassung oder eines Gesetzesoder eines sonstigen gemein-
schaftlichenBeschlusses,oder über die Frage, ob eine im Wege
einer Polizeiverordnungerlassene Vorschrift der Gesetzgebung
angehöre, so unterliegt die Streitfrage der Entscheidungdes
HanseatischenOberlandesgerichts.

& 2. In diesemFalle wird zunächsteine Deputation aus
vier Mitgliedern des Senats und sechsMitgliedern der Bürger-
schaftniedergeseßt,welche über Vermittlungsvorschlägezu be-
raten und darüber zu berichten hat.

33. Wird durch die nach Abstattung dieses Berichtes
von dem Senat und von der Bürgerschaft abermals an-
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zustellende Beratung die Meinungsverschiedenheitnicht er-

ledigt, so werden von der Deputation zur Grundlage für die

Entscheidung alle dabei in Frage kommenden Verhandlungen
zwischendem Senate und der Bürgerschaft unter Beifügung
eines Verzeichnisseszusammengelegt.

Eine Ausfertigung diesesVerzeichnisseswird von ihr dem
Senate gleichwie der Bürgerschaftmitgeteilt.

& 4. Sollten alsdann der Senat und die Bürgerschaft
die Hinzufügung sonstiger Urkunden oder auch eine Ent-
wickelung der für die aufgestellteAnsicht sprechendenGründe
für erforderlich halten, so muß deren Mitteilung an die
Deputation innerhalb der nächstenvier WochennachEmpfang
des vorstehendenVerzeichnissesgeschehen.

16 5. Nach Ablauf dieser vier Wochen hat die Depu-
tation sämtlicheAktenstückenebst einem Verzeichnis derselben
dem Senat einzureichen, welcher alsdann dem Oberlandes-
gerichtedavon Mitteilung macht.

Von den etwa eingereichtenEntwickelungen der für die

aufgestellteAnsichtsprechendenGründe werden Abschriftendem

Protokoll der Deputation beigefügt.

V. Gesetz,die Handelskammerbetreffend.

& 1. Zur Förderung des Handels und der Schiffahrt,
sowie der Interessen der bremischenKaufmannschaftbestehen

der Kaufmannskonvent,
die Handelskammer.

I. Vom Kaufmannskonvente.
§&2. Den Kaufmannskonvent bilden diejenigen Mit-

glieder der BremischenBörse, welche
1) dem Senate angehören, oder

"

2) die zur Wahl in die Bürgerschaft erforderlichen
Eigenschaftenbesitzenund entweder Kaufleute im
Sinne des Handelsgesetzbuchsoder Vorständevon

Aktiengesellschaftenoder Erwerbs= und Wirtschafts-
genossenschaftenoder Geschäftsführervon Gesell-
schaften mit beschränkterfoltungsind, oder hier
oder auswärts gewesen sind, ohne später einen
anderen Erwerbszweig ergriffen zu haben.
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§ 3. Uber die Berechtigung zur Teilnahme an dem

Kaufmannskonvent entscheidetdie Handelskammer, jedoch vor-

behältlich der Berufung an den Kaufmannskonvent.
§ 4. Den Mitgliedern des Kaufmannskonvents stehtfrei,

aus demselbenauszutreten, indes ist von diesem Entschluß
vorab der Handelskammereine schriftlicheAnzeige zu machen.

§ 5. Wer den ihm als Mitglied des Kaufmannskonvents
gesetzlichoder in Gemäßheitder Geschäftsordnungobliegenden
Verpflichtungen nachzukommenbeharrlich sich weigert, oder
die der Versammlung oder seiner Stellung schuldigeAchtung
gröblich verletzt, kann auf einen der Handelskammerschrift-
lich einzureichendenund von wenigstens zwanzig Konvents-
mitgliedern unterschriebenenAntrag seines Rechts zur Teil-
nahme am Kaufmannskonvent von diesem für die nächsten
drei Jahre verlustig erklärt werden.

1§ 6. Der Kaufmannskonvent ist dazu berufen, über S. 1c.

Angelegenheiten,welchedie Interessen des bremischen Handels
oder der bremischenSchiffahrt berühren, zu beraten. Als ein
Ausschuß desselbenbestehtdie Handelskammer.

§ 7. Die Handelskammerhat in wichtigen, zu ihrem
Wirkungskreise gehörenden Handelsangelegenheiteneine Be-
ratung des Kaufmannskonvents zu veranlassenund ihm von

Zeit zu Zeit über ihre Wirksamkeit Bericht zu erstatten.
§ 8. Der Kaufmannskonvent kann seine Mitglieder

zu * welche zu Handelszweckenbestimmt sind,
verpflichten.

Ein solcher Beschluß bedarf jedoch der Genehmigung
des Senats.

§59. Versammlungen des Kaufmannskonvents finden
statt, so oft die Handelskammer es für erforderlich erachtet.
oder von wenigstens zwanzig Mitgliedern des Kaufmanns-
konvents unter Angabe des Zweckes bei der Handelskammer
schriftlich darauf angetragen wird. «

In letzterem Falle wird der Kaufmannskonvent binnen
acht Tagen nach Mitteilungdes Antrages versammelt.

§ 10. Die Handelskammerberuft den Kaufmannskon-
vent und hat in demselbendie Leitung der Geschäfte. Eins
ihrer Mitglieder führt den Vorsitz.

·

§11.JedesMitglieddesKaufmannskonventshatdas
Recht, Anträge über Gegenstände,welche in dessenGeschäfts-
kreis gehören, zu stellen und eine Beratung und Beschluß-
nahme darüber zu veranlassen.
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Solche Anträge müssen schriftlich und motivirt einge-
bracht werden. Sie sind der Handelskammerwenigstens drei

Tage vor der Versammlung einzureichen, sofern nicht wegen
Dringlichkeit wenigstens zwei Dritteile der Anwesenden der

spätern Einreichung ungeachtet für die sofortige Beratung
derselbensich entscheiden.

§ 12. Beschlüssewerden nach absoluter Stimmenmehr-
heit aller Anwesendengefaßt.

5 13. In jeder Sitzung des Kaufmannskonvents wird
von einem der Syndiker der Handelskammer ein Protokoll
geführt, am Ende der Sitzung verlesen und nach erfolgter
Genehmigung von dem Vorsitzerund dem Protokollführer
unterzeichnet.

& 14. Im übrigen wird die Geschäftsordnung nebst
den Bestimmungen über die Einladungen von der Handels-
kammer entworfen und dem Kaufmannskonvent zur Ge-
nehmigung vorgelegt.

II. Von der Handelskammer.
§ 15. Die Handelskammer besteht aus vierundzwanzig

Wiicdern,welcheder Kaufmannskonvent aus seiner Mitte
erwählt.

5 16. Wählbar sind alle Mitglieder des Kaufmanns-
konvents, sofern sie nicht Mitglieder des Senats sind. Wer
jedoch seineZahlungen eingestellthat. ist nur dann wählbar,
wenn er seine Gläubiger zum Vollen befriedigt hat.

§ 17. Die Wahlhandlung geschiehtin einer zu diesem
Zweckezu veranstaltenden Versammlung des Kaufmannskon-
vents im Dezember jedes Jahres; tritt aber ein Gewählter
nicht wirklich in die Handelskammer ein, so wird binnen vier
Wochen eine Neuwahl vorgenommen. .

§518. Alle Jahre werden wenigstens zwei neue Mit-
glieder der Handelskammergewählt, welchemit dem 1. Januar
des folgenden Jahres in dieselbeeintreten.

Sind daher nicht bereits. im Laufe des Jahres zwei
Mitglieder aus der Handelskammer geschieden,so findet am

Schlussedesselbender Austritt des der Wahl nach ältesten
Mitgliedes oder der beiden ältesten Mitglieder statt, je
nachdemim Laufe des Jahres entweder bereits Ein Mitglied
oder keines ausgeschiedenist.

Diejenigen Mitglieder der Handelskammer jedoch,welche
schon achtzehnJahre lang ihr Amt verwaltet haben, treten
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selbst dann aus, wenn auch das Ausscheidenanderer Mit-
glieder bereits zwei Neuwahlen erforderlich machensollte.

J 19. Wer aus der Handelskammer austritt, kann für
dasmal nicht wieder gewählt werden.

§ 20. Bei der Wahlhandlung wird in der Art verfahren,
daß von der Versammlung durch geheimeAbstimmung zuerst
aus allen Wählbaren für jede erledigte Stelle drei Pssonen
nach relativer Stimmenmehrheit ausgemittelt werden und dann
aus diesendie Wahl nach absoluter Stimmenmehrheit erfolgt.

DiesesVerfahren wird so oft wiederholt, als für dasmal
neue Mitglieder zu wählen sind.

§+21. Das Resultat der Wahl wird von dem Vor-

sitzerverkündet, von der Handelskammer dem Senat ange-
zeigt und öffentlich bekannt gemacht.

§ 22. Die günsechtungder Gültigkeit einer Wahl muß
binnen achtTagen nach der bffentlichenBekanntmachungder-
selbenbei dem Vorsitzer der Handelskammerschriftlicherfolgen.

Die Handelskammer,mit Ausschluß derjenigen Mitglieder,
deren Wahl angefochtenist, entscheidetüber die Anfechtung
in ihrer nächstenSitzung, vorbehältlich der Berufung an den
Kaufmannskonvent.

§ 23. Eine Verpflichtung zur Annahme der Wahl findet
nicht statt, auch ist der Austritt aus der Handelskammer
jederzeit gestattet.

§ 24. Wer aufhört, Mitglied des Kaufmannskonvents
zu sein, oder bei wem ein Verhältnis eintritt, welchesseiner
Wählbarkeit entgegengestandenhaben würde, verliert damit
auch seineEigenschaftals Mitglied der Handelskammer.

§ 25. Die Geschäfteeines Mitgliedes der Handels-
kammer werden unentgeltlich wahrgenommen.

§ 26. Die Handelskammer ist der Vorstand der Kauf-
mannschaftund vertritt dieselbe gegen Dritte. Auch ist sie
in vermögensrechtlicherBeziehung nach Maßgabe der tran-

sitorischenBestimmungen des die Handelskammerbetreffenden
Gesetzesvom 2. April 1849 die Nachfolgerin des Collegü
Seniorum.

18 27. Sie ist außerdemberufen, auf Alles, wasdem S. ".

bremischenpeendelund der bremischenSchiffahrt, sowie den
Hülfsgeschäftenbeider dienlich sein kann, ihr Augenmerk fort-
während zu richten, über die Mittel zu deren Förderung oder
die Beseitigung etwaiger Hindernisse derselben zu beraten,
und darüber dem Senat auf dessenAntrag oder auch unauf-
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efordert gutachtlichzu berichten,nicht minder ihr angemessenscheinendeVerbesserungen, sowie die Beseitigung etwaiger
Hindernissebei den betreffendenBehörden zu beantragen.

§ 28. Sie hat sichmöglichstvollständig von dem Gange
und dem Umfange des bremischenHandels=und Schiffahrts-
verkehrs in allen verschiedenenZweigen, sowie von der Be-
schaffenheitder dafür bestehendenHülfsanstalten in Kenntnis
zu setzenund darüber nicht bloß unter sich zu beraten,
sondern auf Hebung von Handel und Schiffahrt möglichst
hinzuwirken.

§529. Uber alle in Handels= oder Schiffahrtsangelegen-
heiten zu erlassendenGesetzewird vorab die Handelskammer,
welche auf Erfordern eine Beratung des Kaufmannskonvents
darüber veranstaltet, zu einer Begutachtung veranlaßt.

& 30. Im Einverständnissemit der Handelskammerund
nach Vernehmung des Kaufmannskonvents können, sofern die
Staatskasse dabei nicht beteiligt ist, vom Senate Regulative
für den Handels= und Schiffahrtsbetrieb und für die dazu
gehörendenHülfsgeschäfte, sowie die erforderlichenTaxen für
letztere festgestelltund erlassenwerden.

Jedoch kann eine Abänderung oder Aufhebung solcher
Anordnungen durch einen Beschluß des Senats und der
Bürgerschaft jederzeiterfolgen.

& 31. Die Handelskammer hat die Aufsicht über die
täglichen Versammlungender Kaufmannschaft auf der Börse
und die Handhabung der dafür bestehendenoder zu treffenden
Anordnungen.

& 32. Sie hat solche auswärtige Vorfälle, welche für
den hiesigenHandel und die Schiffahrt von Wichtigkeit sind,
in den geeignetenFällen zur Kunde der Börse zu bringen,
zu welchem Zwecke die von den Konsulaten und sonstigen
Behörden eingehenden,den Handel oder die Schiffahrt be-
treffenden Nachrichtenvom Senate der Handelskammermit-
geteilt werden.

·

§33.SiehatdiePersonenuerwählen,diesiedem
Senate für die Ernennung zu Handelsrichtern gutachtlich in
Vorschlag bringen will.

34. Zur Erleichterung des geschäftlichenVerkehrs
des Senats mit der Handelskammer, zur Beratung über
Handels= und Schiffahrtsangelegenheiten,sowie zur gegen-
seitigen Mitteilung der sich darauf beziehendenAnträge und
Beschlüsse,bestehteine aus einigen Mitgliedern des Senats
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zndreigenMitgliedern der Handelskammerzusammengesetzte
ehörde.

Indessen bleibt es sowohl dem Senat unbenommen, seine
Anträge und Mitteilungen direkt an die Handelskammer zu
richten, als auch letzterer, sich direkt an den Senat zu wenden.

§535. Für jeden der folgenden Gegenstände, nämlichS. 40.

1) für Handelshülfsgeschäfte,
2) für den Wasserschout,die Seefahrtschuleund die

erwaltung der Einkünfte derselben,sowie für das
Lotsenwesen,

3) für das Auswandererwesen
bestehteine besondereBehörde, die aus einigen Mitgliedern
des Senats und einigen Mitgliederu der nbanlskammerge-
bildet ist. Eine Vereinigung mehrerer dieser Behörden kann
jederzeit vom Senat im Einverständnis mit der Handels-
kammer angeordnet werden. "

Für die Verwaltung der Schiffahrtszeichenbesteht das
Tonnen= und Bakenamt, bei dem die Handelskammer nach
besonderengesetzlichenBestimmungen mitzuwirken berufen ist.

§ 36. Der Behörde für den Wasserschoutsind noch
zwei hierselbstwohnendeSeeschiffermit gleicherBerechtigung
wie die kaufmännischenMitglieder beigeordnet, welche vom

Senat aus drei von der Behörde für den Wasserschoutfür
jede erledigte Stelle vorzuschlagenden,hier wohnenden See-
schiffern erwählt werden.

#

§ 37. Jedes Mitglied der Handelskammerist verpflichtet,
die Wahl für dieseBehörden anzunehmen.

§ 38. Den im 6 35 gedachtenBehörden ist die nächste
Aufsicht über die ihrem Wirkungskreise angehörendenGe-
schäftszweigeund über die dabei Angestellten anvertraut; sie
beraten über die dabei einzuführendenVerbesserungenund die

Abstellung der sich zeigendenMängel, beachtendie genaue
Erfüllung der dafür bestehendenGesetze,Verordnungen und
Vorschriften, sowohl im allgemeinen, als insbesonderedurch
die dabei Angestellten, und veranlassendas Einschreiten der

zuständigen Behörden, wenn sie Unzuträglichkeiten, Un-
ordnungen oder Ubertretungen, deren Abstellung nicht von

ihnen selbstbewirkt werden kann, bemerken.

§*#39. Die nachden bestehendenGesetzenden Inspektionen
bei diesen Anstalten und Geschäftszweigenübertragenen
Funktionen werden künftig durch die Mitglieder des Senats

Deutsche Staatsgrundgesetze.X. Abteil. II. 5
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bei den im § 35 erwähntenBehörden wahrgenommen,welche
indessen in wichtigen Fällen eine vorgängige Beratung der

gesamtenBehörde veranlassen.
§ 40. Die Handelskammer ist berechtigt, für ihre amt-

lichen Arbeiten (6S 27 und 28) die Mitwirkung des Büreau
für BremischeStatistik in Anspruch zu nehmen.

§ 41. Die Lehrer an der Seefahrtschule werden vom
jb nach gutachtlicher Anhörung der Behörde (5 35, 2)
erwählt.

Der Wasserschout, der Oberlotse, die Schiffsmesser,
Schiffsbesichtiger,Proviantbesichtiger, sowiedie etwa künftig
für Handelszweckezu ernennenden GwiichenBeamten werden
vom Senate aus denjenigen drei Personen,welche die Be-
hörde (§ 35) in geheimerAbstimmung nach absoluter Stimmen-
mehrheit in Vorschlag bringt, gewählt. Sollten jedochsämt-

liche Mitglieder der Behörde einstimmig dafür halten, daß
nur eine oder zwei bestimmte Personen vorzugsweise vor

allen übrigen für das in Frage stehendeAmt geeignet seien,
so beschränktsich der Vorschlag auf den einen oder die beiden,
für welchenoder für welchedie Einstimmigkeit sichergebenhat.

Die beeidigten Börsenmakler werden von der Handels-
kammer erwählt.

Vor Ernennung der beeidigtenBuchhalter ist die Handels-
kammer gutachtlich zu hören.

§*#42. Bei den nach § 41 im Absatz 2 auf den Vor-
schlag der betreffendenBehörde erfolgenden Wahlen hat der
Senat die Befugnis, den eingereichtenVorschlag aus erheb-
lichen, der Behörde mitzuteilenden Gründen zu verwerfen. —

Die ebendaselbstim Absatz 3 erwähnten Wahlen bedürfen
der Bestätigung des Senats.

§ 43. Die Dienstanweisungen der gedachtenBeamten
werden auf den Bericht der betreffendenBehörde vom Senate
erlassenund alsdann der letzterenmitgeteilt.

§ 44. Die EntlassungdieserBeamten erfolgt vom Senate
nach Vernehmung der betreffendenBehörde.

§ 45. Eine Vermehrung oder Verminderung der im
41 gedachtenStellen von Beamten und sonstigen Ange-

stellten kann nur mit Genehmigungdes Senats ersolgen.
Sonstige Bedienstete, wie Aufseher, Schreiber, Boten

und ähnliche auf Zeit anzustellendeGehülfen der im §&35

erwähntenBehörden werden von diesenangestellt.
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§ 46. Versammlungen der im 535 gedachtenBehörden
finden statt, so oft der Vorsitzeres für erforderlich erachtet,
oder wenigstens die Hälfte der dieserBehörde angehörenden
Mitglieder der Handelskammerunter schriftlicherAngabe des
Zweckesbeim Vorsitzer eine Versammlung beantragt.

§ 47. Sollten künftig im Wege der Gesetzgebungnoch
andere Behörden für Handelszweckenach Art der im § 35

erwähnten bestellt werden, so dienen denselbendie Vorschriften
dieses Gesetzesgleichfalls zur Richtschnur.

§ 48. Bei Gegenständen, welche zugleich den Handel
und die Gewerbe berühren, kann die Handelskammer in ihrer
Gesamtheit, oder mittelst eines Ausschussesmit der Gewerbe-
kammer oder einem Ausschussederselben zur Beratung zu-

sommentreten:jedoch bedarf es dazu eines übereinstimmenden
eschlussesbeider Kammern.

§ 49. Nicht minder kann sie auch andere Personen,
dieselben mögen dem Kaufmannskonvente angehören oder

nicht, insbesondereaus den übrigen Teilen des Staatsge-
biets, zu ihren Beratungen in einzelnenFällen zuziehen,um
auch deren Ansichtenzu vernehmen.

§ 50. Zur Bestreitung der Kosten der Versammlungen,
sowie zur Förderung der Interessen des Handelsdurch An-

schaffung von Büchern, Karten und dergleichenund zur Ver-
wendung für Handelszwecke,für welche keine anderen Fondsangewiesensind, wird der Handelskammer ein Fonds von

jährlich 3 500 zur Verfügung gestellt.
as von diesemFonds im Laufe des Jahres nicht ver-

wandt wird, verbleibt der Generalkasse.
§ 51. Die Handelskammerhält regelmäßigeSitzungen;

die Zahl und Zeit derselbenwerden von ihr selbst bestimmt.
18 52. Der Handelskammer sind zwei Syndiker zuge-S. öl.

ordnet, welche von ihr selbst gewählt und instruirt werden
und insbesondere mit der Protokollführung nach den Be-

stimmungen dieses Gesetzesbeauftragt sind.
. Dieselbenkönnen auch zur Protokollführung bei den im

§ 35 gedachtenBehörden zugezogen werden.
Ihr Honorar wird im Wegeder Gesetzgebungfestgestellt.
65333. Jedes Mitglied der Handelskammer ist befugt,

Gegenstände,die zu ihrem Geschäftskreisegehören, nach Maß-
gabe der Geschäftsordnungzur Beratung und Beschlußnahme.
zu bringen.

«
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§ 54. Beschlüsseder Handelskammerwerden nach abso-
luter Stimmenmehrheit gefaßt; Wahlen geschehengleichfalls
nach absoluter Stimmenmehrheit und auf Verlangen von

wenigstens sechsMitgliedern mittelst geheimer Abstimmung.
§ 55. Im übrigen wird der Geschäftsgang und die

Geschäftsordnungfür die Handelskammer von ihr selbst fest-
gestellt, unterliegt aber der Genehmigung des Kaufmanns-
konvents.

Die Namen ihrer Vorsitzer bringt sie dem Senate zur
Unzeige.

VI. Gesetz,die Gewerbekammer betreffend.

& 1. Zur Förderung des Gewerbewesensund der
Interessen des Gewerbestandesim BremischenStaate bestehen
der Gewerbekonvent und die Gewerbekammer.

Unter Gewerbe im Sinne diesesGesetzesist ein Hand-
werk oder eine Fabrik zu verstehen.

I. Der Gewerbekonvent.

§+#2. Der Gewerbekonvent wird aus Staatsbürgern,
deren Berufsthätigkeit in der Betreibung eines Handwerks
oder einer Fabrik besteht oder bestandenhat, mittelst einer
von solchenStaatsbürgern vorzunehmendenWahl gebildet.

§* 3. Die diesem Gesetzebeigefügte Anlage ergiebt,
welcheGewerbtreibende und in welchen Abteilungendieselben
zur Wahl berechtigtsind.

Die Mitglieder eines Gewerbes, welche in der Abteilung
8 zu den sonstigenGewerbtreibenden gerechnetsind, können
von der Gewerbekammer nachträglich aus der Abteilung 8 in
eine andre Abteilung aufgenommenwerden.

Es kann jedoch derjenige nicht wählen, welcher
a. nicht die zur Wahl in die Bürgerschaft erforder-

lichen Eigenschaftenbesitzt,
b. sein Gewerbe, falls er es noch betreibt, nicht für

eigne Rechnungbetreibt,
lc. nicht wenigstens ein Jahr seit der von ihm in

Gemäßheit von § 14 der Reichsgewerbeordnung
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gemachten Anzeige das betreffende Gewerbe be-
trieben hat,

d. nicht mehr zu den in der Anlage verzeichnetenGe-
werbtreibenden gehört und einen andern Erwerbs-
zweig ergriffen hat.

Wählbar ist jeder Wahlberechtigte.
§ 4. Jede der in der Anlage aufgestelltenAbteilungen

1 bis 8 wählt für je zehn ihrer Mitglieder einen Vertreter
in den Gewerbekonvent. Jedoch sind diejenigenAbteilungen,
welche nur aus Mitgliedern eines und desselbenGewerbes
bestehen.für nicht mehr als zwanzig Vertreter wahlberechtigt.

Keine Abteilung darf mehr als zwanzig einem und
demselbenGewerbe angehörendeVertreter wählen.
Fur Abteilung 9 ist die Zahl der zu wählenden Ver-
treter auf zwölf, für Abteilung 10 auf achtzehnfestgesetzt.

§ 5. Zum Zweckeder Wahlen wird für jede der zehn
Abteilungen eine möglichst genaue Liste der zu ihr gehören-
den wahlberechtigtenGewerbtreibenden angefertigt.

Dieses geschiehtfür die Abteilungen 1 bis 8 hinsichtlich
der in der Stadt Bremen wohnenden Gewerbtreibenden
durch die Gewerbekammer, für die Abteilung 9 durch das
Amt Vegesackund für die Abteilung 10 durch das Amt
Bremerhaven.

Die zu den Abteilungen 1 bis 8 gehörenden,im Land-
gebiet wohnenden Gewerbtreibenden sind berechtigt, sich in
die Liste der entsprechendenAbteilung eintragen zu lassen.

Sie haben zu dem Ende sich bei dem Landherrn zu
melden und mit einer von diesem ausgestelltenBescheinigung
ihrer Qualifikation ihre Eintragung in die Liste bei der Ge-
werbekammer zu bewirken.

Die Listen der Abteilungen 1 bis 8 werden in Bremen,
die der Abteilung 9 in Vegesackund die der Abteilung 10

in Bremerhaven zur Einsicht der Beteiligten ausgelegt.
Vor dieser Auslegung werden Ort und Zeit derselben

in Bremen von der Gewerbekammer, in den Hafenstädten
von den Amtern bekannt gemacht.

Einsprachengegen die Listen sind binnen vierzehnTagen
nach Beginn der Auslegung bei der Behörde, welchedie Be-

kanntmachung erlassen hat, schristlichanzubringen und von

derselbenohne Verzug und für die bevorstehendeWahl end-
gültig zuerledigen.
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Nur diejenigen sind zur Teilnahme an der Wahl be—
rechtigt, welche in die Listen aufgenommen sind.

Wer mehrere Gewerbe betreibt, darf nur bei einem Ge-
werbe sein Wahlrecht ausüben.

§&6. Die Wahlen in den einzelnen Abteilungen finden
nach vorgängiger Einladung der Wählerunter Vorsitz und
Leitung der Gewerbekammer, resp. der Ämter Vegesackund
Bremerhafen statt. .

Nur derjenige ist als gewählt anzusehen,welcher die
absolute Mehrheit der abgegebenenStimmen erhalten hat.

Die Namen der Gewählten werden von der Gewerbe-
kammer, resp. den Amtern Vegesackund Bremerhavenöffent-
lich bekannt gemacht.

Die Anfechtung der Gültigkeit einer Wahl muß binnen
vierzehnTagennach dieserBekanntmachungbei der Behörde,
welche die Bekanntmachungerlassenhat, schriftlich erfolgen.
Bis zu der von dieser BehördeabzugebendenEntscheidung
bestehtdie angefochteneWahl als gültig.

& 7. Eine Verpflichtung zur Annahmeder Wahl findet
nicht statt. Auch ist der Austritt aus dem Gewerbekonvente
jederzeit gestattet.

Derjenige, bei welchem später ein Verhältnis eintritt,
welches seiner Wählbarkeit entgegengestandenhaben würde,
hört auf, Mitglied des Gewerbekonvents zu sein.

§ 8. Wer sich beharrlich weigert, den ihm als Mitglied
des Gewerbekonvents geseblich.oder in Gemäßheit der Ge-
schäftsordnung obliegenden Verpflichtungennachzukommen,
oder die der Versammlung oder seiner Stellung schuldige
Achtung gröblich verletzt, kann seines Rechts zur Teilnahme
an dem Konvente verlustig erklärt werden.

Ein hierauf gerichteterAntrag muß der Gewerbekammer
schriftlich eingereicht werden und von mindestens dreißig
Mitgliedern des Gewerbekonvents unterzeichnet sein. Der
Beteiligte wird durch die Gewerbekammer von diesemAntrage
sofort in Kenntnis gesetzt. -

»»

Findet der Beteiligte sich nicht zum freiwilligen Aus-
tritt bewogen, so ist die Entscheidungdes Konvents in dessen
nächster Versammlungdurch die Gewerbekammer zu veran-

lassen. In dieser Versammlung kann der Beteiligte selbst
oder durch ein anderes Mitglied seeVerteidigungvortragen.

DieVerhandlung und Beschlußfassungerfolgt in geheimer
itzung.
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§ 9. Alle zwei Jahre tritt ein Dritteil sämtlicherMit-
glieder des Gewerbekonvents aus und wird gegen die Zeit
des Austritts durch Neuwahlen ergänzt. Die Abgehenden
sind sofort wieder wählbar.

Lehnt ein Gewählter die Wahl ab, oder fällt derselbe
aus einem andern Grunde gleich oder später aus, so ist
spätestens binnen sechsMonaten eine Ergänzungswahl in
der Abteilung, welcher der Ausgefallene angebörthat, für
die Zeit, während welcher er noch Mitglied des Gewerbe-
konvents gewesensein würde, zu veranlassen.

§ 10. Die Geschäfteeines Mitgliedes des Gewerbe-
konvents werden unentgeltlich wahrgenommen.

& 11. Der Gewerbekonvent ist dazu berufen, über An-
gelegenheiten,welche die Interessen des bremischenGewerbe-
wesensberühren, zu beraten.

& 12. Ordentliche Versammlungenfinden zweimal jähr-
lich, im Mai und November, statt, außerordentliche,so oft
die Gewerbekammer es für erforderlich hält oder bei ihr von

wenigstens dreißig Mitgliedern des Gewerbekonvents unter

Angabe des Zwecksschriftlich darauf angetragen wird.
Jedes Mitglied wird zu der Versammlung mindestensS. 51.

drei Tage vorher besondersund schriftlich geladen.
Die Tagesordnung wird öffentlich bekannt gemacht.
Die Verhandlungen sind für wahlberechtigteMitglieder

des bremischen Gewerbestandes öffentlich, jedoch mit Aus-
nahme des in § 8 gedachtenFalles, sowie der Fälle, in

welcheneine geheimeBeratung und Beschlußnahmebesonders
beschlossenwerden sollte.

& 13. In den Versammlungen des Gewerbekonvents
hat der Vorsitzer der Gewerbekammer den Vorsitz und die
Leitung der Beratungen. 1

Das Protokoll wird von dem Protokollführer der Ge-
werbekammer geführt, am Ende der Sitzung verlesenund nach
erfolgter Genehmigungvon dem Vorsitzer und dem Protokoll-
führer unterzeichnet.

Beschlüssewerden mit absoluter Stimmenmehrheit der
anwesenden Mitglieder gefaßt. Die Mitglieder der Ge-
werbekammer haben mit den übrigen Mitgliedern gleiches
Stimmrecht. 1

§&14. Jedes Mitglied des Gewerbekonvents hat das
Recht,Anträgeüber Gegenstände,die in den Geschäftskreis
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des Konvents gehören, zu stellen und eine Beratung und
Beschlußnahmedarüber zu veranlassen.

Solche Anträge sind jedoch wenigstens drei Tage vor

der Versammlung schriftlich und motivirt der Gewerbekammer
einzureichen. Später eingebrachteAnträge können nur dann
zur Beratung kommen, wenn sich wegen Dringlichkeit zwei
Dritteile der anwesendenMitglieder dafür erklärt haben.

§ 15. Im übrigen wird die Geschäftsordnungfür den
Gewerbekonvent von der Gewerbekammer festgestellt.

II. Die Gewerbekammer.

§&16. Die Gewerbekammer besteht aus einundzwanzig
Mitgliedern des Gewerbekonvents, welchederselbeaus seiner
Mitte erwählt.

«

§17.ZumeeckederWahlwirdin derWahlver-
sammlung ein Wahlaufsatz gebildet, auf welchen jedes Mit-
glied des Konvents, welchesmit Unterstützung von wenigstens
fünf Anwesenden in Vorschlag gebrachtwird, zu verzeichnen
ist. Er muß wenigstens die doppelte Zahl der in die Ge-
werbekammer zu wählenden enthalten.

Ein Einzelner kann nie mehr Personen, als die Zahl
der zu Wählenden beträgt, in Vorschlag bringen.

Die Wahl erfolgt aus diesemWahlaussatzemit absoluter
Stimmenmehrheit der Anwesenden.

e Namen der Gewählten werden öffentlich bekannt
gemacht. Z

Die Anfechtung der Gültigkeit einer Wahl muß binnen
einer Woche nach dieser Bekanntmachungbei dem Vorsitzer
der Gewerbekammer schriftlich erfolgen. Die Gewerbekammer,
mit Ausschluß der Mitglieder, deren Wahl angefochtenwird,
entscheidetüber die Anfechtung in ihrer nächstenVersammlung,
vorbehältlich der Berufung an den Gewerbekonvent.

1§518. Die Wahl in die Gewerbekammer kann ohneGe-
nehmigung des Gewerbekonvents niemand ablehnen, es sei
denn, daß er bereits das fünfundsechzigsteLebensjahrvollendet
habe oder schon zum zweiten Male in die Gewerbekammer
gewählt worden sei.

Wer aufhört Mitglied des Gewerbekonvents zu sein,
hört dadurch auch auf, der Gewerbekammer anzugehören.

§ 19. Für diejenigen, welche aus der Gewerbekammer
ausscheiden, oder die Wahl in dieselbeahlehnen,werden,
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nachdem vorab die im Gewerbekonvent etwa entstandenen
Lücken ergänzt worden sind, spätestens in der nächsten Ver-
sammlung des Gewerbekonvents Ergänzungswahlen vorge-
nommen. Die Ausscheidendensind sofort wieder wählbar.

§ 20. Die Geschäfteeines Mitgliedes der Gewerbe-
kammer werden unentgeltlich wahrgenommen.

§ 21. Die Gewerbekammer ist berufen, auf alles, was

für das Gewerbewesendienlich sein kann, fortwährend ihr
Augenmerk zu richten, darüber zu beraten und dem Senat
auf dessenAntrag oder auch unaufgefordert gutachtlich zu be-
richten, wie auch die ihr zur Förderung des Gewerbeverkehrs
angemessenscheinendenMaßregeln bei den zuständigen Be-
hörden zu beantragen.

Sie hat daher sich möglichstvollständig von dem Gange
und dem Umfange des bremischenGewerbewesensin allen
verschiedenenZweigen, sowie von der Beschaffenheitder dafür
bestehendenHülfsanstalten in Kenntnis zu setzen,für bremische
Gewerbestatistikthunlichst zu sorgen und auf die Hebung der
Gewerbe thunlichst hinzuwirken.

§ 22. Uber alle in Gewerbeangelegenheitenzu erlassenden
Gesetzewird vorab die Gewerbekammer, welche auf Erfordern
eine Beratung des Gewerbekonvents darüber veranstaltet, zu
einer Begutachtung veranlaßt.

& 23. Die Gewerbekammer beruft den Gewerbekonvent.
Sie hat in wichtigen, zu ihrem Wirkungskreise gehörenden
Angelegenheiteneine Beratung desselben veranlassen,
demselbenauch von Zeit zu Zeit über ihre WirksamkeitBe-
richt zu erstatten.

§+24. Bei Gegenständen, welche zugleich die Gewerbe
und den Handel berühren, kann sie in ihrer Gesamtheitoder
mittelst eines Ausschussesmit der Handelskammeroder einem
Ausschussederselbenzur Beratung zusammentreten.

Jedoch bedarf es dazu eines übereinstimmendenBe-
schlussesbeider Kammern.

§*25. Die Gewerbekammer hat einen technischenKon-
sulenten; außerdemkann ihr der Senat einige Techniker oder
der Industrie kundigePersonen beiordnen. Dieselbennehmen,
soweit sie es für erforderlich erachtet, an den Sitzungen der
Gewerbekammer und ihrer Kommissionen, sowie des Gewerbe-
konvents mit beratender Stimme teil. ·.
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Die Gewerbekammer kann auch Gewerbtreibende, die
nicht zu ihr gehören,Zuihren Beratungen in einzelnenFällen
zuziehen,um deren Ansichtenzu vernehmen.

18J.26. Die Gewerbekammer ist die dem technischenKon-
sulenten zunächstvorgesetzteBehörde; derselbewird auf Vor-
schlagder Gewerbekammer vom Senat ernannt.

Die Dienstanweisung für denselbenwird vom Senat
nach Anhörung der Gewerbekammer, das Gehalt desselben
wird durch Beschluß von Senat und Bürgerschaft festgestellt.

§ 27. Die Gewerbekammer ist befugt, einen Rechtsge-
lehrten als Konsulenten und Protokollführer, jedoch jedesmal
auf längstenssechsJahre, anzunehmenund demselbenzugleich
die Protokollführung im Gewerbekonvent zu übertragen. Das
Honorar desselben wird durch Beschluß von Senat und
Bürgerschaft festgestellt.

§ 28. Die Gewerbekammer versammeltsich in der Regel
einmal monatlich und außerdem so oft der Vorsitzer es für
angemessenerachtet oder wenigstens sechsMitglieder schrift-
lich bei ihm eine Versammlung beantragen.

Die Einladungen zu den Versammlungen erfolgen für
jedes Mitglied besonders und schriftlich.

-

§ 29. Die Gewerbekammer wählt alljährlich aus ihrer
Mitte einen Vorsitzer und einen Stellvertreter desselben. Die
Namen der Gewählten bringt sie dem Senate zur Anzeige.

Über jede Versammlung wird ein Protokoll geführt.
Dasselbe ist am Ende der Sitzung zu verlesenund nach er-

folgter Genehmigung vom Vorsitzer und dem Protokollführer
zu unterzeichnen. Die Protokolle werden im Archiv der Ge-
werbekammer niedergelegt.

"

Beschlüssewerden mit absoluter Stimmenmehrheit der
anwesendenMitglieder gefaßt; Wahlen erfolgen ebenfalls mit
absoluter Stimmenmehrheitder anwesenden Mitglieder und
auf Verlangen von wenigstenssechs,Mitgliedern mittelst ge-
heimer Abstimmung.

§ 30. Jedes Mitglied der Gewerbekammer ist befugt,
Gegenstände,die zu dem Geschäftskreiseder Kammer gehören,
zur Beratung und Beschlußnahmezu bringen.

§31. Im übrigenwird der Geschäftsgangdurchdie von der
GewerbekammerfesthustellendeGeschäftsordnungnäher bestimmt.

6* 32. Zur Bestreitungder Kosten der Versammlungen
und zur Förderung der Interessen des Gewerbestandes,
namentlichdurchAnschaffungvon Büchern, Karten, Modellen
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und dergleichen,sowie zur Bewirkung und Unterstützung von

Gewerbeausstellungenoder sonstigenzur Hebung der Gewerbe
dienenden Einrichtungen und zu ähnlichen Verwendungen
wird der Gewerbekammer sjährlich ein Fonds von 7/. 3 500

zur Verfügung gestellt. - .

Was von diesemFonds im Laufe des Jahres nicht ver-

wandt wird, verbleibt der Generalkasse.)
* 33. Die in diesemGesetzeerwähntenöffentlichen Be-

kanntmachungenerfolgen in Bremen durch das für die amt-

lichen Bekanntmachungenbestimmte Blatt, in den Hafen-
städten durch ein dort erscheinendesLokalblatt.

III. Behörden für Gewerbeangelegenheitenund S. v.

für das Gewerbemuseum.
5 34. Zur Erleichterung des geschäftlichenVerkehrs

zwischendem Senat und der Gewerbekammer und zu gemein-
samer Beratung über gewerblicheAngelegenheitenbestehtdie

Behörde für Gewerbeangelegenheiten,gebildet aus der Ge-
werbekommissiondes Senats und drei bis fünf Mitgliedern
der Gewerbekammer.

Indes bleibt es sowohl dem Ermessendes Senats über-

lassen, welcheMitteilungen er ohne Vermittelung dieser Be-
hörde an die Gewerbekammer gelangen lassenwill, als auchder

Letzterenunbenommen, sichunmittelbar an den Senat zu wenden.
& 35. Die Verwaltung des Gewerbemuseums ist einer

besonderenBehörde übertragen, welcheebenfalls aus der Ge-

werbekommissiondes Senats und drei bis fünf Mitgliedern
der Gewerbekammer besteht. "

§ 36. Für beide Behörden (6§ 34 u. 35) werden die

Mitglieder der Gewerbekammer von der letzterenalljährlich
gewählt. Jedes Mitglied der Gewerbekammer ist verpflichtet
die Wahl anzunehmen.

Zu den Verhandlungen der Behörden können die Konsu-
lenten der Gewerbekammer mit beratender Stimme zugezogen
werden; einer derselbenführt in der Regel das Protokoll.

§ 37. Der technischeKonsulent der Gewerbekammer ist
der Direktor des Gewerbemuseums.

"

Hülfsbeamte und sonstige Bedienstete des Museums
werden von der Behörde (§ 35) auf Zeit angestellt und mit
den erforderlichenDienstanweisungenversehen;die Anstellung
und Instruirung künftig etwa anzustellenderständiger Beamten
geschiehtauf gutachtlichenBericht der Behördedurchden Senat.
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Allgemeine Regulative, die von der Behörde in betreff
des Geschäftsgangesbei derselbenoder sonst zur Ausführung
der gesetzlichenBestimmungen oder der vom Senate für die
Beamten des GewerbemuseumserlassenenDienstanweisungen
beschlossenwerden, bedürfen der Bestätigungdes Senats.

§ 38. Im übrigen finden auf die Einrichtung und
Wirksamkeit dieserBehörden (6# 34 und 35) die 8§ 11, 17
und 18 des Deputationsgesetzes,auf die Behörde für das
Gewerbemuseum(6 5 außerdem die 6& 14, 39 und 42 bis
45 des DeputationsgesetzesentsprechendeAnwendung.

Verzeichnis der Abteilungen für die Wahlen zum
Gewerbekonvent.

DrAbteilung 1. Schuhmacher.
„ 2. Tischler und Stuhlmacher
„ 3. Schneider, Tabaks= und Zigarren-

fabrikanten.
„ 4. Maler, Lackirer, Lackfabrikanten,

Sattler, Tapezierer, Blechenschläger,
inngießer.

„ 5. Schlosser, Schmiede, Maurer,
immerer, Bauunternehmer,
rechsler, Kupferschmiede,Schiefer-

decker, Kalkfabrikanten, Zement-
fabrikanten, Asphaltfabrikanten,
Gipsgießer, Thonwarenfabrikanten,
Jöh Steinhauer, Eisengießer,
Mühlenbauer. in der Stadt Bremen

½ 6. Kmnochenhauer,Schweineschlächter, und im Landgebiet.
Weißbäcker, Grobbäcker, Brannt-

·

weinbrenner, Bierbrauer, Liqueur-
fabrikanten, Destillateure.

„ J. Kimker, Tonnenmacher, Uhrmacher,
Barbiere, Buchbinder, Liniirer,
Papparbeiter, Glaser, Glasschleifer,
Steindrucker, Gärtner, Gold= und
Silberarbeiter, Goldschläger,Präge-
anstalten, Photographen,Rade= und

elmacher.zu d Butmach8. Korbmacher, Filz=und Hutmacher,"

Buchdrucker, Konditoren, Kisten-
macher und alle sonstigen Gewerb-

treibenden. ç

„ 9. Sämtliche Gewerbtreibende in

Vegesack. ç ç

„ 10. Sämtliche Gewerbtreibende in

Bremerhaven.
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VII. Gesetz,die Kammer für Landwirtschaftbe-

treffend.
—

§ 1. Zur Förderung der Interessen der Landwirtschaft,
insbesondere des Ackerbaues und der Viehzucht, besteht die
Kammer für Landwirtschaft.

§ 2. Die Kammer bestehtaus zwanzig praktischenLand-
wirten, welchevon und aus den wahlberechtigtenbremischen
Landwirten erwählt werden.

§ 3. Wahlberechtigt und wählbar sind alle diejenigen
Landwirte, welchedie zur Wahl in die Bürgerschaft erforder-
lichen Eigenschaften haben und außerdem wenigstens drei

Hektar Land, sei es in derselbenoder in verschiedenenFeld-
marken des bremischenFreistaats, selbst bewirtschaften, auch
auf dem Lande entweder ganz wohnenoder wenigstens ein
Wohnhaus zu ihrem Gebrauchehaben.

Für Pächter ist außerdem erforderlich, daß die Pacht
auf mindestensdrei Jahre geschlossenist.

§ 4. Jeder ist nur in einem Bezirke und zwar da, wo

er seinen Wohnsitz oder doch ein Wohnhaus zu seinem Ge-
brauche hat, wahlberechtigt und wählbar.

§ 5. Die Wahlen werden nach folgenden fünf Bezirken
vorgenommen:

1. Bezirk: Die LandgemeindenWalle, Gröplingen, Oslebs-
hausen, Grambke, Büren und Blockland;

2. Bezirk: Die LandgemeindenBorgfeld, Oberneuland-
Rockwinkel und Osterholz;

3. Bezirk: Die Landgemeinden Horn, Hastedt und
Schwachhausen;

4. Bezirk: Die LandgemeindenNeuenland, Arsten und

Habenhausen;
5. Bezirk: Die Woltmershausen,Rabling-

hausen,Seehausen,Strohm und Huchting.
Die Landwirte der Feldmark Utbremen und der zufolge

Gesetzesvom 24. Oktober 1891 der Stadt angeschlossenen
Teile der LandgemeindenWalle und Gröplingen werden dem
ersten, die der Feldmark Pagentorn dem dritten, die der
zufolge Gesetzesvom 29. Dezember 1875 mit der Stadt ver-

einigten Teile der früheren LandgemeindeNeuenland-Bunten-
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S. 59. thorsteinwegdem vierten, sowie die der zufolge desselbenGe-
setzesmit der Stadt vereinigten Teile der früheren Landge-
meinde Woltmershausen dem fünften Wahlbezirkezugewiesen.
Dieselben sind auch dann wahlberechtigt und wählbar, wenn

sie in der Stadt wohnen.
§ 6. Die Kammer trifft die Vorbereitungen zu den

Wahlenund leitet dieselben. ."

§ 7. Zum Zweckeder Vornahme der Wahlen wird von
der Kammer für jeden Bezirk mit Hülfe der Gemeindevor-
steher und der Polizeidirektion eine Liste der wahlberechtigten
Landwirte angefertigt und vier Wochen vor dem Wahltermine
zur Einsicht für die Wähler in geeigneten, von der Kammer
zu bestimmenden Lokalen des betreffenden Bezirks während
einer Woche ausgelegt.

Von der Auslegung werden die Wähler vorher durch
öffentlicheBekanntmachungin Kenntnis gesetzt.

§ 8. Einwendungen gegen die Listen müssenspätestens
an dem Tage nach dem Schlusseder Auslegung bei dem Vor-
sitzer der Kammer schriftlich angebrachtwerden. Die Kammer
entscheidetdarüber spätestenszwei Wochenvor dem Wahltermine.

Gegen dieseEntscheidung steht den Beteiligten binnen
einer Woche nach ihrer Mitteilung die Berufung an den
Senat zu; jedoch behält es für die dermalige Wahl bei der

Entscheidungder Kammer seinBewenden, falls nicht vor dem
Wahltermine die Entscheidungdes Senats erfolgt ist.

§ 9. Die Kammer bestimmt den Wahltermin und das
Wahllokal für jeden Bezirk und macht beide samt der Zahl
der zu wählenden Mitglieder spätestenszwei Wochenvor dem
Termine öffentlich bekannt.

§* 10. Für jede Wahlhandlung wird von der Kammer
aus ihren Mitgliedern ein Wahlvorstand ernannt, der aus
einem Vorsitzer und zwei Beisitzern besteht. Der Wahlvor-
stand leitet die Wahlhandlung und ermittelt deren Ergebnis.

Während der Wahlhandlung müssen mindestens zwei
Mitglieder des Wahlvorstandes im Wahllokale anwesendsein.

Jeder Wahltermin dauert zwei Stunden.
Die Kammer stellt auf Grund der vom Wahlvorstande

eingesandtenWahlurkunden das Ergebnis der Wahl fest und
bringt die Namen der Gewählten zur öffentlichen Kunde.

Im übrigen finden die Vorschriften der Wahlordnung
für die Wahlen zur Bürgerschaft unter 9 bis 14 entsprechende
Anwendung. .

«
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§ 11. Die Anfechtung der Gültigkeit einer Wahl muß
binnen einer Woche nach der Bekanntmachung bei dem Vor-
sitzer der Kammer schriftlich erfolgen.

Die Kammer, mit Ausschluß der Mitglieder:deren
Wahl angefochtenwird, entscheidetüber die Anfechtungin
ihrer nächstenVersammlung.

GegendieseEntscheidungstehtden Beteiligten binnen einer
Wochenach ihrer Mitteilung die Berufung an den Senat zu.

18 12. Alle drei Lahretritt die Hälfte der Mitglieder S. öo.

aus der Kammer und finden ordentliche Ergänzungswahlen
statt. Bei einer außerordentlichenErgänzungswahl wird für die

noch übrige Zeit der Amtsdauer des Ausgeschiedenengewählt.
Die Ergänzungswahl für ein ausgeschiedenesMitglied

muß binnen sechsMonaten nach dem Ausscheidenstattfinden.
- § 13. Die Abgehendensind sofort wieder wählbar.

§ 14. Eine Verpflichtung zur Annahme der Wahl
findet nicht statt. Der Austritt ist jederzeit erlaubt.

§ 15. Derzjenige,bei dem später ein Verhältnis eintritt,
das seiner Wählbarkeit entgegengestandenhaben würde, hört
auf Mitglied der Kammer zu sein.

§ 16. Wer den ihm als Mitglied der Kammer gesetzlich
oder nach der Geschäftsordnungobliegenden Verpflichtungen
nachzukommensich beharrlich weigert, oder die der Versamm-
lung oder seiner Stellung schuldigeAchtung gröblich verletzt,
kann von der Kammer, nachdem er über die Beschuldigung
vernommen worden, seinesRechts zur Teilnahme an derselben
verlustig erklärt werden, jedoch steht ihm gegen diese Ent-
scheidungdie Berufung an den Senat binnen einer Woche
nach erfolgter Mitteilung derselbenzu.

* 17. Die Geschäfte eines Mitgliedes der Kammer
werden unentgeltlich wahrgenommen.

§ 18. Die Kammer hat die Bestimmung, auf alles, was

für die Landwirtschaft, insbesondere für Ackerbau und Vieh-
zucht, im. allgemeinen dienlich sein kann, fortwährend ihr
Augenmerk zu richten, über die Mittel zu deren Förderung,
sowie über die Beseitigung etwaigerHinderrisszu beraten
und darüber dem Senate auf dessen Aufforderungoder auch
unaufgefordert gutachtlich zu berichten.

§ 19. Zu diesemZweck hat sie sich von dem Zustand
der Landwirtschaftund den Mitteln zu ihrer Hebung möglichst
genau zu unterrichten und auf letztere thunlichst hinzuwirken.

§ 20. Uber alle in Angelegenheitender Landwirtschaft
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zu erlassendenGesetzewird vorab die Kammer zu einer Be-
gutachtung veranlaßt.

§ 21. Die Kammer kann die wahlberechtigtenLand-
wirte einzelnerBezirke oder Abteilungen versammeln, um mit
ihnen über Angelegenheiten der Landwirtschaft zu beraten,
oder um 1# Veranlassung zu geben, ihre auf die Land-
wirtschaft sichbeziehendenWünschezur Sprache zu bringen.

Nicht minder kann sie andere ihr geeignet scheinende
Personenzu ihren Beratungen zuziehen.

§ 22. Zur Bestreitung der Kosten der Versammlungen,
sowie zur Förderung der Interessender Landwirtschaftwird der
Kammer jährlich ein Fonds von 3500 Mark zur Verfügung
gestellt. Was von diesemFonds im Laufe des Jahres nicht
verwendet wird, verbleibt der Generalkasse.

1 23. Die Kammer ist befugt, einen Rechtsgelehrten
als Konsulenten und Protokollführer, jedoch jedesmal auf
längstens drei Jahre, anzunehmen. Sein Honorar wird durch
Beschluß des Senats und der Bürgerschaft festgesetzt,seine
Thätigkeit durch die Geschäftsordnunggeregelt.

§ 24. Die Kammer hat ihren Sitz in der Stadt Bremen.
Siefättwenigstens vierteljährlich eine Sitzung, und außer-
dem so oft der Vorsitzer es für nötig erachtet,oder wenigstens
ein Viertel der Mitglieder schriftlich darauf anträgt.

§ 25. Die Einladungen zu diesen Versammlungen er-

folgen schriftlich und für jedes Mitglied besonders.
26. Die Kammer wählt alljährlich aus ihren Mit-

gliedern einen Vorsitzer und einen Stellvertreter. Die Namen
derGewähltenbringt sie dem Senate zur Anzeige.

Der Vorsitzerhat die Leitung der Geschäfte. In jeder
Sitzung wird ein Protokoll geführt und von dem Vorsitzer
und dem Protokollführer unterzeichnet.

§ 27. Jedes Mitglied der Kammer ist befugt, Gegen-
stände, die zu dem Geschäftskreiseder Kammer gehören, in
derselbenzur Beratung und Beschlußnahmezu bringen.

§ 28. Beschlüssewerden nach absoluter Stimmenmehr-
heit aller Anwesenden gefaßt; Wahlen erfolgen gleichfalls
nach absoluter Stimmenmehrheit, und auf Verlangenvon

mindestens sechsMitgliedern mittelst geheimer Abstimmung.
Bei Stimmengleichheit entscheidetbei Beschlüssender

Vorsitzer, bei Wahlen das Los.
3529. Im übrigen wird der Geschäftsgangdurch die

von der Kammer festzustellendeGeschäftsordnungbestimmt.
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Vorbemerkung.
I. Bezeichnung der Quellen. Die „Verfassung der

freien und Hansestadt Hamburg“ vom 13. October 1879

ist publizirt in der „Gesetzsammlung der freien und Hanse-
stadt Hamburg. FünfzehnterBand. 1879“. Erschienen Ham-
burg 1880. Sie bildet darin # 82 und steht S. 353—377.

In dieser „Gesetzsammlung“, die in vollen Jahresbänden aus-

gegebenwird, stehenauch die übrigenabgedrucktenGesetze. Von
den mehreren Abteilungen, in die jeder Band zerfällt,kommt stets
nur die „Erste Abtheilung. Erlasse des Senats“ in Betracht.

II. Inkrafttretender Gesetze. Entscheidendhierfür ist, wenn

die Erlasse nicht einen anderen Tag namhaft machen,der Tag ihrer
Publikation, aber nicht in der Gesetzsammlung,sondern im Amts-
blatt. Dasselbe war vom Tage seiner Begründung (1. Februar
1852) bis zum 31. December 1886 ein gesonderterTeil des Ham-
burgischen Correspondenten. Laut Bekanntmachungdes Senates
v. 15. December 1886 (Gesetzsammlung1886 S. 83) erscheint
aber vom 1. Januar 1887 ein besonderes „Amts--Blatt der

freien und Hansestadt Hamburg“, dessenHauptblatt enthalten
soll „die Publicationen von dauerndem Werthe .., welche in die

Gesetzsammlungausgenommenwerden“.
III. Die Zahl der seit 1879 vorgenommenen „Verfassungs-

änderungen im Sinne des Artikel 101 der Verfassung ist äußerst
gering: .

1. ErsteVerfassungsänderung.Gesetzsammlung1888. M 32,
den 6. Juli 1888. S. 43. „Bekanntmachung,betreffend Abände-

rung des Artikel 52 der Verfassung“. „Gegeben in der Versammlung
des Senats, Hamburg, den 6. Juli 1888“. S. unten S. 19.

. 2. ZweileVerfassungsänderung. Gesetzsammlung1896.
4 53, den 2. November 1896. S. 94. 95. „Gesetz, betreffend
Abänderungeiniger Bestimmungen der Verfassungvom 13. October
1879“. „Gegeben in der Versammlung des Senats, Hamburg,
den 2. November 1896“. Das Gesetzbetrifft 5 Artikel der Ver-

fassung:31. 52. 78. 79. 82. S. unten S. 14. 19. 29. 30.
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4 Vorbemerkung.

Die Aufnahme Hamburgs mit Ausnahme des Freihafengebiets
in das deutscheZollgebiet hat eine formelle Aenderung weder der

Verfassungdes ReichsnochHamburgs zur Folge gehabt. S. Reichs-
gesetz,betr. die Ausführung des Anschlussesder freien und Hanse-
stadt Hamburg an das beutscheZollgebiet. Vom 16. Februar
1882 (Neichs-Gesetzblatt1882 S. 39. 40) u. Bundesratsbeschluß
v. 15. Oktober 1888 (Centralblatt des DeutschenReiches 1888
S. 913 ff.).

IV. Als Anlagen waren zu geben:
1. das Wahlgesetz für die Wahlen zur Bürgerschaft,

vom 19. Januar 1880;
2. das Reichsgesetz, betreffend die Zuständigkeit des

Reichsgerichts für Streitfragen zwischen dem
Senat und der Bürgerschaft der freien und

Hansestadt Hamburg, vom 14. März 1881.



Gesetzsammlung
der

freien und Hansestadt Hamburg.

Fünfzehnter Band. 1879.

832. den 13. October 1879. S. 358.

Verfassungder freien und HansestadtHamburg.

Nachdemdie Verfassung der freien und HansestadtHam-
burg vom 28. September 1860 von Senat und Bürgerschaft
einer Revision unterzogen ist, wird die srevidirte VerfassungS. 351.

nunmehr mit dem Bemerken publicirt, daß dieselbe in Ge-
mäßheit des Transitorischen Gesetzesvom heutigen Tage zu
§5 28 bis 30 der Verfassung vom 28. September 1860 und

zu 600und 70 derGeschähtsordnungder Bürgerschaft vom

12. August1859/6. März 1874 spätestens mit Ablauf der

ersten Woche des Monat März 1880 in Kraft treten soll!.

11 Gesetzsammlung1880. 8. den 1. März 1880. S. 3.

Bekanntmachung,
betreffend Inkrafttreten der Verfassung vom 13. Oc-

tober 1879 und Zusammenberufung der neuen

Bürgerschaft.
Es wird hierdurch zur öffentlichen Kunde gebracht, daß

nach Vollendung der Wahlen für die neue Bürgerschaft die

Zusammenberufungderselbenauf Donnerstag, den 4. März,
21 Uhr, in dem Versammlungslokaleder Bürgerschaft verfügt
worden ist.

Mit diesem Tage tritt in Gemäßheit Beschlussesvon

Senat und Bürgerschaft vom 21. November 1879/14. Januar
1880 die am 13. October 1879 publicirte Verfassungder freien
und HansestadtHamburg in Kraft.

Gegebenin der Versammlung des Senats, Hamburg, den
1. März 1880.



6 Verfassung von Hamburg.

Erster Abschnitt.

Allgemeine Bestimmungen.

Art. 1.

Die Stadt Hamburg und das mit derselbenverbundene
Gebiet bilden unter der Benennung „die freie und Hanse—

seantHamburg“ einen selbstständigenStaat des Deutschen
eiches. "

Art. 2.

Eine Gebietsveräußerungkann nur auf dem Wege der

Verfassungsänderung, eine bloße Grenzregulirung auch auf
dem Wege der Gesetzgebungbewirkt werden.

Art. 3.

Angehörige des HamburgischenStaates sind Diejenigen,
deren hiesige Staatsangehörigkeit nach Maaßgabe der Reichs-
gesetzgebungbegründet isti.

Art. 4.

Bürger des HamburgischenStaates sind diejenigenHam-
burgischen Staatsangehörigen, welche den Eid auf die Ver-
fassunggeleistet und das dadurch erworbene Bürgerrecht nicht
wieder verloren haben.

Ueber Erwerb und Verlust des Bürgerrechtes und über
die Form des Eides bestimmt das Gesetz.

Art. 5.

Durch das religiöse Bekenntniß wird die Ausübung der
bürgerlichen Rechteweder bedingt nochbeschränkt.Den bürger-
lichen Pflichten darf dasselbekeinen Abbruch thun.

Volle Glaubens= und Gewissensfreiheitwird gewährleistet.
—.

1 S. auch Gesetz, betreffend die Hamburgische Staatsangehörigkeit
und das Hamburgische Bürgerrecht. Gegeben.. Hamburg, den 2. No-
vember 1896. Gesetzsammlung1896 S. 5 ff.
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Art. 6. S. 355.

Die höchsteStaatsgewalt steht dem Senate und der
Bürgerschaft gemeinschaftlichzu.

Die gesetzgebendeGewalt wird von Senat und Bürgerschaft,
die vollziehendevom Senat,
die richterliche von den Gerichten

ausgeübt.

Zweiter Abschnitt.
Der Senat.

Art. 7.

Der Senat bestehtaus achtzehnMitgliedern, nämlich aus

neun, welche die Rechts- oder Cameralwissenschaftenstudirt
haben, und aus neun sonstigen Mitgliedern, von welchen
Letzterenwenigstens sieben dem Kaufmannsstande angehören
müssen1. 2.

Art. 8.

Wählbar zum Senatsmitgliede ist, jedoch unter Berück-

sichtigungdes Art. 7, jeder zur Bürgerschaft wählbare Bürger.
Die im erstenSatz des Art. 36 enthaltene Beschränkungkommt

hier nicht in Betracht.
Ausgeschlossenvon der Wahl ist Derjenige, welcher mit

einem Mitgliede des Senats in auf= oder absteigenderLinie
oder als Bruder, Oheim oder Neffe verwandt, oder als Stief-
vater, Stiefsohn, Schwiegervater,Schwiegersohn,Frauenbruder
oder Schwestermannverschwägertist.

Es macht in den Fällen der Schwägerschaftkeinen Unter-
schied,ob die sie begründendeEhe noch fortdauert oder nicht.

Art. 9.

Die Wahl der Senatsmitglieder geschiehtdurchdie Bürger-
schaft aus einem Wahlaufsatzevon zwei Personen.

1 Das „Gesetz,betr. Abänderung einiger Bestimmungen des Gesetzes
über die Wahl und Organisation des Senats“ vom 28. September 1860,

gegebendn23. Januar 1889 (Gesetzsammlung1889 S. 8ff.) ändert an

rt. 7 nichts.
2 Ugl. Gesetz,betreffend die Honorare der Mitglieder des Senats,

Febenden 10. April 1885 (Gesetzsammlung1885 S. 51. 52); je 25000.4
Cdie 9 gelehrten, je 12000 .“¾ für die 9 übrigen Senatoren.

«
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8 Verfassung von Hamburg.

Zur Herbeiführung diesesAufsatzes werden vom Senat
vier seiner Mitglieder und von der Bürgerschaft vier ihrer
Mitglieder mit relativer Stimmenmehrheit zu Vertrauens-
männern erwählt und demnächstauf Verschwiegenheitbeeidigt.

Die achtVertrauensmänner haben einen Aufsatzvon vier

Personen in der folgenden Weise zu formiren.
Jeder Vertrauensmann bezeichnet die ihm geeignet er-

scheinendenPersonen, und wird aus den so in Vorschlag
Gebrachten,nachsorgfältiger Beredung über dieselben, Izunächst
ein größerer Aufsatz gebildet. Aus diesemsind durch geheime
Abstimmung vier Personen auf den engeren Aufsatzzu bringen.
Die bürgerschaftlichenVertrauensmänner können nicht auf
den Aufsatz gebracht werden. Um auf den Aufsatzzu kommen,
bedarf es wenigstens 5 Stimmen.

Ist dies für vier Candidaten auch durch wiederholteAb-
stimmung nicht zu erreichen, so wird dem Senat und der
Bürgerschaft die Anzeigegemacht,daß den Vertrauensmännern
die Formirung eines Aufsatzesnicht gelungensei, ohne Angabe,
ob überall Candidaten oder eventuell wie viele bereits zum
Aufsatz gebracht worden sind.

Es wird sodann in der vorgedachtenWeise sofort zur
Wahl von acht neuen Vertrauensmännern, vier vom Senat
und vier von der Bürgerschaft, geschrittenund mit der Be-
eidigung derselbenverfahren.

Dieser neuen Commission wird eine von allen Mitgliedern
der ersten Commissionunterschriebeneund demnächstversiegelte,
von ihr zu eröffnende Aufgabe der bis dahin zum Ausfsatz
gebrachtenPersonen oder eine Mittheilung, daß Niemand die
erforderliche Stimmenzahl erhalten habe, behändigt.Die neue

Commission verfährt zum Behuf der Vervollständigung, be-
ziehungsweiseder Formirung des Wahlaufsatzeswie die erste
Commission.

Erzielt auch diesezweiteCommissionkein genügendesRe-
sultat, so treten diebeiden Commissionen,also acht Vertrauens-
männer des Senats und acht Vertrauensmänner der Bürger-
schaft, zusammen. Diese haben sodann die noch erforderlichen
Candidaten zu wählen. Durch jede Abstimmung ist nur Ein
Candidat zu wählen. Jeder Vertrauensmann reib,zu dem
Ende den Namen eines Candidaten auf einen Zettel. Hiebei
genügt relative Majorität der Abstimmenden, um einen Can-
didaten auf den Aufsatz zu bringen. Die Abstimmung wird,
so oft es erforderlich ist, wiederholt.

·
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Nachdem in dieser Weise ein Wahlaufssatzvon vier Per-
sonen gebildet ist, wird derselbe dem Senate, ohne daß dieser
ersährt, in welcher Weise die einzelnen Candidaten auf den
Aufsatz gelangt sind, von seinen Commissarien übergeben.
Der Senat präsentirt von den vier in Vorschlag Gebrachten
zwei der Bürgerschaft, welchevon diesen Zweien Einen zu
wählen hat.

Wenn bei Erwählung der zweiten Commission von Ver-
trauensmännern von der Bürgerschaft ein Vertrauensmann
erwählt wird, welcher schon als Candidat auf den Aufsatz
gebracht ist, hindert ihn dies nicht, an der ferneren Bildung
des Wahlaufsatzes Theil zu nehmen. Es ist sodann von

diesem Sachverhalt dem Senate bei Uebergabedes Wahl-
aussatzes,und, wenn jener Vertrauensmann sich auf dem
Aufsatz von zwei Personen befinden sollte, den der Senat der S. 357.

Bürgerschaft übergiebt, auchdieser letzterenAnzeigezu machen.
Die Beobachtung der Verschwiegenheiterstrecktsich auchdarauf, daß weder die beiderseitigenVertrauensmänner, no

die Mitglieder des Senats sich irgendwie darüber äußern
dürfen, welchevier Personen auf dem Aufsatz gewesensind,
sodaßnur die zwei Personen des engeren Aufsatzesbekannt
werden.

Die Wahl, welchevon der Bürgerschaft gleichnachUeber-

reichung des Wahlaufsatzesvorzunehmen ist, geschiehtmittelst
Stimmzettel. Bei dieser Wahl ist so zu vorsahren,daß vor

Eröffnung des Wahlaufsatzes die Anwesenheit von mehr als

achtzig Mitgliedern, falls dieselbenicht zweifellos ist, durch
Zählung constatirt sein muß. Alsdann gilt die Wahl, ohne
Rücksichtdarauf, wie viele gültige Stimmen abgegebensind,
für vollzogen, auch wird die Majorität nach der Zahl der

abgegebenengültigen Stimmen berechnet,so daß es nicht in

Betracht kommt, ob Mitglieder keinen oder einen unbeschrie-
benen, oder sonst nicht gültigen Wahlzettel abgegebenhaben.
Bei Stimmengleichheit erfolgt eine abermalige Abstimmung,
und wenn auch dieseStimmengleichheitergiebt, so entscheidet
das Loos.

Die ganze Wahlhandlung erfolgt in ununterbrochener
Sitzung sowohl des Senats als der Bürgerschaft.

Die Wahl zum Senatsmitgliede muß von dem Erwählten
angenommen werden. Die Weigerung zieht den Verlust des

aincgrrrchtessowie der öffentlichenAemter und Ehrenstellen
nach sich.
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Art. 10.

Die Mitglieder des Senats bekleiden ihr Amt lebens-
länglich unter folgenden Beschränkungen:

Nach mindestenssechsjährigerAmtsdauer ist jedesSenats-
mitglied berechtigtseine Entlassung zu verlangen, ohne jedoch
Anspruch auf Pension zu haben.

Hat der Abtretende das sechszigsteLebensjahr vollendet
und das Amt mindestenszehnJahre verwaltet, so hat derselbe
eine(ensionzum Belauf der Hälfte seines Honorars zu
genießen.

JedesSenatsmitgliedwelches das siebenzigsteLebensjahr
überschrittenhat, ist berechtigtmit einer Wrl zum Belauf
von zwei Drittheilen seinesHonorars aus dem Senat aus-

zutreten.
Art. 11.

Die Fälle, in denen ein Senatsmitglied austreten muß,
bestimmt das Gesetz.

Art. 12.

Eine erledigte Stelle im Senate ist regelmäßig binnen
vierzehn Tagen wieder zu besetzen.

Art. 13.

Mit dem Amte eines Senatsmitgliedes ist jedes andere
öffentliche Amt so wie die Ausübung der Rechtsanwaltschaftund des Notariats unvereinbar. Eine sonstige Berufsthätigkeit
dürfen Senatsmitglieder fortsetzen, insoweit dieselbeder Er-
füllung ihrer Amtspflichten keinen Abbruch thut.

Die Mitglieder des Senats können, wenn sie in den
Vorstand, Verwaltungsrath oder Aussichtsrath industrieller
oder ähnlicher, den Gelderwerb bezweckender,Unternehmungen
ewählt werden, dieseWahl nur mit besondererGenehmigungbesSenats annehmen. Einer solchen Genehmigung bedarf

es auch, wenn ein Mitglied des Senats nachseinerWahl
im Vorstande, Verwaltungsrath oder Aufsichtsrath einer der

vorerwähnten Unternehmungenbleiben will.

Art. 14.

Jedes Senatsmitglied muß in der Stadt oder in deren
nächsterUmgebung auf HamburgischemGebiete seinenregel-
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mäßigen Wohnsitz haben, oder sofort nach seiner Erwählung
nehmen.

Art. 15.

Jedes Mitglied des Senats hat sich vor Antritt seines
Amtes zur getreuen ührungdesselbenin einer gemeinschaft-
lichen Versammlung des Senats und der Bürgerschafteidlich

u verpflichten. Die Form dieser eidlichenVerpflichtung be-

stinmtdas Gesetz.
Art. 16.

Die Mitglieder des Senats erhalten ein gesetzlichzu be-

stimmendesHonorar.
Art. 17.

Der Senat wählt, in geheimerAbstimmung, aus Seiner
Mitte einen ersten und einen zweiten Bürgermeister für die
Dauer eines Jahres zu Vorsitzenden.

Kein Bürgermeister darf länger als zwei Jahre nach
einander fungiren.

Art. 18.

Der Senat schreibt die Wahlen zur Bürgerschaft aus
und verfügt die Zusammenberufungderselbenvermittelst ihrer
Kanzlei noch ihrer gänzlichenoder theilweisen Erneuerung,
sowie in Gemäßheit der Bestimmung Art. 50 unter 1.

Er hat das Recht, den Bürger-Ausschußzu berufen.

Art. 19. S. 350.

Der Senat, als Inhaber der vollziehenden Gewalt, ist
die obersteVerwaltungsbehörde; er übt die Aufsicht aus über
sämmtlicheZweige der Verwaltung. Auch steht ihm die Ober-
aufsichtzu über sämmtlicheJustizbehörden.

Art. 20.

Der Senat hat die gesetzlicheOrdnung aufrecht zu er-

halten, und die Sicherheit des Staates zu wahren.

Art. 21.

Hinsichtlichdes HamburgischenContingenteszum Reichs-
heerewerden die nach der Verfassungund den Gesetzendes
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DeutschenReiches den Contingentsherren zustehendenRechte
vom Senate ausgeübt, soweit nicht besondereConventionen

S. 360.

ein Anderes bestimmen.

Art. 22.

Der Senat vertritt den Staat in seinemVerhältniß zum
DeutschenReiche und zum Auslande.

Er leitet die Reichs- und auswärtigen Angelegenheiten
des HamburgischenStaates, führt die auf dieselbenbezüglichen
Verhandlungen, ernennt die Bevollmächtigten bei anderen
Staaten und zum Bundesrathe des DeutschenReiches. Er
schließtdie Staatsverträge, hat aber vor Ratificirung derselben
die Zustimmung der Bürgerschaft einzuholen.

Art. 23.

Die dem Staate zustehendeOberaufsichtüber die bürger-
lichen und religiösen Gemeinden wird vom Senate ausgeübt.

Art. 24.

Das Recht, eine Strafe durch Begnadigung zu mildern
oder zu erlassen,steht dem Senate zu.

Eine Ausnahme findet statt in den Fällen des Art. 53,
in welchenFällen der Senat das Begnadigungsrechtnur auf
Antrag oder mit Zustimmung der Bürgerschaft ausüben kann.

Art. 25.

Die Gesetzgebungwird bestimmen,welchehöhere Beamte

vom Senate zu ernennen oder zu bestätigen,oder aus einem
ihm von der betreffendenDeputation vorzulegendenWahl-

aufsatzu wählen sind. Ist aurhdie Verfassungoder Gesetz-

J ungnichts darüber verfügt, so steht die Ernennung dem
enate zu.

Art. 26.

Die dem Staate zu leistenden Eide und die an deren
Stelle tretenden Verpflichtungenwerden, so weit die Verfassung
oder die Gesetzenicht anderweitig darüber bestimmen, vor
dem Senate abgelegt.
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Art. 27.

Die Mitglieder des Senats sind dem Staat dafür ver-

antwortlich, daß durch ihre Amtsführung weder die Verfassung

nochdie in anerkannter Gültigkeit bestehendenGesetzeverletzt
werden. .

Die Bestimmungen über den Umfang und die Geltend-
machung dieser Verantwortlichkeit und die Theilnahme der
Bürgerschaftan solcherGeltendmachung,sowieüber die desfalls
zuständigenGerichte, sollen durch ein Gesetzfestgestelltwerden.

Ueber die etwaigen Ansprüche von Privatpersonen an

Verwaltungsbehördenund Beamte bestimmt Art. 89.

Dritter Abschnitt.
Die Bürgerschaft.

Art. 28.

Die Bürgerschaft besteht aus ein Hundert und sechszig
Mitgliedern.

Art. 29.

Von diesenwerden Achtzigdurchallgemeinedirekte Wahlen
mit gebeimerStimmabgabe gewählt. Zu der Theilnahme an

dieser Wahlsind alle Bürger berufen. Das Nähere und die
Art der Wahl bestimmt das Wahlgesetz.

Art. 30.

Die übrigen 80 Mitglieder bestehen:
1) aus vierzig Abgeordneten, welche in geheimer Ab-

stimmungvon denjenigenBürgern, welcheEigenthümer von

innerhalb der Stadt, Vorstadt und der Vororte belegenen
Grundstücken sind, gewählt werden. Das Nähere bestimmt
das Wahlgesetz.

2) aus vierzig Abgeordneten, welche durch direkte Wahl
mit geheimerStimmabgabe von denjenigenBürgern erwählt
werden, welche Richter, Handelsrichter, Mitglieder der Vor-

munkschaftsbegordbürgerliche Mitglieder der Verwaltungs-
behörden,der Handels=oder Gewerbe-Kammer sind oder gewesen
sind. Das Nähere bestimmt das Wahlgesetz.
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Art. 31.

Von der Ausübung des Wahlrechtes ausgeschlossensind:
1) Diejenigen, welchenoch nicht das fünf und zwanzigste

Lebensjahr vollendet haben;:
2) Diejenigen, welchekeine Einkommensteuerbezahlenoder

zur Zeit der Ausschreibungder Wahlen mit derselbenim Rück-
stande sind, falls sie nicht vor Abschluß der Wähler-
listen den Nachweis liefern, daß sie die rückständige
Einkommensteuer bezahlt habenl.

3) Diejenigen, welche entmündigt sind;
4) Diejenigen, über deren Vermögen das Konkursverfahren

eröffnet ist, bis sie von allen Ansprüchenihrer Gläubiger be-

freiet sind;
5) Diejenigen, denen durch strafrechtlichesUrtheil die

bürgerlichen Ehrenrechte entzogen sind, während des dafür
festgesetztenZeitraumes;

6) Diejenigen, welchesich in Straf= oder Untersuchungs-
haft befinden.

Art. 32.

Zur Bürgerschaft wählbar ist nur der zur Theilnahme
an der Wahl Berechtigte, welcher das dreißigste Lebensjahr
vollendet hat und seit mindestens drei Jahren seinenWohnsitz
oder seinenGeschäftsbetriebim HamburgischenStaatsgebietehat.

Art. 33.

Kein Mitglied der Bürgerschaft kann hinsichtlich seines
Verhaltens in derselbengültige Verpflichtungen gegen seine
Wähler übernehmen:ebensowenigkönnen einem Mitgliede der

Bürgerschaft von seinen Wählern bindende Vorschriften er-

theilt werden.

Art. 34.

Jeder in die BürgerschaftGewählte ist zur Annahme der
Wahl verpflichtet. Die Weigerung zieht den Verlust des
Bürgerrechtes so wie der öffentlichenAemter und Ehrenstellen
nach sich. Eine Befreiung von diesemPräjudiz, so wie die

1 Die gesperrten Worte sind Zusatz der 2. Verfassungsände-

rungv. 2. November 1896 81 (Gesetzsammlung3## 53 S. 94). S. oben
. J.
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Entlassung eines bereits eingetretenenMitgliedes der Bürger-
schaft,kann, unbeschadetder in den Art. 35 und 36 enthaltenen
Bestimmungen, nur durch Beschluß der Bürgerschafterfolgen.

Wer schJahre lang der Bürgerschaft angehört hat,
darf für die nächsteWahlperiode eine Wiederwahl ablehnen.

Art. 35.

Die Mitglieder des Senats können nicht in die Bürger-
schaft gewählt werden. GeweseneSenatsmitglieder sind wähl-
bar, können aber die Wahl ablehnen.

Art. 36. S. 32.

Besoldete öffentlicheAngestellte,deren amtlicheoder dienst-
liche Functionen ihren ausschließlichenGeschäftsberufbilden,
sind zur Bürgerschaftnicht wählbar. Ausgenommen von dieser
Bestimmung sind die rechtsgelehrtenRichter, die Geistlichen
aller Confessionenund die Professorendes Gymnasiums, wenn

sie den Erfordernissen des Art. 32 genügen. Doch haben
Geistliche und die Professoren des Gymnasiums das Recht,
die Wahl abzulehnen.

Art. 37.

Ueber die Gültigkeit der Wahlen entscheidetdie Bürger-
schaft.

Art. 38.

Die Mitglieder der Bürgerschaft werden auf sechsJahre
gewählt. Alle drei Jahre tritt die Hälfte der durch jeden der
drei Wahlkörpergewählten Mitglieder aus.

Art. 39.

Die in Gemäßheitdes Art. 38 aus der Bürgerschaft aus-
tretenden Mitglieder können wieder gewählt werden.

Art. 40.

Spätestens sechsWochen vor dem Termine der theilweisen
Erneuerung der Bürgerschaft (Art. 38) wird der Senat die
neuen Wahlenanordnen, und zwar so zeitig, daß sienochvor

dem Erneuerungstermin vollendet sein können.
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Art. 41.

Bei der im Art. 38 bestimmten theilweisen Erneuerung
der Bürgerschaft ist der Senat verpflichtet, die Bürgerschaft

zunerhastacht Tagen nach dem Erneuerungstermin zusammen
zu berufen.

Mit dem Termine für die theilweise Erneuerung der
Bürgerschaft hören die Functionen der bisherigen Bürger-
schaft auf.

Art. 42.

Ein Mitglied der Bürgerschaft, welchesseineWählbarkeit
verliert, tritt aus der Bürgerschaft.

Art. 43.

Bei eintretender Vacanz wird durch den Senat die Neu-
wahl ausgeschrieben;dieselbegeschiehtnur für den nochübrigen
Theil der Zeit, für welche der Ausgeschiedene gewähltwar.

Die Wahl kann, namentlich in den letzten sechs Monaten vor

dem Termine der verfassungsmäßigentheilweisenErneuerung
der Bürgerschaft (Art. 38), für einige Zeit ausgesettwerden,
wenn Senat und Bürgerschaft darüber einverstandensind.

Art. 44.

Die Mitglieder der Bürgerschaft verwalten ihr Amt un-

entgeltlich.
Art. 45.

Die Bürgerschaftist beschlußfähig,wenn mehr als Achtzig
Mitglieder anwesendsind. Eine Abstimmung und eine Wahl
ist ohne Rücksichtauf die Zahl der abgegebenenStimmen
ültig, wenn während derselbendie Gegenwart einer beschluß-shigenAnzahl von Mitgliedern constatirt ist.

Ueber die Beschlußfähigkeitfür Anberaumung der Sitzungs-
zeiten, Tagesordnung, so wie für andere die Geschäftsbehand-
lungbetichsendeFragen bestimmt die Geschäfsordnung,Anträge des Senats, welche derselbe als dringlich be-
zeichnet,sind vor allen anderen Gegenständenzur Verhandlung
zu bringen, und darf eine Vertagung der Bürgerschaft, wenn
ein vom Senat als dringlich bezeichneterGegenstand noch
nicht zur Abstimmung gekommen sein sollte, nur auf den.
nächstenWerktag erfolgen.
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Art. 46.

Die Sitzungen der Bürgerschaft sind öffentlich. Aus-
nahmsweise tritt, auf Verlangen von mindestenszehn Mit-
gliedern oder des Senats, die Bürgerschaftin geheimerSitzung
zusammen,in welcher sie nach Anhörungdes Antrages, für
welchen die geheimeSitzung verlangt wird, zerstbeschließt,
ob die Sitzung für die Behandlung des in Redestehenden
Gegenstandeseinegeheimebleiben soll.

Einem Antrage des Senats auf geheimeSitzung muß,
wenn der Antrag 60|auf Reichs=und auswärtige Angelegen-
heiten bezieht, von der Bürgerschaltohne Weiteres, Folge
gegeben werden. Auch sind die Sitzungenausnahmsweise
geheim,wenn der Bürger-Ausschuß dem Antrage des Senats
auf eine geheimeSitzung beitritt.

Deputationen werden weder in den Versammlungender
Bürgerschaft noch in den Sitzungen der Ausschüssezugelassen.

Eingaben an die Versammlung müssen schriftlich und,
insofern sie nicht von Behörden ausgehen:immer durch ein
Mitglied der Versammlung,welchesdadurch mit dem Inhalt
der Eingabe sicheinverstandenerklärt, dem Präsidentenüber-
reicht oder eingesandtwerden.

Art. 47.

Ueber die Art der Abstimmung in der Bürgerschaft be-

stimmtdie Geschäftsordnung. Jedoch muß die Abstimmung,

selsmindestenszehn Mitglieder es verlangen, eine geheime
ein.

Art. 48. S. 366.

Kein Mitglied der Bürgerschaft kann für seineAeußerun-
en oder Nbstimmungenin der Bürgerschaft oder deren Aus-

shüssenzur Verantwortung gezogen werden.
Die Bürgerschafthat, nach Maaßgabe der Geschäfts-

ordnung, wegen Ordnungswidrigkeitenoder Pflichtverletzungen,
gegen ihre Mitgliederauf disciplinarischemWegezu verfahren.

Art. 49.

Von dem Sitzungs-Protokoll der Bürgerschaft ist dem
Senate baldthunlichst Abschriftmitzutheilen.

DeutscheStaatsgrundgesetze. X. Abteil. III. 2
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Art. 50.

e Bürgerschaftwird vermittelst ihrer Kanzlei zusammen-
erufen:

1) uf Anordnung des Senats,
2) auf Beschluß des Bürger-Ausschusses,
3) auf ihren eigenenBeschluß,
4) wenn netihrer letztenSitzung mehr als volle drei Monate

verflossen sind, auf das an den Präsidenten der Bürger-

schaftgerichteteVerlangen von wenigstens Dreißig Mit-
gliedern.

In den Fällen unter 2, 3 und 4 ist dem Senate zwei
Werktage vor der Sitzung die Tagesordnung mitzutheilen.

Art. 51.

Die von der Bürgerschaft erwählten Ausschüssekönnen
sich wegen der zur Vorbereitung ihrer Arbeiten erforderlichen
Auskunft direct an den Senat oder an den Chef der betreffenden
Verwaltungsbehörde wenden, haben auch das Recht, solche
Auskunft von jedemStaatsangehörigen in eben dem Umfange,
in welchem derselbesie öffentlichen Verwaltungsbehördenzu
ertheilen schuldig ist, zu verlangen. Doch dürfen Beamte
über die in ihren amtlichen Wirkungskreis fallenden Ange-
legenheiten nicht ohne Genehmigung des ihnen vorgesetzten
Senatsmitgliedes Auskunft ertheilen; die Genehmigunghierzu
kann nur aus besonderenGründen, über welcheeventuell der
Senat zu entscheidenhat, verweigert werden.

Art. 52.

+ Die Bürgerschafterwählt für die sämmtlichenVerwaltungs-
behörden die bürgerlichen Mitglieder,welche nicht von einem
anderen Collegium deputirt sind, aus einem von der be-
treffenden Verwaltungsbehörde mit drei Namen für jede er-

ledigte Stelle vorzulegendenWahlaufsatze,welchemjedoch ein
vierter Namen seitens des Bürger-Ausschussesdurch einen mit

mindestenszweidrittel Mehrheit gefaßtenBeschluß himugefügt
werden kann. An der Entwerfung des Wahlaufsatzesnehmen
die Senatsmitglieder der betreffenden Verwaltungsbehörden
keinen Theil. 1.

+#Bei den öffentlichenmilden Stiftungen bleibt es bei der
bisherigen Wahlart. #
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Erste Verfassungsänderung. S. oben S. 3. Die—

selbe betraf nur Art. 52 Abs. 2.

Bekanntmachung,
betreffend Abänderung des Artikel 52 der Verfassung.

Der Senat hat in Uebereinstimmung mit, der

Bürgerschaftin den für Verfassungs-Aenderungen
vorgeschriebenen Formen beschlossen und verkündet
hierdurch, was folgt:

Artikel 52 der Verfassung vom 13. October
1879 wird dahin abgeändert, daß der Schluß-
satz:hee den öffentlichenmilden Stiftungen
bleibt es bei der bisherigen Wahlart"“
in Wegfall kommt.

Gegeben in der Versammlung des Senats,
Hamburg,den 6. Juli 1888.

Zweite Verfassungsänderung. S. oben S. 3.

Gesetz, betreffend Abänderung einiger Bestimmungen
der Verfassung vom 13. October 1879. Gegeben den

2. November 1896.

62.
Art. 52 der Verfassung lautet hinfort:

Die Bürgerschaft erwählt für die Verwaltungs-
behörden die bürgerlichen Mitglieder, welche nicht von

einem anderen Collegium deputirt sind, aus einem
von der betreffenden Verwaltungsbehörde mit drei
Namen für jede erledigte Stelle vorzulegenden Wahl-
aufsatze, jedoch der Wahlfreiheit unbeschadet.

Bei den Wahlen in die Finanz-Deputation ist der

Wahlaufsatz bindend. Es kann jedoch vom Bürger-
Ausschuß bei diesen Wahlen ein vierter Name durch
einen mit mindestens Zweidrittelmehrheit gefaßten

Beschlußdem Aufsafhinzugefügt werden.
un der Entwerfung des Wahlaufsatzes nehmen

die Senatsmitglieder der betreffenden Verwaltungs-
behörde keinen Theil.

2*
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Art. 53.

Ueber die verfassungsmäßigeTheilnahmeder Bürgerschaft
an der Geltendmachungder den Mitgliedern des Senats und
der Behörden dem Staate gegenüberobliegendenVerantwort-
lichkeit, daß durch ihre Amtssührungdie Verfassung und die
in anerkannter Gültigkeit stehenden Gesetzenicht verletztwerden,
ist, ebensowie über den Umfang jenerVerantwortlichkeit und
über die desfalls zuständigenGerichte,das Nähere durch ein
Gesetzfestzustellen.

An den Abstimmungen über Fragen der Controlle oder
der Verantwortlichkeit nehmen die etwa in der Bürgerschaft
sitzendendavon betroffenen Mitglieder der bezüglichen Ver-

waltungs-Deputation oder die etwa darin sitzendenvon der

Sache betroffenenBeamten keinen Theil.

Vierter Abschnitt.
Der Bürger-Ausschuß.

Art. 54.

Die Sürgerschastwählt aus ihrer Mitte den aus zwanzi
Mitgliedern bestehendenBürger-Ausschuß, unter denen jedöch
nur fünf Rechtsgelehrteein dürfen.

Der Präsident der Bürgerschaftist Mitglied des Bürger-

AusschussesDie Wahl der übrigen neunzehn Mitglieder
erfolgt durch Stimmzettel, und zwar in der Weise, daß jedes
anwesendeMitglied der Bürgerschaft einen ihm zum Ausschuß-
Mitgliede geeignetscheinenden Abgeordnetenbezeichnet. Wer

durchdie Stimmzettel von mindestens ein Viertel der An-
wesendenals Ausschuß-Mitglied bezeichnetwird, ist dadurch
als solchesgewählt.Diese Wahlhandlung wird so oft wieder-
holt, als die herzustellendeZahl von neunzehn Ausschuß-
Mitgliedern es nothwendig macht. Wenn bei einer Wieder-
holung mehr Personen,als zur Vervollständigungjener Anzahlannocherfordertwerden, die genügendeStimmenzahl erhalten,
so entscheidetunter diesendie größere Zahl der erhaltenen
Stimmen, und bei etwaiger Stimmen-Gleichheit das Loos.
Ebensowird bei Ergänzungs-Wahlenverfahren.

Art. 55.

Diejenigen Mitglieder des Ausschusses,welche aus der
Bürgerschaft austreten, scheidenauch aus dem Ausschusseund
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werden durch neue Wahl ersetzt,können aber im Falle derS. 266.

Wiederwahl in die Bürgerschaft auch wieder in den Bürger-
Ausschußgewählt werden.

Art. 56.

Die in den Bürger-Ausschußgewählten Mitglieder sind,
vorbehältlich ihrer Entlassung durch die Bürgerschaft, zur
einmaligen Annahme der Wahl und zur Führung diesesAmtes
bis zu ihrem Austritte aus der Bürgerschaft verpflichtet; mit
Ausnahme derer, die Mitglieder eines Gerichtes oder der
Finanz-Deputation sind. Die Nichterfüllung dieser Pflicht hat
dieselbenFolgen wie bei der Wahl zur Bürgerschaft(Art. 34).

Art. 57.

Der Bürger-Ausschußwird durch seinenVorsitzendenoder
durch den Senat zusammenberufen.

Art. 58.

Der Bürger-Ausschußist beschlußfähig,sobaldwenigstens
zwölf Mitglieder anwesend sind.

gß

Art. 59.

Die Sitzungendes Bürger-Ausschussessind nicht öffentlich.

Art. 60.

Der Bürger-Ausschuß ist befugt:
1) auf Antrag des Senats außerordentliche,im Budget

nicht aufgeführte Ausgabenbis zu dem bei Gelibung.des

BudgetsfürunvorhergeseheneAusgaben festgestelltenTotal-
belauf, so wie solchenicht schon im regelmäßigenGange der
Verwaltung liegende Veräußerungen von Staatsgut, welche
den Belaufvon .7 5000 nicht übersteigen, mitzugenehmigen;

2) auf Antrag des Senats in dringlichen Fällen gesetz-
liche Verfügungen von geringererBedeutung bis zur künftigen
Zustimmung der Bürgerschaftmitzugenehmigen;

3) vom Senate Auskunft über Staatsangelegenheitenzu
verlangen — die entsfrechendeVerpflichtung des Senats er-

leidet eine Ausnahme in ttrefobschwebenderVerhandlungen
in Reichs=und auswärtigen Angelegenheiten—;

4) die Zusammenberufungder Bürgerschaftzu veranlassen;
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5) der Bürger-Ausschuß ist verpflichtet die Einhaltung
der Verfassung und der auf das öffentliche Recht bezüglichen
Gesetzezu überwachen. Etwaige Verletzungen derselben hat
der Bürger-Ausschuß, sofern Reclamationen beim Senate eine

befriedigendeErledigung nicht herbeigeführt haben sollten, der
Bürgerschaft zur Erwägung und eventuell zum Behuf der
weiteren im Wege des für die Gesetzgebungvorgeschriebenen
Verfahrens einzuleitendenMaaßregeln zur Anzeigezu bringen.

Fünfter Abschnitt.
Die Gesetzgebung.

Art. 61.

Die Gesetzgebungberuht auf dem übereinstimmendenBe-
schluß des Senats und der Bürgerschaft.

Das Vorschlagsrecht steht sowohldem Senate als der
Bürgerschaft zu.

Der Senat verkündet die Gesetze,vollzieht dieselbenund
erläßt die nöthigen Vollzugsverordnungen.

Art. 62.

Gegenständeder Gesetzgebungsind namentlich:
Die Erlassung, authentischeAuslegung, Abänderung und

Aufhebung von Gesetzenüber Gegenständedes öffentlichen
und des Privatrechts;

Auflegung, Prolongirung, Veränderung oder Aufhebung
von Steuern und Abgaben;

Abschließung von Staats-Anleihen;
Veräußerung von Staatsgut, welchenicht schon im regel-

mäßigen Gange der Verwaltung liegt (unbeschadetder Be-
stimmung des Art. 60 sub 1);

Grenzregulirungen;
Ertheilung ausschließlicherPrivilegien;
Enteignung von Privateigenthum;
Genehmigung des, vom Senate mit den Specialetats der

Bürgerschaft vorzulegendenVoranschlagesder gesammtenEin-
nahmen und Ausgaben des Staates, für das nächsteJahr,
im Ganzen und in den einzelnenTheilen, sowie etwaige Nach-
bewilligungen.

Ratification von Staatsverträgen.
Ertheilung einer Amnestie.
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Art. 63.

Nach Ablauf eines jedenRechnungsjahreshat der Senat
baldthunlichst die Abrechnung über die Einnahmen und Aus-
gaben des verflossenenJahres, der Bürgerschaft zur Prüfung
vorzulegen.

rt. 64.

8 1. Die Versammlungen des Senats und der Bürger—
schaft können unabhängig von einander stattfinden.

18 2. Die gegenseitigenamtlichenMittheilungen erfolgenS. us.

schriftlich. Dieselben werden, insofern sie in öffentlicher Ver-
sammlung der Bürgerschaft berathenzu werden bestimmt sind,
in der Regel dem Druck übergeben.

§53. Der Senat kann zu den Verhandlungen der Bürger-
schaft aus seiner Mitte oder anderweitig zu ernennende Com-
missarienabordnen. Dieselben sind befugt an den Berathungen
Theil zu nehmen und ist ihnen jederzeit auf ihr Verlangen
das Wort zu ertheilen. Hat ein SenatscommissarnachSchluß
der Discussion das Wort erhalten, so gilt dieselbedamit für
wieder eröffnet.

&*4. Auf Wunsch der Bürgerschaft ist der Senat zur
Absendung von Commissarien zu den Verhandlungen über

Senatsanträge verpflichtet.
Art. 65.

Die Bürgerschaft ist berechtigt, vom Senate Auskunft
über Staats-Angelegenheitenzu verlangen. Die entsprechende
Verpflichtung des Senats erleidet eine Ausnahme in Betreff
obschwebenderVerhandlungen in Reichs= oder auswärtigen
Angelegenheiten. Die Gegenstände, über welche Auskunft
verlangt wird, sind vorher schriflichdem Senate mitzutheilen,
dem es sodann freisteht, die verlangte Auskunft schriftlichoder
mündlich durch Commissarien mitzutheilen. Bezeichnet die
Bürgerschaft ein Auskunftsersuchenals dringlich, so hat der
Senat seine Antwort bis zur nächstenSitzung der Bürger-
schaftzu ertheilen, oder die Gründe anzugeben,welche ihn an
Ertheilung einer Auskunft überhaupt oder zurZeit verhindern.

Art. 66.

Der Senat wird bei der Vorbereitung der an die Bürger-
schaftzu stellendenAnträge, soweit thunlich, die zuständigen
Verwaltungs-Deputationenzu Rathe ziehen.
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Art. 67.

Anträge, welche von einem oder mehreren Mitgliedern
der Bürgerschaft eingebrachtsind, können durch Verneinung
der Vorfrage, ob sie in Betracht zu ziehenseien,ohne weitere
Berathung beseitigt werden. Es geschiehtdies, wenn ein
Mitglied vor Erösfnungder Discussion eine Abstimmung über
die Vorfrageverlangt, und die sofort, nachdemdem Antrag-
steller Gelegenheitzur Begründung geineAntrages gegeben
ist, ohne weitere Discussion vorzunehmendeAbstimmung eine
Mojorität von wenigstens zwei Drittheilen der Anwesenden
für die Verneinung ergiebt. #

Anträge des Senats an die Bürgerschaft können nicht
durch die Vorfragebeseitigt werden, sondern sind immer in
Betracht zu ziehen.

Art. 68.

Jeder Antrag, welchernicht durch die Vorfrage beseitigt
worden, muß, bevor derselbe als angenommen gelten kann,
einer zweinaligenBerathung und Abstimmung unterzogen
werden, es sei denn, daß bei der ersten Abstimmungmindestens
wei Drittheile aller an derselbenTheil nehmendenMitgliedersichfür die Annahme erklärt hätten.

Durch einfacheMajorität der Anwesendenwird bestimmt,
wann die zweiteBerathung und Abstimmung stattfinden soll;
dochdarf sienicht an demselbenTage mit der erstenstattfinden.

Ein Antrag gilt für angenommen, wenn derselbe bei
beidenabstimmungendie einfacheMajorität erhalten hat.

Ueber einen Antrag über den die Bürgerschaft bereits
definitiv beschlossenund dem der Senat sich nur mit Modi-
ficationen zustimmig erklärt hat, beschließtdie Bürgerschaft
mit einfacherMehrheitohne daßes einer abermaligenzweiten
Berathung bedarf.

Art. 69.

Wenn der Antrag des Senats von der Bürgerschaft
nicht ohne Weiteres, sondern nur mit Modificationen oder
Bedingungenangenommen worden ist, und der Senat beschließt
den letzterenseineZustimmung zu ertheilen, so kann dies durch
eine einfacheMittheilung an den Bürger-Ausschußgeschehen,
und dadurch der übereinstimmendeBeschlußdes Senats und
der Bürgerschaft (Art. 61) herbeigeführtwerden. Dasselbe
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abgekürzteVerfahren kann Statt finden, wenn der Senat
einen selbstständigenAntrag der Bürgerschaft unverändert ge-
nehmigenwill.

Wenn ein Antrag des Senats von der Bürgerschaft,
oder ein Antrag der Bürgerschaft vom Senate abgelehnt wird,

". bleibt beiden Theilen die Erneuerung der Anträge in der-
elben oder in veränderter Form unbenommen, bis von dem

einen oder dem anderen Theil eine Vermittlungs-Deputation
(Art. 70) beantragt wird. Dasselbe ist der Fall, wenn ein

Antrag mit Modificationen oder Bedingungen angenommen
worden, denen der andere Theil seine Zustimmung nicht er-

theilen will.
Art. 70.

Zeigt sich bei der Verhandlung über die wiederholten
Anträge zwischendem Senate und der Bürgerschaft eine be-

harrliche Meinungsverschiedenheit,so wird auf den Antrag
des einen oder des anderen Theiles eine Deputation von neun

Mitgliedern (falls man sich nicht etwa über eine andere Zahl
einigt), bestehendzu einem Drittheile aus Mitgliedern des
Senats und zu zwei Drittheilen aus Mitgliedern der Bürger-
schaft niedergesetzt,welcheüber Vermittlungsvorschlägezu be-

rathen und demnächstzu berichtenhat.

Art. 71. S. 370.

Wird in Folge des von dieserDeputation zu erstattenden
Berichtes oder der von ihr zu machendenVorschläge,nachdem
Senat und Bürgerschaft wiederum darüber berathenhaben,
dieMeinungsverfiedenheitnicht ausgeglichen,so kommt es

auf die Beschaffenheitdes Gegenstandesan.

1) Betrifft die Meinungsverschiedenheitdie Auslegung
der Verfassungoder von Gesetzen,oder ein von dem Senate
oder der Büterschaftauf den Grund der Verfassung oder
eines Gesetzes behauptetesRecht, oder die Frage, ob ein Mit-

lied des Senats oder der Behördenwegen Verletzung der
erfassung oder eines in anerkannter Gültigkeit stehenden

Gesetzeszur gerichtlichenVerantwortung zu ziehen sei, so ist
die Streitfragedurch das Reichsgerichtzu annscheidenund ist
sowohl der Senat als auch die Bürgerschaft berechtigtzu
verlangen, daß dieseEntscheidungeintrete.

2) Betrifft die Meinungsverschiedenheiteinen anderen
Gegenstand, bei welchemdie gemeinschaftlicheBeschlußnahme
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des Senats und der Bürgerschaft erforderlich ist, so bleibt
die Sache bis zu einer gegenseitigenVerständigung unerledigt.
Stimmen aber beide Theile darin überein, daß die uscheidungohne wesentlichenNachtheil für das Gemeinwesennicht aus-

gesetztwerden dürfe, während sie sich nur über die Modalität
derselbennicht verständigen können, so ist die Sache durch
den Ausspruch der in den folgenden Artikeln näher bezeich-
neten Entscheidungs-Deputationzu erledigen.

Handeltes sichdabei um die Prolongation oder Erneuerung
eines nur auf eine bestimmteZeit bewilligten Gesetzes,und
ist vor Ablauf dieser Zeit die Einsetzungeiner Entscheidungs-
Deputation beschlossen,so ist das Gesetzals bis zu der er-

folgenden Entscheidungprolongirt anzusehen.
Eine Abänderung der Verfassung oder solchergesetzlicher

Bestimmungen, durch welche Rechte des Senats oder der
Bürgerschaftfestgestellt worden sind, darf niemals durch den
Ausspruch einer Entscheidungs-Deputation herbeigeführt
werden.

Art. 72.

Die Entscheidungs-Deputationbestehtaus einer gleichen
Anzahl von Mitgliedern des Senats und der Bürgerschaft,
und zwar in der Regel aus sechszehnMitgliedern, acht von

jeder Seite. Mit beiderseitigerZustimmung kann diese Zahl
vermehrt oder vermindert werden.

Die Mitglieder des Senats werden durch das Loos be-
stimmt. Dasselbe wird unter allen in Hamburg anwesenden
Mitgliedern des Senats gezogen.

Die Mitglieder der Bürgerschaft werden in folgender
Weise bestimmt:

SämmtlicheanwesendeMitglieder der Bürgerschaftwerden
durch das Loos in so viele Abtheilungen von möglichstgleicher
Anzahl getheilt, als bürgerschaftlicheMitsglieder für die De-

putationzu wählen sind. Jede dieserAbtheilungen wählt
urch Stimmzettel aus ihrer Mitte mit absoluter Stimmen-

mehrheit ein Mitglied für die Deputation. Ist eine etwa
vorhandene Stimmengleichheit durch eine abermaligeAbstim-
mung nicht zu beseitigen,so entscheidetdas Loos.

DieBichungder Entscheidungs-Deputationerfolgt in einer
vom Senate anzusetzendengemeinschaftlichenSitzung des Senats
und der Bürgerschaft und zwar wird das Loos, um die Mit-
glieder des Senats für die Deputation zu bestimmen, durch
die jüngstenMitglieder des Bürger-Ausschusses,und das Loos
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fürdie in der Bürgerschaft zu bildenden Wahlabtheilungen
urch die jüngsten Mitgliederdes Senats gezogen.

Art. 73.

In derselbengemeinschaftlichenSitzung des Senats und
der Bürgerschaft, oder wenn nicht alle für die DeputationausgelootenSenatsmitglieder anwesendsein sollten, in einer
des Endes vom Senate anzusetzendenanderen Sitzung, wird
den sämmtlichenMitgliedern der Deputation durch den ersten
oder zweiten Präsidenten des Senats oder wenn dieser selbst
in der Deputation sein sollte, durch das älteste nicht darin
befindlicheSenatsmitglied folgender Eid abgenommen:

„Ich gelobe und schwörezu Gott dem Allmächtigen,
daß ich in der zwischendem Senate und der Bürgerschaft
wegen deren Meinungsverschiedenheitnicht erledigten An-

gelegenheit,zu deren Entscheidungich verfassungsmäßigbe-
rufen bin, bei meiner Abstimmung und meinem Ausspruche
nur das allgemeineBeste vor Augen haben, nur nachmeinem
besten Wissen und Gewissenhandeln, mich weder durch
Freundschaftnoch durch Feindschaftgegen den Senat oder
die Bürgerschaft, oder die einzelnen Mitglieder derselben
oder gegen sonst Jemand, noch auch durch irgend eines
anderen Befehl, Autorität oder Uberredung, geschweigedenn
durch meinen eigenen oder der Meinigen Prigtorheidabei leiten oder bestimmenlassen, vielmehr so wie ich es

nach meinem Gewissen dem Staate nützlich und vor Gott
verantwortlich befinden werde thun und handeln, und auch,

sowohlwas ich selbst, als was meine Mitdeputirten bei
er uns zur EntscheidungaufgetragenenSachevotiren, thun

und lassenwerden, niemals irgend einem Menscheninner-

halb oder außerhalb des Senats und der Bürgerschaft
offenbaren,sondern solchesAlles als ein theuer Geheimniß
mit in das Grab nehmenwill. So wahr mir Gott helfel!“

Art. 74.

Die so erwählte und beeidigteEntscheidungs-Deputation,
in der das erste der dazu gehörendenSenatsmitglieder den
Vorsitz führt, hat innerhalb vierzehn Tagen nach ihrer Be-
eidigungin geheimerSitzung durcheinen mit absoluterStimmen-
mehrheit zu fassenden Beschluß die streitige Sache endgültig S. 312

zu entscheiden.Der von ihr Behufs solcherEntscheidungzu
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fassendeBeschlußhat ohneWeiteres mit einem Senats= und
Bürgerschlussevöllig gleicheKraft und Gültigkeit. Derselbe
ist in zweiFleichlautendenExemplaren niederzuschreibenund
von allen äitbliedernzu unterzeichnen,und, nachdemdas
eine Exemplar dem Präsidenten des Senats, das andere dem
Vorsitzendender Bürgerschaft durch ein Mitglied der Depu-
tation zugestelltworden, durch den Senat zu publiciren.

Sollte es der Deputation auch bei wiederholter Umfrage
nicht gelingen, eine etwa entstandene Stimmengleichheit zu
beseitigen,so wird eine Sub-Deputation von fünf Mitgliedern
durch das Loos und zwar in der Art gewählt, daß alle Mit-
glieder der Deputation ohne Unterschied, ob sie dem Senate
oder der Bürgerschaftangehören,in's Loos gebrachtund daraus
fünf Namen gezogen werden. Die Mehrheit der Stimmen
unter diesen fünf Sub-Deputirten entscheidetendgültig über
die Punkte, über welchein der Deputation Stimmengleichheit
Statt fand.

Art. 75.

Alle Mitglieder des Senats oder der Bürgerschaftewelche
zu Mitgliedern der Deputation und eventuell der Sub-De-
putation erwählt worden, sind verpflichtet diese Functionen
anzunehmen;die Weigerung zieht den Berüustdes Bürger-
rechtes,sowie der öffentlichen Aemter und Ehrenstellennach
sich. Von der Verpflichtung in den Sitzungen zu erscheinen,
befreien nur ärztlich bescheinigteKrankheit, Trauerfälle und
ähnlicheVerhinderungsgründe, über deren Kriftigtetdie an-

wesendenMitglieder der Deputation entscheiden. Beidauernder
Verhinderung eines Mitgliedes wird ein Ersatzmann,beziehent-
lich von dem Senate in vorgedachterWeise, oder von der
Bürgerschaft durch die betreffendeWahlabtheilung, welchezu
diesemBehuf wiederum zusammentritt, erwählt.

Sowohl die Deputation als die Sub-Deputation ist nur

dann beschlußfähig.wenn sie vollzählig versammeltist.
Kein Mitglied der Deputation darf sich bei der Abstim-

mung seiner Stimme enthalten.
Weder die Deputation nochirgend ein Mitglied derselben

kann für den gefaßtenBeschluß oder die abgegebeneStimme
zur Verantwortung gezogen werden.

Art. 76.

Macht sich eine abveichendeAnsicht zwischenSenat und
Bürgerschaftdarüber geltend, ob die Meinungsverschiedenheit
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zu der in Art. 71 unter 1) bezeichneten,dem Reichsgericht,
oder zu der daselbst unter 2) bezeichneten,eventuell einer

Entscheidungs-DeputationzugewiesenenKategorie von Mei-
nungsverschiedenheitengehört, so ##isthierüber der AusspruchS. 373.

des Reichsgerichteseinzuholen, welchessich, auch wenn es si
competent erklärt, vorgängig nur *-“jenen Ausspruch, ohne
in die Sache selbsteinzugehen.zu beschränkenhat.

Art. 77.

Die vom Senate und der Bürgerschaft übereinstimmend
beschlossenenoder auf dem in Art. 72—75 bezeichnetenWege
zu Stande gekommenenGesetzehat der Senat innerhalb 14

Tagen zu verkünden.

Sechster Abschnitt.
Die Verwaltung.

Art. 78.

. Die Staatsverwaltung zerfällt nach Beschaffenheitder

Geschäfteund nach Maaßgabe des Bedürfnisses in mehrere
Abtheilungen. Das Gesetzhat die Zahl dieserAbtheilungen
und den Wirkungskreis einer jeden zu bestimmen.1

Art. 79.

#Für jede Verwaltungs-Abtheilung ernennt der Senat
eines seiner Mitglieder zum Vorstande. Demselbenkönnen
noch ein oder zwei Senatsmitglieder beigeordnetwerden. Auch
kann, wenn die Verhältnisse es nöthig machen,ein Wechsel
der Personen eintreten. ##

Zweite Verfassungsänderung. S. oben S. 3.

Das Gesetz, betreffend Abänderung einiger Be-

stimmungen der Verfassung vom 13. Okt. 1879, ge-
geben den 2. November 1896, bestimmt:

§ 3.

Art. 78 und Art. 79 werden gestrichent.
1 S. Revidirtes Gesetzüber die Organisation der Verwaltung. Ge-

gebenden 2. November 1896. Gesetzsammlung1896 33 55. S. 98—115.
iun Kraft seit dem 1. Januar 1897.
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Art. 80.

Die Gesetzgebungverfügt, für welche Zweige der Ver-
waltung Deputationen bestehensollen. Die Letzterenwerden
aus den dazu ernannten Senatsmitgliedern und einer Anzahl
von Bürgern zusammengesetzt.Inwiefern besoldeteBeamte
Mitglieder solcherDeputation seinkönnen, bestimmtdas Gesetz.

Art. 81.

Die bürgerlichen Mitglieder der Deputationen bekleiden
ihr Amt während einer durchdas Gesetzzu bestimmenden
Anzahl von Jahren und verwalten dasselbeunentgeltlich.

Die Wahl dieserMitglieder ist durch Art. 52 geregelt.

Art. 82.

Ausgeschlossenvon der Wählbarkeit zum Mitgliede einer
Deputation sind — sofern nicht durch das Gesetz für
einzelne Behörden eine Ausnahme hemachtwirdi: —

Alle, welche zur Bürgerschaft nicht wählbar sind, sowie die
rechtsgelehrtenRichter.

Art. 83.

Jeder Bürger ist, ausgenommen in den im Art. 84 be-
stimmten Fällen, zur Annahme der Wahl in eine Deputation
und zur Fortführungdes Amtes während der gesetzmäßigen
Zeit verpflichtet,vorbehältlich der Entlassungkurchdie Bürger-
schaft. Die Nichterfüllung dieserPflicht hat dieselben Folgen
wie bei der Wahl zur Bürgerschaft. (Art. 34.)

Ein Mitglied, welches seineWählbarkeit zur Bürgerschaft
verliert, muß aus der Deputation ausscheiden.

Art. 84.

Zur Annahme der Wahl in eine Deputation sind Die-
jenigen nicht verpflichtet, welche am Tage der Wahlhandlung
ihr sechszigstesLebensjahrzurückgelegthaben,sowieDiejenigen,
welche bereits Mitglieder derselbenDeputation gewesenfind
oder dem Bürger-Ausschuß angehören. Auch ist Niemand
verpflichtet, Mitglied zweier Deputationen oder Mitglied einer

1 Die LesperrtenWorte sind Zusatz der 2. Verfassungsände-
rung v. 2. Nov. 1896 F 4 (s. oben S. 3).
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Deputation und Handelsrichter oder Mitglied der Vormund-

chaftsbehördeoder der Handelskammerzu gleicher Zeit zu
ein. Welche Wahlen den Austritt des Gewählten aus an-

eren Deputationen oder Gerichten, deren Mitglied derselbe
ist, nothwendigmachen,oder ihn zu solchemAustritt berechtigen,
bestimmt das Gesetz.

Art. 85.

In jeder Deputation führt ein Senatsmitglied den Vorsitz;
in einzelnenAbtheilungen der Deputation ist dies jedochnicht
nothwendig.

Art. 86.

Jede Deputation faßt ihre Beschlüssemit absoluterStimmen-
mehrheit. Jedochist der Vorsitzendeder Deputation verpflichtet,
gegen einen Beschluß, welcher nach seiner Ansicht der Ver-

fassungoder einem Gesetzzuwiderläuft, oder eine Ueberschreitung
der verfassungsmäßigenGeldbewilligungen veranlassenwürde,
Einspruch zu thun und die Sache dem Senate vorzulegen,
welcher Letztere sodannüber das erhobeneBedenken entscheidet,
unbeschadetder Befugniß der Deputation, die Sache zur
etwaigenEinleitung des im Art. 60 unter 5bezeichneten Ver-
fahrens dem Bürger-Ausschuß vorzulegen.

Art. 87.

Nach Maaßgabe der gesetzlichenBestimmungen ist jedes
Mitglied einer Deputation für die, ihm als Einzelnem

obliegendeAmtsführung dem Staate verantwortlich; der Vor-
sitzendeaußerdemdafür, daß durch die Beschlüsseder Deputation
die Verfassungnicht verletzt werde.

Art. 88. S. 375.

Ueber Beschwerdenin Verwaltungsangelegenheitenent-

scheidetder Senat in letzter Instanz, unbeschadetder gericht-
lichenEntscheidungin dem in Art. 89 vorgeschriebenenFalle.

Art. 89.

Die Verwaltungsbehörden können, ohne daß es einer
besonderenErlaubniß dazu bedarf, von Jedem, der sich durch
ihre amtlichen Handlungen in seinem Privatrechte verletzt
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laubt, auf Entschädigung oder Genugthuung gerichtlich be-

angt werden.
Das Nähere bestimmt das Gesetz.

Art. 90.

Die einzelnen Deputationen sind befugt, dem Senate
Vorschlägeüber die in frenSöschftsrrefallenden Angelegen-
heiten zu machen,und verpflichtet, demselbenüber solcheihnen
vorgelegte GegenständeBerichte und Gutachten zu ertheilen.

Art. 91.

Jeder Verwaltungszweig hat sein Special-Budget für das
nächsteJahr und die Abrechnung über Einnahmenund Aus-
gaben für das verflosseneJahr so zeitig dem Senate ein-
zureichen,daß dieserdas General-Budget und die vollständige
Jahresrechnung rechtzeitig der Bürgerschaft vorzulegen im
Stande ist.

Art. 92.

Die Behörde, welche die Hauptstaatscassezu verwalten
hat, darf niemals einer anderen Behörde eine größereSumme
auszahlen, als dieser letzterenverfassungsmäßigbewilligt ist.
Ausnahmsbestimmungenfür die Anfangszeit des Rechnungs-

sahres,falls das Budget alsdann nochnicht festgestelltsein
sollte, bleiben der Gesetzgebungvorbehalten.

Art. 93.

Zur Förderungder Interessen des Handels erwählt die
Kaufmannschaft, zur Förderung des Gewerbebetriebs wählen
die Gewerbetreibenden einen Ausschuß. Die Art der Wahl,
der Wirkungskreis dieser Ausschüsseund deren Verhältniss
zu den Staatsbehördenwerden durchdie Gesetzgebungbestimmt.

rr-kt

Art. 94.

Der Senat übt die Oberleitung und Oberaussichtüber

das gesammteUnterrichts= und Erziehungswesenvermittelst
einer Oberschulbehördeaus. Das Näherebestimmtdas Gesetz.
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Art. 95.

Sämmtlichemilde Stäftungenund Wohlthätigkeits-Anstal-
ten stehen unter Oberaufsicht des Staates. Das Näherebe-

stimmt das Gesetz.
Art. 96.

Die gesetzmäßigbestehendenund die künftig sichbildenden

religiösenGemeinschaftenverwalten ihre Angelegenheitenselbst-
ständig, jedochunter Oberaufsicht des Staates.

Ueber die Bedingungen für die Bildung neuer religiöser
Gemeinschaftenbestimmtdas Gesetz.

Siebenter Abschnitt.
Die Gemeinden.

Art. 97.

Die Gemeinde-Angelegenheitender Stadt Hamburg werden
in derselbenWeise wie die Angelegenheitendes Staates von

Senat und Bürgerschaft geleitet, insoweitdas Gesetznicht
etwas Anderes bestimmenwird. Die Verhältnisseder Vorstadt
St. Pauli und derjenigenTheile des Landgebietes,auf welche
die Landgemeinde-Ordnung keine Anwendung leidet, werden
durch Specialgesetzegeregelt.

Art. 98.

Die Grundsätze für die Verfassungender Landgemeinden
werden durch das Gesetzbestimmt. Nach Anleitung der Land-
gemeinde-Ordnungwerden diejenigenLandgemeinden, auf welche

nisteeAnwendung findet, ihre Verfassungenselbstständig
eststellen.

Art. 99.

Jeder Landgemeindesthenfolgende Rechtezu, bei deren
Ausübung der Staat die Oberaussichtführt:

1) Freie Wahl der Gemeindevorsteherund Vertreter;
2) Selbstständige Verwaltung der Gemeindeangelegenheiten;
3) Oeffentlichkeit der Verhandlungen der Gemeindevertreter;
4) Selbstbesteuerungzu Gemeindezwecken;
5) Veröffentlichungdes Gemeindezauehaktes.

Deutsche Staatsgrundgesetze. X. Abteil. III. 3

S. 376.
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Art. 100.

Zur Bildung einer neuen Landgemeindeist ein Beschluß
der gesetzgebendenGewalt erforderlich.

Achter Abschnitt.
Schlußbestimmungen.

Art. 101.

Zu einer die Verfassung abändernden Bestimmung ist
erforderlich:
a. ein im Wege der Gesetzgebung,und zwar von der Bürger-

chaft bei Anwesenheit von mindestens drei Viertheilen
ämmtlicher Mitglieder, und mit rhesnerheilsMajoriteter anwesenden Mitgliedergefaßter Beschluß;

b. die Bestätigung diesesBeschlussesder Gesetzgebungdurch
einen ebenfalls bei Anwesenheitvon mindestensdrei Vier-
theilen sämmtlicherMitglieder mit Drei-Viertheils-Majorität
der anwesendenMitglieder, frühestens 21 Tage nach der
ersten Beschlußfassungder Bürgerschaft gefaßtenBeschluß.

Treten weniger als drei Viertheile der in der erforder-
lichen Anzahl anwesendenMitglieder dem Seschlusse,bei, 4ist demselbenkeine weitere Folge zu geben,und der bezügliche
Vorschlag als abgelehnt zu betrachten.

Art. 102.

Im Fall eines Krieges oder Aufruhrs können die ver-

fassungsmäßigenoder gesetzlichenBestimmungenüber Gerichts-
stand, Verhaftung, Haussuchung,Presse und Versammlungs-
recht von dem Senate zeitweilig außer Kraft gesetztwerden.

Doch bedarf dieseSuspension der sofortigen Zustimmung der

HürgerschaftKommt die Bürgerschaftauf erfolgte Berufung
nicht in beschlußfähigerAnzahl zusammen, so hat der Senat
alsbald die Zustimmung des Bürger-Ausschusseseinzuholen.

Art. 103.

Eine solcheSuspensiontritt jedesmal nach Ablauf von

vier Wochen, vom Tage des gefaßten Beschlussesan, außer
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Kraft. Die etwaige Verlängerung derselbenkann immer nur

auf höchstensvier Wochen und nur in derselbenWeise ge-
schehen,wie die ursprüngliche Beschlußnahme.

Gegeben in der Versammlung des Senats, Hamburg,
den 13. October 1879.



Anlage 1.

Das Wahlgeset.
S. 4. M 2. den 19. Januar 1880.

Wahlgesetzfür die Wahlenzur Bürgerschaft.
Der Senat hat in Uebereinstimmung mit der Bürgerschaft

beschlossenund verkündet als Gesetz,was folgt:

I. Wahlberechtigung.

1.
Die hundert und sechszigMitglieder der Bürgerschaftwerden

aus den nach Art. 32, 35 und 36 der Verfassung wählbaren
Bürgern gewählt und zwar:

1) achtzigdurch alle Bürger;
2) vierzig durch diejenigenBürger, welcheEigenthümer von inner-

halb der Stadt, der Vorstadt oder der Vororte belegenen
Grundstückensind;

3) vierzig durch diejenigenBürger, welcheMitglieder der in An-

lage C zu diesem GesetzeverzeichnetenGerichte oder Ver-

“ waltungsbehördensind oder gewesensind.

62.

Ausgeschlossenvon der Ausübung des Wahlrechts sind:
1) Diejenigen, welchenoch nicht das fünf und zwanzigsteLebens-

jahr vollendet haben:
S. ö.2) Diejenigen, welche keine Einkommensteuerbezahlen oder zur

Zeit der Ausschreibungder Wahlen mit derselben im Rück-
stande sind;

3) Diejenigen, welche entmündigt sind;
4) Diejenigen, über deren Vermögen das Konkursverfahrener-

öffnet ist, bis sie von allen Ansprüchen ihrer Gläubiger be-

freiet sind;
5) Diejenigen, denen durch strafrechtlichesUrtheil die bürgerlichen

Ehrenrechte entzogen sind, während des dafür festgesetzten
Zeitraums;

6) Diejenigen, welche sich in Straf= oder Untersuchungshaftbe-

finden.
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83.

An den Wahlen der zweiten Kategorie nehmen nur diejenigen
GrundeigenthümerTheil, denen das betreffendeGrundstück in den

öffentlichenHypothekenbücherneigenthümlichzugeschriebenist, und

zwar ohne Clauseln und Bestimmungen,welche ergeben,daß das

Eigenthum in Wirklichkeit einem Andern zusteht.
Der Besitz mehrerer Grundstücke giebt nur ein einmaliges

Wahlrecht. Von mehreren Miteigenthümern eines Grundstücks
kann nur Einer das Wahlrecht ausüben. Die Miteigenthümer haben
der Central-Wahlcommission anzuzeigen,welcher von ihnen als zur
Ausübung des Wahlrechtsberechtigtin die Wählerlisten eingetragen
werden soll.

§4.

Zum Behufe der allgemeinenWahlen wird das Hamburgische
Staatsgebiet in 40 Wahlbezirke(Anl. A zu diesemGesetze)und zum
Behufe der Grundeigenthümer-Wahlenwerden die Stadt, Vorstadt
und Vororte in 20 Wahlbezirke(Anl. B| eingetheilt.

Jeder Wahlberechtigteist in die Listen desjenigenWahlbezirks
einzutragen, in welchem er seine regelmäßigeWohnung, oder wenn

diese außerhalb des HamburgischenStaatsgebiets liegt, sein ge-
wöhnliches Geschäftslocalhat.

WahlberechtigteGrundeigenthümer,welche innerhalb der Be-

zirke für die Grundeigenthümer-Wahlenweder Wohnung noch Ge-
schäftslocal haben, werden auf ihren Antrag in die Wählerlisten
eines Bezirks eingetragen, in welchem sie mit Grundeigenthum
angesessensind.

Zum Behufe der Wahlen der gegenwärtigen und früheren
Mitglieder der Gerichte und Verwaltungsbehördenwerden sämmt-
liche Wahlberechtigtezu einem Wahlkörper vereinigt.

r 5.

Zur Ausübung des Wahlrechts sind nur diejenigenWähler
befugt, welche am Tage der Wahl in die Wählerlisten eingetragen
sind. Bei den allgemeinen und den Grundeigenthümer-Wahlen
hat jeder Wahlberechtigtesein Wahlrecht in demjenigen Bezirke
auszuüben,in odessenListe er eingetragenist.
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II. Wahlbehörden.

§ 6.

Alle Wahlen werden vom Senate angeordnet.Die Leitung
und Beaussichtigungdes Wahlgeschäfts geschiehtdurch die Central=

Wahlcommission,die Bezirks-Commissionenund Abtheilungs-Com-
missionen.

§ 7.

Die Central-Wahlcommmissionbestehtauszwei Mitgliedern
des Senats, zwei Mitgliedern des Bürger-Ausschussesund den fünf
durch die BürgerschafterwähltenMitgliedern der Steuer-Deputation.

§ .

Für die Wahlen der ersten und zweitenKategorie sind örtlich
sehr ausgedehnteBezirke des Landgebietseinschließlichder Vororte

unterBerücksichtigung,der Zahl der Wähler und der Lage ihrer
Wohnungen in Abtheilungenzu zerlegen.

6#9.

Behufs Vornahme der Wahlen der erstenund zweitenKategorie
in der Stadt und der Vorstadt wird von der Central-Wahlcommission
für jeden Bezirk eine Bezirks-Commissiongebildet,welche aus zwei
Steuerschätzungsbürgernund vier auf deren Vorschlag von der

Central-Wahlcommissionzu bestimmenden wahlberechtigtenBürgern
des betreffendenBezirks besteht. In den Commissionenfür die

Grundeigenthümer-Wahlenmüssen die zugezogenen Bürger als

Grundeigenthümerwahlberechtigt sein.
Für die Wahlen der beiden erstenKategorien werden auf dem

Landgebieteeinschließlichder Vororte von der Central-Wahlcommis-
sion gleichfalls Bezirks-Commissionenbeziehungsweisefür die Ab-

theilungen (§ 8) Abtheilungs--Commissionengebildet, bei deren Zu-
sammensetzungsie sowohlwas die Anzahl als was die Qualification
der Mitglieder anlangt, auf die Local-VerhältnisseRücksicht zu
nehmen hat. Vorzugsweisesind Mitglieder der Gemeindevorstände
zuzuziehen.

8 10.

Für die Wahlen der dritten Kategorie bildet die Central=
Wahlcommission eine besondere, aus zwei ihrer Mitglieder und
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vier von diesenvorgeschlagenen,für dieseWahlen wahlberechtigten
Bürgern bestehendeCommission.

11.
Den Vorsitz führt:

in den Bezirks-Commissionen,in welchenSteuerschätzungs-
bürger sitzen, derjenige von ihnen, welcher dem Amtsalter nach
und bei gleichemAmtsalter derjenige, welcherdem Lebensalter nach
der älteste ist;

in den Bezirks-Commissionendes Landgebiets,einschließlichS. 7.

der Vororte und in den Abtheilungs-Commissionen,in welchen kein

Steuerschätzungsbürgersitzt, sowie in der Commission für die Wahlen
der dritten Kategorie ein von der Central-Wahlcommissionzu be-

stimmendes Mitglied.
Der Vorsitzende kann in Behinderungsfällenden Vorsitz einem

anderen Mitgliede übertragen. In seiner Abwesenheit oder auf
sein Verlangen wählt die Commissionseinen Stellvertreter.

∆#12.

Zur Vornahme einer amtlichen Handlung ist die Gegenwart
von wenigstens drei Mitglievern der betreffenden Commission er-

forderlich.

III. Wählerlisten.

13.
Die Central-Wahlcommission hat für die Feststellung der

Wählerlisten zu sorgen und wegen Entwerfung derselbenrechtzeitig
die erforderlichen Aufträge des Senats an die Steuer-Deputation
zu veranlassen. Für jeden Wahlbezirk, beziehungsweisefür jede
Abtheilung eines Wahlbezirks(§ 8) sind besondereListen anzulegen.

14.
Die Wählerlisten werden im statistischenBureau der Steuer-

Deputation entworfen und der Central-Wahlcommission zugestellt,
welchedieselben spätestensdrei Wochen vor dem betreffendenWahl-
tage unter öffentlicherBekanntmachung,daß und wo dies geschehe,
auf acht Tage, und zwar die Wählerlisten der ersten und zweiten
Kategorie in der Regel innerhalb der Bezirke beziehungsweiseAb-

theilungen oder in der Nähe derselben zu Jedermanns Einsicht
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auslegen läßt. So weit die Einsichtnahmein die Wählerlisten und
die Sicherheit derselben dadurch nicht beeinträchtigtwird, ist es ge-
stattet von den Wählerlisten Abschrift zu nehmen.

5.

Einsprachengegen die öffentlich ausgelegtenWählerlisten sind
nur zulässig,wenn sie spätestenszwei Werktagenach dem Schlusse
der Auslegungszeit der Listen unter Beifügung der erforderlichen
Beweisstücke(Bürgerbrief, Steuerquittung, Beschwerungdes Grund-
stückesu. s. w.) bei der Central-Wahlcommissioneingebrachtwerden.

Die Central-Wahlcommission hat bei Auslegung der Wähler-
listen eine öffentliche Bekanntmachungdarüber zu erlassen, bis zu
welchem Tage Einsprachegegen die Wählerliste zulässig und wo

solcheanzubringen ist.
Ueber die rechtzeitigeingegangenenEinsprachenhat die Central-

Wahlcommissioninnerhalb acht Tagen nach Ablauf der Frist für
Anbringung der Einsprachenendgültig zu entscheidenund den Be-
theiligten die Entscheidungschriftlich mitzutheilen.

Die Wählerliste ist, nachdem die Central-Wahlcommission über
sämmtliche eingelaufenenEinsprachenBeschluß gefaßt und dement-

sprechenddie Liste berichtigt hat, unter Angabe der Zahl der nun-

mehr endgültig in dieselbe ausgenommenenWähler von dem Vor-

sitzendender Central-Wahlcommissionals abgeschlossenzu unterzeichnen.
Nur die in dieseberichtigtenWählerlisten aufgenommenenPersonen
sind zur Theilnahme an den Wahlen berechtigt.

ü16.

Für jede neue Wahl sind neue Wählerlisten aufzustellen,wenn

nicht die Central-Wahlcommissionbei Nachwahlen,welche innerhalb
eines Jahres nach Abschluß der Wählerliste stattfinden, die Aus-

legung der früheren Wählerliste für ausreichenderklärt.

IV. Wahlverfahren.

1) Bei den regelmäßigen Wahlen.

§ 17.

Die regelmäßigenWahlen zur Bürgerschaftfinden nachMaaß-
gabe der Art. 38 bis 41 der Verfassungalle drei Jahre statt.

In den beiden ersten Kategorien wählt abwechselnddas eine
Mal die eine und nach drei Jahren die andere Hälfte der Wahl-
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bezirke. In jedem Bezirke hat der Wähler so viele Personen
namhaft zu machen, wie der Bezirk Abgeordnete wählt. In der
dritten Kategorie wird die Neuwahl für die jedes Mal ausscheidende
Hälfte der Mitglieder von sämmtlichen Wählern dieser Kategorie
vorgenommen und zwar in Einer Wahlhandlung, bei welcher jeder
Wähler zwanzigPersonen namhaft macht.

18.
Die Wahlen der ersten Kategorie finden an Einem Tage statt.
Nachdemdie allgemeinenWahlen stattgefundenhaben, wählen

die zehn Wahlbezirkeder Grundeigenthümer an Einem Tage.
Zuletzt finden die Wahlen der dritten Kategorie ebenfalls an

Einem Tage statt.
Die Wahltage sind so zu bestimmen, daß sämmtlicheWahlen

vor dem Erneuerungsterminebeendigt sein können. Nachdem der

betreffende Wahltag vom Senate bestimmt worden, erfolgt die

öffentliche Aufforderung zu den Wahlen durch die Central-Wahl-
commission,welche zugleichbekannt macht, wo und während welcher
Zeit die Stimmzettel abzugebensind. Das Wahlbureau muß in
der Regel innerhalb des betreffenden Wahlbezirks, beziehungsweise
innerhalb der betreffendenAbtheilung belegensein.

½

Die Wahlhandlung beginnt um 9 Uhr Vormittags und wird
um 6 Uhr Nachmittags geschlossen.

820.
Die Wahlhandlung, sowiedie Ermittelung des Wahlergebnisses

ist öffentlich. Während der Wahlhandlung dürfen im Wahllocale
weder Discussionen stattfinden, noch Ansprachengehalten, nochBe-

schlüssegefaßt werden. Ausgenommenhiervon sind die Discussionen
und Beschlüsseder Wahlcommission,welchedurch die Leitung des

Wahlgeschäftesbedingt sind.

„r21.

Die Wahlen geschehenmittels Stimmzettels.
Vor Abgabe des Stimmzettels hat der Stimmende seinen

Namen den anwesendenCommissarenanzugebenund falls er den-

hunnicht persönlich bekannt ist, sichüber seine Person auszu-
weisen.
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Jeder Wähler hat seinen Zettel, auf welchem die Personen,
denen er seine Stimme gebenwill, namhaftzu machen sind, nach-
dem derselbe verdeckt gestempelt worden, persönlich in den ver-

schlossenenZettelbehälter zu legen.
Der Stimmzettel muß von weißem Papier, ohne äußere

Kennzeichenund derart zusammengefaltetsein, daß der auf ihm
verzeichneteName verdeckt ist. Stimmzettel, welche diesen Er-
fordernissennicht entsprechen,sind zurückzuweisen.

96#22.
Die Wahlcommission hat in der amtlichen Wählerliste bei

dem Namen eines jeden Wählers, der seine Stimme abgegeben
hat, einen betreffendenVermerk zu machen, und ist ferner von der

Wahlcommission eine Gegenlistezu führen, in welche der Name
eines jeden Wählers, der seine Stimme abgegebenhat, nach der

Reihenfolge des Erscheinensaufzunehmenist.

9 23.

Die nachVorschrift des 5 22 aufgenommenenVerzeichnisseder

gestimmt habenden Wähler bilden später die Grundlage für die

Prüfung der Gültigkeit der Wahlen durch den betreffenden Aus-

schußder Bürgerschaft, welcher auch die Berechtigungder Wähler
zu berücksichtigenund davon auszugehenhat, daß eine Wahl un-

gültig ist, wenn so viele Nichtberechtigtemitgestimmt haben, daß
dies von Einfluß auf das Ergebniß der Wahl gewesensein kann.

Entstehen hinsichtlichder Berechtigungvon Wählern Zweifel, so ist
der Ausschußbefugt, von diesen die erforderlichen Nachweise zu
verlangen und bei den Behörden die behufige Erkundigungeinzu-
ziehen.

6§.24.

Sofort nach geschlossenerAnnahme der Wahlzettel hat die

Bezirks-Commission,beziehungsweisedie Abtheilungs-Commission
den versiegeltenZettelbehälterzu eröffnen, die abgegebenenStimm-

zettel zu zählen und danach das Ergebnißder Wahl zu ermitteln-

[Ueber die gesammteWahlhandlung ist ein Protokoll aufzunehmen,
welches von sämmtlichengegenwärtigenMitgliedern der betreffenden
Wahlcommissionzu unterzeichnenist.

D25.
Die Wahl geschiehtvdurchrelative Stimmenmehrheit. Unter

Personen, welchegleich viel Stimmen bei der Wahl erhalten haben,
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entscheidetdas Loos, welches in jedem Falle in der Central-
Wahlcommission durch die Hand des Vorsitzenden der-

selben gezogen wirdt.
Wenn auf einem Stimmzettel ein Name unleserlichgeschrieben

oder die von dem Wähler gemeintePerson nicht genügend erkennbar

ist, so wird dieser. Name als nicht geschriebenbetrachtet.
Wenn mehr als die vorschriftmäßigeAnzahl von Namen auf

einem Stimmzettel stehen, so gelten nur die voranstehenden.
Wenn auf einem Stimnzettel derselbe Name zweimal steht,

so gilt derselbe nur einmal.
Wenn ein Stimmzettel weniger Namen enthält als er ent-

halten sollte, so macht dieser Mangel denselbennicht ungültig.
Stimmzettel, welchekeinen Namen oder keinen lesbaren Namen

enthalten, sind ungültig und werden bei Ermittelung des Wahl-
ergebnissesnicht mitgezählt.

626.
Die Wahlprotokolle nebst sämmtlichen dazu gehörigenSchrift-

stückeneinschließlichder versiegeltenStimmzettel sind von den Be-

zirks-Commissionenbeziehungsweiseden Abtheilungs-Commissionen
fördersamst,jedenfalls aber so zeitig der Central-Wahlcommission
einzureichen,daß sie spätestens im Laufe des zweiten Tages nach
dem Wahltermine in deren Hände gelangen.

Die Central-Wahlcommissionhat die ihr von den Bezirks-
Commissionenmitgetheilten, beziehungsweisedie von ihr selbst aus

den Protokollen der Abtheilungs-Commissionen zu ermittelnden,
Ergebnisseder Wahlen spätestensam Tage nach Empfang obiger
Schriftstückedem Senat mitzutheilenund öffentlichbekannt zu machen.

6927.
Wenn die Wahl eine Person trifft, die schon an einem früheren

Tage gewählt war, so ist die zweite Wahl ungültig. Fand die

Doppelwahl an demselbenTage Statt, so hat sich der Gewählte
innerhalb dreier Tage darüber zu entscheiden,welcheWahl er an-

nehmen will, widrigenfalls die Central-Wahlcommissiondie Ent-

scheidungzu treffen hat. Es findet sodann eine Neuwahl Statt.

Ist die Wahl auf eine Person gefallen, welche nach Art. 34,
35 und 36 der Verfassungberechtigtist, die Wahl abzulehnen,so

1 Die gesperrten Worte sind durch die Bekanntmachung, betreffend

Zuatzum § 25 des Wahlgesetzes,vom 10. Mai 1889 (Gesetzsammlung1889

106) eingefügt.
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hat der Gewählte, falls er die Wahl nicht annehmenwill, inner-

halb drei Tagen, nachdem er von der auf ihn gefallenenWahl
amtliche Kenntniß erhalten hat, die Central-Wahlcommissionunter

] Anführung der ihm zustehendenAblehnungsgründe hiervon in

Kenntniß zu setzen,widrigenfalls er zur Annahme der Wahl ver-

pflichtet ist.

2) Bei einzelnen Wahlen.

28.

Wenn nicht durch die regelmäßigeErneuerung der Bürger-
schaft, sondern durch das Eintreten von Vacanzennach Art. 43 der

Verfassungeine Neuwahl nothwendig wird, so gelten dafür analog
die Vorschriften der vorstehendenParagraphen.

V. Transitorische Bestimmungen.

8 29.

Die erstenauf Grund dieses GesetzesvorzunehmendenWahlen
zur Bürgerschaft werden vom Senate so zeitig angeordnet, daß die

neugewählteBürgerschaftspätestensin der erstenWochedes Monat

März 1880 zusammentretenkann.
Die zur Zeit bestehendeCentral-Commissionfür die allgemeinen

directen Wahlen übernimmt die Functionen der Central-Wahlcom-
mission (§ 7) und setzt die übrigen Commissionen ein (I§ 9 und 10).
Bezirks-Commissionenkönnen für das ersteMal aus Einem Steuer-

schätzungsbürgerund fünf wahlberechtigtenBürgern des betreffenden
Bezirks gebildet werden.

930.

Bei diesenerstenWahlen wählen sämmtlicheBezirke der ersten
und zweiten Kategorie. Von den Wählern der dritten Kategorie
werden bei diesen erstenWahlen vierzig Mitglieder gewählt. Die

neugewählte Bürgerschaftbestimmt in einer ihrer ersten Sitzungen
durch Ausloosung, welcheBezirke der ersten und zweiten Kategorie
für sechs und welche nur für drei Jahre gewählt haben sollen,
sowie diejenigenzwanzigAbgeordnetender dritten Kategorie, welche
für drei, und diejenigen,welchefür sechsJahre gewähltsein sollen.
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g 31.

Zum Behufe der Ausloosung werden die Wahlbezirkefür die

allgemeinen Wahlen und die Grundeigenthümer-Wahlen in zwei
Hälften getheilt, so daß für die allgemeinen Wahlen die Bezirke
1 bis 7, 17 bis 21 und 33 bis 40 die eine, und die Bezirke
8 bis 16 und 22 bis 32 die andere Hälfte bilden; ferner für
die Grundeigenthümer-Wahlendie Bezirke 1 bis 4, 9 bis 10 und
17 bis 20 die eine Hälfte, und die Bezirke 5 bis 8 und 11 bis 16

die andere Hälfte bilden. Alsdann wird zwischendiesen beiden

Hälften geloost.

§(32.

Nachdemin dieser Weise durch das Loos festgestelltworden,

welcheBezirke bei den nächsten, nach drei Jahren stattfindenden
regelmäßigenWahlen und welche erst nach sechsJahren bei der S. 12.

zweiten halbschichtigenErneuerung der Bürgerschaft zu wählen
haben werden, sowie ferner, welcheMitglieder der dritten Kategorie
bei den nächstenNeuwahlen auszutreten haben, wird von dem

Resultate der Ausloosung dem Senat und von diesemver Central=

Wahlcommissionamtlich Kenntniß gegeben.

Gegeben in der Versammlungdes Senats, Hamburg, den
19. Januar 1880.

Anlage A.

Bezirke für die allgemeinendirekten Wahlen.
Nun folgt S. 12—19 unten die Abgrenzungder 40 Wahlbezirkei.

Anlage B.

Bezirke für die Wahlen der Grundeigenthümer.
Nun folgt S. 20—24 die Abgrenzungder 20 Wahlbezirke7.

1 S. aber S. 46 Note 1.
2 Degleichen.
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Anlage C1.

Verzeichnißder Gerichte und Behörden, deren gegenwärtige
und frühere Mitglieder in der dritten Kategorie wählen.

GegenwärtigeBehörden: Vormalige Behörden:

a) Verwaltungs-Abtheilung für die Finanzen.

Finanz-Deputation. Kämmerei.

Deputation für directe Steuern. Steuer-Deputation. ,#

Deputation für indirecte Steuern Zoll= und Accise-Deputation.
und Abgaben. Stempel-Deputation.

Pensionscasse-Deputation. Schulden-Administrations-Depu-
tation.

Revisions-Commissiondes allge-
meinen Rechnungswesens.

b) Verwaltungs-Abtheilung für Handel und Gewerbe.

Deputation für Handel und Schifffahrt= und Hafen-Deputa-
Schifffahrt. tion.

Handelskammer. Commerz-Deputation.
Gewerbekammer. Bank-Collegium.

Bank-Deputation.
Post-Deputation.
Deputation für das Post=Eisen-

bahn= und Telegraphenwesen.
Kornordnung.
Theerhofs-Deputation?.

Tc)Verwaltungs-Abtheilung für das Bauwesen.

Bau-Deputation. Stadtwasserkunst-Deputation.

1 Zu Anlage A upgl.die getroffene Abänderung vom 11. December
1882 (Gesetzsammlung1882 S. 159. 160), zu Anlage A—C die v. 21. De-
cember 1888 (Gesetzsammlung1888 S. 107—111) und die v. 4. Januar
1892 (GesetzsammlungS. 4—26), in welcher der berichtigte Text der
drei Anlagen neu abgedruckt ist. Die Anlage C wird anbei in
dieser jetzt geltenden Fassung abgedruckt; ihreAbweichungen vom

ursprünglichen Text sind angegeben.
«

2 Steht in der Publ. v. 19. Jan. 1880 noch links.
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GegenwärtigeBehörden: Vormalige Behörden:

d) Verwaltungs-Abtheilung für das Militairwesen.

Militair-Departement.
Bürgermilitair-Commission.

e) Verwaltungs-Abtheilung für das Unterrichtswesen.

Oberschulbehörde. IcnterimistischeOberschulbehörve.
Verwaltung der AllgemeinenGe- Scholarchat.

werbeschuleund der Schule
für Bauhandwerker.

f) Verwaltungs-Abtheilung für das Justizwesen. S. 26.

Landgericht, einschließlichder Obergericht.
Kammern für Handelssachen. Niedergericht.

Amtsgerichte. Handelsgericht.
Vormundschafts-Behörde. Aemtergericht.

8) Verwaltungs-Abtheilung für polizeiliche und innere Angelegenheiten.

Medicinal-Collegium. Gesundheitsrath.
Gefängniß--Deputation. Gefängniß-Collegium.
Feuercasse-Deputation. Polizeiwachen-Deputation.
Deputation für das Feuerlösch=

wesen.
Todtenladen-Deputation.
Friedhofs-Deputationt.
Behördefür Krankenversicherung?.
Behörde für Zwangserziehungs.
Schlachthof-Deputation“.

h) Verwaltungs-Abtheilung für öffentliche Wohlthätigkeit.

Armen-Collegium.
Krankenhaus-Collegium.
Waisenhaus-Collegium.
Armen-Collegiender Ortsarmen-

verbände der Geestlandeund
der Marschlande.

:Ausgenommendurch die Abänderung v. 4. Januar 1892.
eßgl.

3 Schon aufgenommen durch die Abänderung v. 21. December 1888.
4 Aufgenommen durch die Abänderung v. 4. Jan. 1892.



Anlage 2.

Gesetz,betreffenddie Zuständigkeit des Reichsgerichtsfür Streit-
fragen zwischendem Senat und der Bürgerschaftvon Hamburg.

Vom 14. März 1881.

Reichs-Gesetzblatt1881 A+ 6 S. 37.

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden DeutscherKaiser, König
von Preußen 2c. verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter
Zustimmung des Bundesraths und des Reichstags, was folgt:

Das Reichsgerichtentscheidetin den vereinigten Civilsenaten
die ihm durch Artikel 71 Ziffer 1 und Artikel 76 der Verfassung der

freien und Hansestadt Hamburg vom 13. Oktober 1879 (Gesetz-
Samml. der freien und HansestadtHamburg 1879 S. 353) zu-
gewiesenenStreitfragen zwischendem Senat und der Bürgerschaft.

Urkundlich unter Unserer HöchsteigenhändigenUnterschrift und

beigedrucktemKaiserlichenInsiegel.
GegebenBerlin, den 14. März 1881.

(. 8.) Wilhelm.
Fürst v. Bismarck.

Ausgegebenzu Berlin, den 24. März 1881.




